u 
—— 8 
n 


Derhandlungen 


des 


fünfzehnten weſtpreußiſchen Städtetages, 


| 0 abgehalten in Dirſchau am 28. und 29. Juni 1907. 
Fünfzehnte Sammlung. 
/ 
Herausgegeben vom Vorftande des weſtpreußiſchen Städtetages. 
9 


Danzig. 
Druck von A. Schroth. 
1907. 


Inhalts verzeichnis. 


1. Tagesordnung und Prograů meme Sei 


II. Verzeichnis der Teilnehmmeuufꝑ e 
III. Verhandlun geen nn 
A. Erſte Sitzung 

a) EröffnunnJIFFIIwnn JJ 

b) Geſchäftsberichenertrt ccc 

c) Rechnungslegòunnwꝛ U eUeꝛLit t 


d) Die Novellen zu den Geſetzen über die Penſionierung der Reichs- und Staatsbeamten und über die 
Fürſorge für ihre Hinterbliebene nniniuinuinunun ss 
e) Eiſenbahntarife für inländiſche Pflaſterſteinn e 
f) Die Steuerprivilegien der Beamiteenennnnnnmn 
8) Eutlaſtung der Rechnunnnnᷓꝭnnu ? ˖q.sgsssss 
h) Wahl des Vorſtandeeeeee nns 
i) Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des ſechzehnten Städtetages n 
. Zweite SitzunnnʃiIememꝛIe³mçnf . „„ 
a) Ift die Lage der kleinen, nicht kreisfreien Städte durch die Geſetzgebung der letzten 35 Jahre gefördert 
oder geſchädigt worden und wie kann ihnen geholfen werdevennnnnndnn 
Gewährung von Fahrpreisvergünſtigungen für die von der Techniſchen Hoͤchſchule in Danzig veran- 
ſtalteten Sonderkurſſqdũcouaõ˖ 
Geſchäftliche Mitteilungeettxxuxnnddd‚‚‚‚‚‚” ... 
Schl ßn . 8 


b 


z 


0 
d 


Nr 


„3312 
„ 17 
„ 17 
27 
„ 27 
„ N 
— 250 
— 29 
— 42 
— 143 
„ 13 


A. Tagesordnung. 


Eröffnung und Geſchäftsbericht. 
Die Novellen zu den Geſetzen über die Penſionierung der Reichs- und Staatsbeamten und 
über die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen. 
(Berichterſtatter noch nicht beſtimmt.) 
Eiſenbahntarife für inländiſche Pflaſterſteine. 
Berichterſtatter: Bürgermeiſter Kühl-Strasburg Weſtpr. 
Die Steuerprivilegien der Beamten. 
Berichterſtatter: Stadtrat Dr. Deichen-Danzig und 
Bürgermeiſter Zitzlaff- Marienwerder. 
Iſt die Lage der kleinen, nicht kreisfreien Städte durch die Geſetzgebung der letzten 35 Jahre 
gefördert oder geſchädigt worden und wie kann ihnen geholfen werden? 
Berichterſtatter: Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 
Gewährung von Fahrpreisvergünſtigungen für die von der Techniſchen Hochſchule in 
Danzig veranſtalteten Sonderkurſe. 
Berichterſtatter: Stadtverordneter Hardtmann-Danzig. 


7. Geſchäftliche Mitteilungen. 
8. Entlaſtung der Rechnung. 
9. Wahl des Vorſtandes. R 
10. Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten Städtetages. 
B. Programm. 
Donnerstag, den 27. Juni 1907. 
Von 8 Uhr abends ab: Zwangloſes Beiſammenſein der ſchon anweſenden Mitglieder des Städtetages 
im Garten des Geſellſchaftshauſes (Bahnhofſtraße Nr. 4). Konzert. 
Freitag, den 28. Juni 1907. 
8 Uhr vormittags: Zuſammentreffen am Denkmalsplatz behufs Beſichtigung der Freiwilligen 


Feuerwehr und deren Löſchgeräte auf dem Übungsplatze (Moltkeſtraße), der 
Metallwarenfabrik H. Kelch Erben, des Stadtparks und des ſtädtiſchen 
Waſſerwerks. 


10 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im Geſellſchaftshauſe. 

11½ Uhr vormittags: Frühſtück, gegeben von der Stadt Dirſchau. 

12 Uhr mittags: Fortſetzung der Verhandlungen. 

2 Uhr nachmittags: Gemeinſames Mittageſſen im Hotel zum Kronprinzen. Gedeck 3,50 Mk. 


ohne Wein. 


4½ Uhr nachmittags: Dampferfahrt nach Gerdin. Nach Rückkehr Beiſammenſein im Geſellſchafts⸗ 


garten. — Konzert. — 


Sonnabend, den 29. Juni 1907. 


8 Uhr vormittags: Beſichtigung des ſtädtiſchen Elektrizitätswerks und des ſtädtiſchen Schlachthauſes. 
9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages. 
2 Uhr nachmittags: Mittageſſen in den Hotels je nach Belieben der Teilnehmer. 

Etwa 3%, Uhr nachmittags: Fahrt nach Neumühl mit Sonderzug. — Nach Rückkehr zwangloſes Bei⸗ 


ſammenſein im Geſellſchaftsgarten. 
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Il. Verzeichnis der Teilnehmer 
an dem 


fünfzehnten Städtetage der Provinz Weſtpreußen in Dirſchau 1907. 


Amtliche Stellung 
Vertreteu durch 


Nr. Name der Stadt bezw. 
Stand des Vertreters 
Name 
Partikel Bürgermeiſter. 
Gottſchallilk Stadtverordnetenvorſteher. 
Schmidt Stadtverordneter. 
Biſchofswerder Fanelſſ a Bürgermeiſter. 
Brieſen v. Goſtomsli1ui Bürgermeiſter. 
Sa nnd Stadtverordnetenvorſteher. 
Eggert Bürgermeiſter. 
Komoſꝓ e Bürgermeiſter. 
Dr. Malotka Stadtverordnetenvorſteher. 
Hartwich Bürgermeiſter. 
Bertraemnm Stadtverordneter. 
Mendershauſen Stadtverordneter. 
Ehlers Oberbürgermeiſter. 
Dr. Deichen Stadtrat. 
GronaÑun ns Stadtrat. 
Knochenhauer Stadtrat. 
Mitzlaff w Stadtrat. 
11 e Stadtverordneter. 
ange Stadtverordneter. 
Oeſtreickchrghe Stadtverordneter. 
Salomoe n Stadtverordneter. 
Dirſchau EichhartrtWe Bürgermeiſter. 
Muscate Beigeordneter. 
Raabt„ ee Stadtwerordnetenvorſteher. 
Hähne ſtellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
Elbing Neumann Stadtrat. 
Dr. Pfütſch h Stadtrat. 
Wied wald. Stadtrat. 
Dr. Ble ver Stadtverordnetenvorſteher. 
Pudoou&»nr,n 22.. ſtellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
Wegmann Stadtverordneter. 
Grzy waz Bürgermeiſter. 
Thielemann Stadtverordneter. 
Haak Bürgermeiſter. 


Nicolai Bürgermeiſter. 


Amtliche Stellung 
Nr. Name der Stadt . bezw. 
Stand des Vertreters 
Name 
13. Grau den Kühnaſt tet Oberbürgermeiſter. 
Khſ er Stadtrat. 
Dr. Stolzen berg Stadtrat. 
Tettenborn ſtellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
Biraof: nn Stadtverordneter. 
14. Koniii zg Voller Rendant. 
15.] Dt. Krone Müller Bürgermeiſter. 
16. Lauten burg Jün zz Bürgermeiſter. 
17. Leſſe inn Netz Bürgermeiſter. 
18. Lobau Kü dee: 3 Bürgermeiſter. 
19. | Marienburrg Dr. Kunze 2. Bürgermeiſter. 
20.] Marienwerder Jie d e Bürgermeiſter. 
üſte r Stadtrat. 
Schroꝶeu g Juſtizrat, Stadtverordneten⸗ 
, vorſteher. 
Diehl!!! Schulrat, Stadtverordneter. 
21. Neumarkt Schleſinger Ratmann. 
Max Cohn Stadtverordneter. 
22. | Neuenburg Buchhoeern Bürgermeiſter. 
Engelienn Schulrat, Stadtverordnetenvorſteher. 
23. Neuſtadete Erdmann Bürgermeiſter. 
Dr. Bockwoldte Stadtverordneter. 
Witt rin Stadtverordneter. 
24. Neute iche Wie· e Bürgermeiſter. 
Rum ſtellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
25. Putzi g Bohn nein bias Beigeordneter. 
Templin Stadtverordnetenvorſteher. 
26. Rehden Schenk Bürgermeiſter. 
Muchlin sk. Stadtverordueter. 
27. Schöne cke Sooſt e Bürgermeiſter. 
28. Schwetz Geißler Bürgermeiſter. 
29. Pr. Stargard Arndt Stadtrat. 
Raßmann Stadtrat. 
Münchau Stadtverordnetenvorſteher. 


Magnuůns Stadtverordneter. 


Amtliche Stellung 
tret 
Nr. Name der Stadt e en n bezw. 
Stand des Vertreters 


Name 


30. | Stras bug Kühhl!l Bürgermeiſter. 

31.) Stun Schmidt Bürgermeiſter. 
Ulrichhhhe . Stadtverordneter. 

32. Tiegen ho ß Foerſ ter Bürgermeiſter. 
Ed. Unger Stadtverordneter. 

33. Thorn Dr. Kerſten Oberbürgermeiſter. 
Falkenberg Stadtrat. 
Boethke ES .. | Stadtverordnetenvorjteher. 

34. | TZudell - 2.2.20. Bube. 2 nern Bürgermeifter. 

35. | Bandsburg . ...... Pieper Bürgermeiſter. 

36. | Zempelbur g Saalmannn Bürgermeiſter. 
Müller Stadtverordnetenvorſteher. 

37. Zoppo e Dr. Kollat h.. . . Bürgermeiſter. 
Bielefeldt Stadtrat. 
Dr. Wan now. . „| Stadtverordnetenvorfteher. 
SulleoXi‚ͤͤ¶‚ Stadtverordneter. 


Ehrengäſte. 


Regierungsrat Heinrichs⸗Danzig, als Vertreter des Herrn Oberpräſidenten. 

Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen Hinze-Danzig. 

Regierungsrat Dr. Schroeder-Danzig, als Vertreter des Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten in Danzig. 

Regierungsrat Land» Marienwerder, als Vertreter des Herrn Regierungsprä ſidenten 
in Marienwerder. 

Vorſitzender des Provinzial⸗Ausſchuſſes und Landrat des Kreiſes Dirſchau, Geheimer. 
Regierungsrat Doehn-Dirſchau. 


Ill. Verhandlungen. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


Erſte S 


itzung. 


Freitag, den 28. Juni 1907. — Saal des Geſellſchaftshauſes. — 10 Ahr vormittags. 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Ehlers-Danzig: Meine 
Herren! Ich erkläre den fünfzehnten weſtpreußiſchen 
Städtetag für eröffnet. 

Es wird hier während der Sitzung eine Anweſen⸗ 
heitsliſte herumgehen, deren Aufſicht Herr Kollege 
Eichhart freundlichſt übernommen hat. Ich bitte 
dringend, Ihre Namen ſorgfältig einzutragen, da dieſe 
Liſte in den ſtenographiſchen Bericht kommt und der 
Ausweis dafür iſt, daß Sie wirklich dageweſen ſind. 
Ich erinnere, wie ſchon im vorigen Jahre, daran, daß 
einmal in einer unſerer Städte Zweifel laut geworden 
ſind, ob ihre Delegierten auch wirklich dageweſen ſeien. 
(Heiterkeit). 

Der Vorſtand iſt hier vertreten durch meine Wenig⸗ 
keit, Herrn Kollegen Dr. Kerſten-Thorn, Herrn 
Kollegen Müller-Dt. Krone und Herrn Kollegen 
Hartwich-Culmſee. Entſchuldigt hat ſich Herr Ober: 
bürgermeiſter Elditt-Elbing und Herr ſtellvertretender 
Stadtverordnetenvorſteher Münſterberg-Danzig, unſer 
Kaſſenführer, — vielleicht kommt er noch. Zu meinem 
großen Bedauern iſt aber auch verhindert mein Stell⸗ 
vecbretiri, er nz rt Noa ru oraz. yy 
daher bitten, daß einer der anderen Herren mich ver⸗ 
tritt und würde der Verſammlung vorſchlagen, Herrn 
Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten für heute und morgen 
als meinen Stellvertreter zu beſtellen. (Zuſtimmung). 
Damit iſt die Verſammlung einverſtanden. 

Hier liegt eine Anzahl Berichte anderer Städtetage, 
die wir in Danzig in größerer Anzahl haben. Ich 
bitte, ſie ſich gelegentlich anzuſehen und hin gern bereit, 
wenn einzelne Städte Exemplare wünſchen, fie, ſoweit 
der Vorrat reicht, zur Verfügung zu ſtellen. Es ſind 
großenteils ſehr intereſſante Verhandlungen, und für 
jeden, der überhaupt noch Zeit hat Druckſachen zu leſen 
Geiterkeit), iſt es ſehr zu empfehlen, ſich dieſer Berichte 
anzunehmen. — Ebenfalls liegen da Mitteilungen des 
deutſchen Städtetages. Meine Herren! Der deutſche 
Städtetag umfaßt Städte, die mindeſtens 25000 Ein⸗ 
wohner haben; es iſt aber zuläſſig, daß auch Verbände, 
alſo Provinzial⸗Städtetage unter Ausſchluß derjenigen 
Städte, die ſchon ohnedies Mitglieder des deutſchen 
Städtetages ſind — es ſind in Weſtpreußen: Danzig, 
Elbing, Graudenz und Thorn — Mitglieder des deut⸗ 
ſchen Städtetages werden. Ich werde mir, da der 
nächſte deutſche Städtetag meines Wiſſens erſt 1908 in 


München zuſammentreten wird, erlauben, eine Ent⸗ 
ſchließung darüber herbeizuführen, ob wir als Verband 
dem deutſchen Städtetage und ſeiner in Berlin errichteten 
Auskunftſtelle beitreten wollen. Wir würden einen 
angemeſſenen Beitrag zu zahlen haben, zu dem wir 
uns auf fünf Jahre verpflichten müßten. Ich will 
heute mit Rückſicht auf unſere reichhaltige Tagesordnung 
auf die Sache nicht weiter eingehen. 

Die ſtenographiſchen Aufzeichnungen werden in 
gewohnter Weiſe durch unſern alten Stenographen, 
Herrn Dr. Daniel bewirkt werden. 

Meine Herren! Ich bitte Sie, ſich von Ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht). Wir wollen auch 
diesmal, ehe wir in unſere Verhandlungen eintreten, 
unſeren Blick richten auf das große Gemeinweſen, unſer 
Vaterland, in deſſen Dienſt wir arbeiten auch in dieſem 
Städtetage, und auf den erhabenen Monarchen, der an 
der Spitze unſeres deutſchen Reiches uns voranleuchtet 
durch Arbeitsfreudigkeit und treueſte Pflichterfüllung. 
Seine Majeſtät, unſer allergnädigſter Kaiſer, König 
und Herr: Hurrah! (Die Verſammlung ſtimmt drei⸗ 
mal.. ſabbo tn. iu. dev. Nuß eun,. 

Ich bitte zugleich um die Erlaubnis, an Seine 
Majeſtät das übliche Telegramm richten zu dürfen, mit 
folgendem Wortlaut: 

g An des Kaiſers Majeſtät 
Kiel. 

Der in Dirſchau verſammelte weſtpreußiſche 
Städtetag ſendet Euerer Majeſtät in alter Treue 
ehrfurchtsvollen Huldigungsgruß. 

Oberbürgermeiſter Ehlers-Danzig.) 

Ich darf wohl annehmen, daß Sie mit der Ab⸗ 
ſendung dieſes Telegramms einverſtanden ſind. (Zu⸗ 
ſtimmung.) 

Ich habe dann die Freude, außer den Mitgliedern 
des Städtetages hier begrüßen zu können den Ver⸗ 


*) Auf dieſes Huldigungstelegramm iſt nach Schluß des 
Städtetages folgende telegraphiſche Antwort eingelaufen: 
Herrn Oberbürgermeiſter Ehlers. 

Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen dem 
weſtpreußiſchen Städtetage für das freundliche Gedenken 
herzlich danken. 

Auf Allerhöchſten Befehl: 
Der Geheime Kabinetts rat 
von Lucanus. 


treter des Herrn Oberpräſidenten, Herrn Regierungsrat 
Heinrichs; der Herr Oberpräſident iſt augenblicklich 
am Nordkap und daher verhindert, heute hier zu ſein. 
Die Einladung an den Herrn Landeshauptmann hat 
zu unſerer lebhaften Freude den Erfolg gehabt, daß 
ſowohl der Herr Landeshauptmann wie auch der Vor⸗ 
ſitzende des Provinzialausſchuſſes, Herr Geheimrat 
Doehn uns die Freude ihrer Anweſenheit machen. 
Der Herr Regierungspräſident von Danzig hat Herrn 
Regierungsrat Dr. Schroeder beauftragt, ihn zu 
vertreten, und der auf Urlaub befindliche Herr Re⸗ 
gierungspräſident von Marienwerder hat Herrn Re⸗ 
gierungsrat Laué beauftragt, an unſeren Verhand⸗ 
lungen teilzunehmen. Ich heiße die Herren herzlich 
willkommen. 

Regierungsrat Heinrichs: Ich danke Ihnen für die 
freundlichen Worte der Begrüßung, die Sie u. a. an 
mich, als den Vertreter des Herrn Oberpräſidenten 
gerichtet haben. Der Herr Oberpräſident bedauert es 
auf das lebhafteſte, daß er auch in dieſem Jahre in⸗ 
folge Urlaubes es ſich verſagen muß, an Ihren Be⸗ 
ratungen teilzunehmen. Er hat mich mit ſeiner Ver⸗ 
tretung beauftragt. Ich ſchätze dies als beſondere Ehre 
und habe mich dem Mandat mit umſo größerer Freude 
unterzogen, als ich ſelbſt als Kind der Provinz mit 
ihren Verhältniſſen auf das engſte verwachſen bin. Sie 
alle willen, daß der Herr Oberpräſident der wirtſchaft⸗ 
lichen Entwickelung der Kommunen, beſonders der 
mittleren und kleinen, wärmſtes Intereſſe entgegenbringt 
und durchdrungen iſt von der hohen Bedeutung des 
kommunalen Lebens für die Kultur überhaupt. Ich 
bitte, Sie an ein Wort erinnern zu dürfen, daß der 
Herr Oberpräſident, damals noch als Regierungs⸗ 
präſident, auf dem elften Städtetage ſprach. Er be⸗ 
zeichnete ſpeziell die Städte in unſerm Oſten als die 
Träger einer Kultur von Jahrhunderten und als Pflanz⸗ 
ſtätten deutſchen Weſens und deutſcher Vaterlandsliebe. 
Indem ich Ihnen die Grüße des Herrn Oberpräſidenten 
überbringe, bitte ich mir geſtatten zu dürfen, auch den 
diesjährigen Beratungen des Städtetages reichen Segen 
zu wünſchen für die Städte ſelbſt und damit auch für 
die Provinz. (Beifall.) 

Landeshauptmann Hinze: Meine Herren! Auch ich 
danke herzlich für die ſchönen Begrüßungsworte, die 
an mich und den Vorſitzenden des Provinzialaus⸗ 
ſchuſſes, in deſſen Namen ich wohl gleichzeitig ſprechen 
darf, gerichtet wurden. Ich bin gern hergekommen, 
zumal es mir in den letzten Jahren infolge von Zu⸗ 
fälligkeiten verſagt geweſen iſt, anweſend zu ſein. Ich 
ſchätze die Worte der Begrüßung und die ſchon vorher 
mir erwieſenen Freundlichkeiten umſomehr, als ich 
etwas beklommen und mit ſchlechtem Gewiſſen herge⸗ 
kommen bin (Heiterkeit), weil ich einen Auftrag nicht 
erfüllt habe. Ich habe Ihnen noch nicht den Entwurf 
für die zu begründende Penſionskaſſe mitteilen können. 
Ich bekam die Sache etwas ſpät, als ich gerade mit 
großen, anderen Arbeiten belaſtet war, dann bin ich 
auf Urlaub geweſen u. ſ. w. Der Provinzialausſchuß 
hat ſich aber der Sache wohlwollend gegenübergeſtellt 
und mich beauftragt, einen Entwurf vorzulegen, den 
Sie ſicher in nächſter Zeit erhalten ſollen. (Beifall.) 


Ich bin umſo lieber hergekommen, als auch ich ein 
Kind der Provinz bin. Von ganzem Herzen wünſche 
ich daher Ihren Beratungen in der alten, guten Stadt 
Dirſchau den beſten Erfolg. (Erneuter Beifall.) 

Geh. Regierungsrat, Landrat Doehn: Als Vor⸗ 
ſitzender des Provinzialausſchuſſes und Landrat des 
Kreiſes geſtatte ich mir, Sie herzlich willkommen zu 
heißen. Sie lernen in der Kreisſtadt Dirſchau eine 
Kommune kennen, welche die Freuden und Leiden aller 
kleineren Städte teilt. Große Aufgaben treten jetzt 
an unſere Städte heran, und unſere Stadtverwaltung 
iſt mit allen Kräften, ja, ich möchte faſt glauben, über 
die Kräfte hinaus beſtrebt, dieſen Anforderungen ge⸗ 
recht zu werden. Die ſelbſtredende Folge iſt die 
Finanznot; die Steuerlaſt iſt eine gewaltige, und wenn 
es Ihren Beratungen gelingen ſollte, dieſe Finanznot 
etwas zu mildern (Heiterkeit), ſo wäre das eine große 
Tat. Ich bin in dieſer Beziehung nicht ganz hoff⸗ 
nungslos, denn Nummer 5 der Tagesordnung wird 
Ihnen Gelegenheit bieten, auch die Finanzfragen zu 
erörtern. Das Referat befindet ſich in ganz außer— 
ordentlich guten Händen. Mein alter, langjähriger 
Freund, Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone iſt mir ſeit 
drei Jahrzehnten als ſehr gewiegter, findiger Verwal⸗ 
tungsbeamter bekannt, und vor allem habe ich immer 
ſeine Finanzkunſt zu ſchätzen gewußt. Er weiß Finanz⸗ 
quellen zu erſchließen wie kein anderer. Vielleicht 
gelingt es ihm, auch uns Ratſchläge zu geben, wie 
wir aus der Finanznot herauskommen. Das iſt mein 
ſehnlichſter Wunſch, den ich nicht nur für die Kreis⸗ 
ſtadt Dirſchau äußern möchte, ſondern auch für die 
anderen — ſie befinden ſich ja alle in gleicher Lage. 
Ich wünſche Ihnen den beſten Erfolg und begrüße 
Sie in dieſem Sinne. (Beifall.) 

Regierungsrat Dr. Schroeder⸗Danzig: Auch ich 


ſchließe mich den Dankesworten für die liebenswürdige 


Begrüßung an. Der Herr Regierungspräſident von 
Jarotzky iſt leider durch eine Miniſteral-Konferenz 
in Danzig am Erſcheinen verhindert. Mir gereicht es 
zur ganz beſonderen Freude, ihn zu vertreten, da auch 
ich ein Sohn der Provinz Weſtpreußen, ſpeziell der 
Stadt Danzig bin. Mein Präſident beauftragt mich, 
Sie ſeines lebhafteſten Intereſſes für Ihre Beratungen 
zu verſichern und die beſten Wünſche für einen gedeih⸗ 
lichen Verlauf anzuschließen. (Beifall). 

Regierungsrat Laué⸗Marienwerder: Der Herr Re⸗ 
gierungspräſident in Marienwerder hat mich beauf⸗ 
tragt, Ihnen ſeine Grüße zu übermitteln und die beſten 
Wünſche für einen günſtigen Verlauf Ihrer Beratungen. 
Er ſpricht zugleich ſein Bedauern aus, daß er durch 
ſeinen Urlaub, den er nicht unterbrechen kann, ver⸗ 
hindert iſt, an den Verhandlungen teilzunehmen. Ebenſo 
iſt auch ſein Vertreter Herr Oberregierungsrat Lewald 
verhindert. Der Herr Regierungspräſident nimmt den 
lebhafteſten Anteil an den Arbeiten des Städtetages, 
und ich habe die Ehre, ſeine beſten Wünſche für ihr 
Gedeihen auszuſprechen. (Beifall). 

Bürgermeiſter Eichhart⸗ Dirſchau: Meine ſehr ges 
ehrten Herren! Es liegt mir die angenehme Pflicht ob, 
Sie im Namen der Stadt Dirſchau, der Bürgerſchaft 
wie der ſtädtiſchen Körperſchaften, hier herzlich will⸗ 


kommen zu heißen. Wir hatten uns ſchon vor einer 
Reihe von Jahren, in Graudenz, dazu verſtanden, den 
Städtetag zu uns einzuladen. Wir ſtanden damals in 
Konkurrenz mit Marienburg, und da Marienburg ge⸗ 
wählt wurde, ſo war für uns die Linie vorgezeichnet, 
zu warten, bis eine Aufforderung an uns herantrat. 
Das iſt im vorigen Jahre geſchehen und hat lebhafte 
Freude bei uns hervorgerufen. Es iſt das erſte Mal, 
daß in dieſer alten Stadt der Weſtpreußiſche Städtetag 
tagt. Wir haben ja hier ebenſo wie andere kleine 
Städte nur unendlich wenig zu bieten, was wir von 
Herzen bedauern, aber was bei uns hier in den letzten 
Jahren hat geſchaffen werden können, das iſt Ihnen 
gezeigt worden und wird Ihnen noch gezeigt werden. 
Es zeigt noch ſehr das Gepräge der Unvollſtändigkeit⸗ 
vieles liegt noch in der Zukunft; es fehlt uns Kana⸗ 
liſation, es fehlt uns vor allen Dingen auch ein gutes 
Rathaus, — das muß eben die Zukunft bringen. Viel 
iſt es alſo nicht, was wir bieten können; was wir aber 
bieten, das geſchieht von Herzen. Sie haben ſich hier 
verſammelt auf einem Fleckchen Erde, das in der Ver— 
gangenheit eines der heißeſt umſtrittenen Gebiete ge— 
weſen iſt. Die Stadt hat unendlich gelitten in der 
Vergangenheit, in all den Streiten zwiſchen dem deut— 
ſchen Orden und den Polen, nachher unter den 
Schweden, ſchließlich, als Dirſchau preußiſch geworden 
war, durch die langjährige Beſatzung der Franzoſen. 
Damals iſt alles draufgegangen, was wir an Land 
und Gut gehabt haben, ſo radikal, daß die Stadt voll— 
ſtändig ruiniert war. Die Stadt hat nachher in der 
preußiſchen Zeit durch den Bau der Eifenbahnen wieder 
einen Aufſchwung genommen; aber was wir aus den 
Trümmern retteten, das war kein Geld, ſondern es 
waren Schulden, deren Abtragung bis in meine Zeit 
hinein gedauert hat. Nun hat die Bürgerſchaft den 
Verſuch unternommen, auch bei uns Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen zu ſchaffen, wie ſie eine moderne Kultur⸗ 
ſtätte nicht mehr entbehren kann. Ich bin in der 
angenehmen Lage, mich mit beiden ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften in dem Ziele unſerer kommunalen Aufgaben 
in vollkommener Übereinſtimmung zu befinden und 
weiß von dem Geiſte der Opferfreudigkeit, der in ihnen 
herrſcht, nur Lobendes zu berichten. Dieſer Geiſt 
beſeelt die ganze Bürgerſchaft, die es ſich zur Ehre 
ſchätzt, Sie heute zu ihren Gäſten zu zählen. Nehmen 
Sie das, was wir in unſerer Stadt und bei unferen 
beſchränkten Mitteln Ihnen bieten können in der Weiſe, 
wie es gemeint iſt, als von Herzen kommend. Sie 
wiſſen ja, mehr als man hat, kann man nicht geben. 
Ich will Ihren Beratungen nicht durch viele Worte 
Abbruch tun, ich heiße Sie nochmals herzlich will- 
kommen. (Beifall). 

Vorſitzender: Ich bin überzeugt, daß Sie mir voll⸗ 
ſtändig zuſtimmen, wenn ich ſage, daß wir ſehr erfreut 
ſind, daß Dirſchau uns zu dieſem Städtetage hier ein⸗ 
geladen und trotz der Kanaliſationsarbeiten und ſonſtiger 
ſchwieriger Aufgaben dieſe Einladung nicht zurück⸗ 
genommen hat. Wir wollen garnicht immer nur an 
glänzende Orte kommen, zumal wir ja ſolche in Weſt⸗ 
preußen eigentlich garnicht haben (Heiterkeit); wir haben 
ja lauter Städte, die mit der Not der Zeit ſchwer zu 
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kämpfen haben, von der ſich die großen Vororte um 
Berlin und die weſtlichen Städte ſchwerlich ein Bild 
machen; aber wir ſtehen hier auf einem Vorpoſten der 
Kultur, und wenn wir das leiſten, was uns möglich 
iſt, dann genügen wir unſerer Pflicht, mehr können 
wir nicht tun. Ich kann nur hoffen, daß die Be⸗ 
ſtrebungen der Stadtgemeinde Dirſchau von Erfolg 
gekrönt ſein werden und darf wohl verſichern, daß 
wir uns hier alle außerordentlich wohl fühlen. (Beifall.) 

Meine Herren! Wir kommen jetzt zu Nummer 1 
der Tagesordnung: 


Geſchäftsbericht. 

Ich will hier mitteilen, damit es gehörig in den 
ſtenographiſchen Bericht kommt, was infolge des vor- 
jährigen Städtetages in Dt. Eylau geſchehen iſt. 

Ich komme hierbei zunächſt zu demſelben Gegen⸗ 
ſtande, über den ſich ſchon der Herr Landeshauptmann 
in ſo wohlwollender Weiſe geäußert hat. Der Vor⸗ 
ſtand hat infolge der Verhandlungen des letzten Städte⸗ 
tages unter Mitteilung des ſtenographiſchen Berichtes 
unter dem 7. November 1906 an den Herrn Landes⸗ 
hauptmann folgendes Schreiben gerichtet: 

„Die Frage der Gründung eines Ruhegehalts⸗ 
kaſſenverbandes für die Beamten der Kommunen 
hat, nachdem ſie bereits früher mehrfach auf den 
Städtetagen der Provinz Weſtpreußen erörtert 
worden war, auch den diesjährigen Weſtpreußiſchen 
Städtetag, der am 29. und 30. Juni d. J. in 
Dt. Eylau ſtattfand, beſchäftigt, und der Städte⸗ 
tag hat auf Grund der eingehenden Vorarbeiten 
des Herrn Bürgermeiſters Müller-Dt. Krone 
folgenden Beſchluß gefaßt: 

Der Städtetag wolle feinen Vorſtand be- 
auftragen, den Herrn Landeshauptmann zu 
erſuchen, nunmehr die Führung zur Errichtung 
einer provinziellen Ruhegehaltskaſſe für die 
Kreiſe und Stadtgemeinden und andere öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Verbände der Provinz Weſt⸗ 
preußen in die Hand zu nehmen, zu dem 
Zwecke, in Gemeinſchaft mit Vertretern der 
Kreiſe und Städte die Satzungen einer ſolchen 
Kaſſe zu vereinbaren und bei dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe die erforderlichen Anträge wegen 
der Annahme der Satzungen und die Über⸗ 
nahme der Verwaltung der Kaſſe durch die 
Provinzialverwaltung zu ſtellen. 

In Erledigung dieſes Beſchluſſes übermitteln 
wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenſt einen ge⸗ 
druckten Verhandlungsbericht, der auf Seite 
36—48 die Erörterungen über dieſen Gegenſtand 
enthält, mit dem Erſuchen, die Angelegenheit im 
Sinne des Beſchluſſes in Erwägung nehmen zu 
wollen. Daß Ew. Hochwohlgeboren der Idee 
der Gründung eines ſolchen Verbandes unter der 
Verwaltung der Provinz wohlwollend gegenüber⸗ 
ſtehe, glauben wir nach den Erklärungen, die 
Sie auf dem Graudenzer⸗Städtetage im Jahre 
1902 (ſiehe anliegendes Druckſtück Seite 31) 
abgegeben haben, auch für die Gegenwart noch 
vorausſetzen zu können, und bei der Einheitlich 


keit, mit der der Städtetag ſich für die Gründung 
eines Ruhegehaltskaſſenverbandes ausgeſprochen 
hat, — der mitgeteilte Beſchluß iſt nach Seite 
48 mit allen gegen 1 Stimme gefaßt und die 
Stellungnahme dieſer einen abweichenden Stimme 
war lediglich durch eine abweichende Anſicht über 
das weiter einzuſchlagende formelle Verfahren 
veranlaßt — wird auf eine zahlreiche Beteiligung 
der Städte an dem zu gründenden Verbande ge⸗ 
rechnet werden können. Auch iſt nach den Er⸗ 
mittelungen des Herrn Referenten (Seite 38) 
wohl anzunehmen, daß auch in den Landkreiſen 
ein erhebliches Intereſſe für die Errichtung des 
Verbandes beſteht, ſodaß im ganzen eine finanziell 
genügende Beteiligung wird erwartet werden 
können. 

Über die Stellungnahme der Provinzial⸗ 
verwaltung darf ich wohl weiteren Mitteilungen 
entgegenſehen.“ 

Der Herr Landeshauptmann hat uns darauf fol⸗ 


gendes mitgeteilt: 


„Der Provinzial-Ausſchuß hat in ſeiner 
Sitzung am 18. Dezember 1906 beſchloſſen, dem 
Beſchluſſe des XIV. Weſtpreußiſchen Städtetages 
am 30. Juni 1906, die Errichtung einer pro⸗ 
vinziellen Ruhegehaltskaſſe für die Kreiſe und 
Stadtgemeinden und andere öffentlich- rechtliche 
Verbände der Provinz Weſtpreußen betreffend, 
Folge zu geben und den Landeshauptmann mit 
der Ausarbeitung des Entwurfs der Satzungen 
für die Ruhegehaltskaſſe zu beauftragen. In 
Erledigung des Auftrags iſt mit Beſchaffung des 
erforderlichen Materials begonnen worden.“ 

Nach den freundlichen Mitteilungen des Herrn 
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Wir haben zur Begründung die Verhandlungen 
des Städtetages beigefügt und folgende Antwort be⸗ 
kommen: 

„Der Antrag des Vorſtandes vom 7. No⸗ 
vember v. J. betreffend die Anrechnung aus⸗ 
wärtiger Dienſtzeit bei Feſtſtellung der aus 
der Provinzial⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe zu 
zahlenden Reliktengelder iſt vom Provinzial⸗ 
Ausſchuß dem Provinzial-Landtag unter⸗ 
breitet worden. 

Der Provinzial- Landtag hat in ſeiner 
Sitzung am 6. März cr. beſchloſſen, daß der 
8 12 des Reglements betreffend die Fürſorge 
für die Witwen⸗ und Waiſen der Beamten 
des Provinzialverbandes vom 16. März 1883 
ſtatt der bisherigen Faſſung die folgende 
Faſſung erhält: 

„„Das Witwengeld beſteht für die Witwen 
derjenigen Kaſſenmitglieder, welche nach dem 
31. März 1898 ſterben, in vierzig vom 
Hundert derjenigen Penſion, zu welcher der 
Verſtorbene berechtigt geweſen iſt oder berech⸗ 
tigt geweſen ſein würde, wenn er am Todes⸗ 
tage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 

Hierbei ſollen beſondere Abmachungen mit 
den Provinzialbeamten über die Anrechnung 
anderweit im Reichs-, Staats⸗ oder Kom⸗ 
munaldienſt verbrachter Dienſtzeit, ſoweit ſie 
nach Vollendung des 35. Lebensjahres des 
betreffenden Beamten und nach erfolgter Ans 
ſtellung oder Wahl desſelben getroffen werden, 
bei Feſtſtellung des Witwengeldes ohne Nach⸗ 
zahlung von Zuſchüſſen und Beiträgen für 
die anzurechnende Zeit nur in dem Falle 


Landeshauptmanns können wir ja überzeugt ſein, daß Berückſichtigung finden, daß der Beamte vom 

die Sache in guten Händen iſt. Tage der Feſtſtellung ab mindeſtens noch 
— Ich komme dann zu einem andern Gegenſtande, 2 Jahre am Leben bleibt. 

zu der Frage der Provinzial⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich 

Es iſt folgendes Schreiben an den Herrn Landes⸗ der im § 14 verordneten Beſchränkung für 

hauptmann gerichtet worden: die Witwen der nach dem 31. März 1898 


„Der Weſtpr. Städtetag hat auf ſeiner dies⸗ 
jährigen Tagung, die am 29. und 30. Juni 1906 
in Dt. Eylau ſtattfand, folgenden Beſchluß ge⸗ 
faßt, den wir hiermit der Provinzial⸗Verwaltung 
zur gefl. Erwägung ergebenſt übermitteln: 

Der Weſtpr. Städtetag richtet an die 


Provinzialverwaltung die Bitte, der Berech⸗ 


nung der aus der Provinzial-Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe an Hinterbliebene eines Kom⸗ 
munalbeamten zu zahlenden Unterſtützungen 
grundſätzlich das für den betreffenden Beamten 
maßgebende Penſionsdienſtalter zu Grunde 
zu legen, auch wenn dem Beamten ſeitens 
der Kommune eine anderweit zugebrachte 
Dienſtzeit für den Penſionsfall angerechnet 
worden iſt, und ferner, wenn eine ſolche An⸗ 
rechnung auch erſt nach dem Dienſtantritt 
erfolgt iſt, der betreffenden Kommune eine 
Nachzahlung grundſätzlich nicht aufzuerlegen.“ 


geſtorbenen Kaſſenmitglieder mindeſtens 216 
Mark betragen und für die Witwen der der 
Kaſſe nach dem 31. März 1898 beitretenden 
Mitglieder 3000 Mk. nicht überſteigen.““ 

Die miniſterielle Genehmigung zu dieſem 
Beſchluß iſt beantragt worden. Nach Ein⸗ 
gang derſelben werde ich weitere Mitteilung 
machen.“ 

Landeshauptmann Hinze⸗Danzig: Die Sache iſt 
geſtern an mich zurückgelangt durch Vermittelung des 
Herrn Oberpräſidenten. Die zuſtändigen Miniſter 
haben Anſtand genommen, dieſe Anderung des Statuts 
zu beſtätigen, meines Erachtens aber aus nicht maß⸗ 
gebenden Gründen. Sie fragen an, ob nicht eine 
Schädigung der Verſicherten gegenüber dem bisherigen 
Zuſtande eintreten würde, weil jetzt die 2 Jahre feſt⸗ 
geſetzt ſind. Das iſt ja aus bekannten Gründen ge⸗ 
ſchehen, die ganze Anderung ſoll ja nur zu Gunſten 
der Relikten erfolgen. Ich hoffe, daß, nachdem zurück⸗ 
berichtet ſein wird, die Anderung Beſtätigung finden 
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wird. Augenblicklich iſt es noch nicht gefchehen. Es 
iſt Ihnen ja allen bekannt, und es bildet ja auch den 
zweiten Gegenſtand der heutigen Tagesordnung, welche 
Anderungen inzwiſchen durch die Geſetzgebung erfolgt 
ſind. Dieſe Anderungen werden ja auch in dem 
Witwen- und Waiſenkaſſenreglement berückſichtigt werden 
müſſen, und es wird, bis dies geſchehen iſt — der 
Provinzial⸗Landtag tritt ja erſt im Februar oder März 
zuſammen — ein gewiſſes Vacuum entſtehen, da die 
Witwen⸗ und Waiſenkaſſe ihre Zahlungen noch nach 
dem alten Recht leiſtet, und die Anderung der Penſions⸗ 
verhältniſſe für die ſtädtiſchen Beamten ex lege in 
Kraft tritt, ſodaß es eines Beſchluſſes der ſtädtiſchen 
Körperſchaften nicht mehr bedarf. Da die Penſionen 
ſich zum Teil erhöhen, ſo können auch höhere Witwen⸗ 
und Waiſengelder herauskommen, und der Mindeſt⸗ 
betrag des Witwengeldes iſt ja auch ſchon in dem 
neuen Geſetz ſelbſt von 216 auf 300 Mark erhöht 
worden. Es ſind bereits Erwägungen eingetreten, und 
ich hoffe auch die Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes 
und ſodann des Provinziallandtages zu finden, daß 
wir dieſe Beſtimmungen mit rückwirkender Kraft vom 
1. April 1907 in das Witwen- und Waiſenreglement 
übernehmen. Dieſe Beſtimmungen gelten aber nach 
dem Kommunalbeamtengeſetz zunächſt nur für die Städte, 
für die Provinz treten ſie noch nicht ein. In der 
Provinz wird die Penſion der Beamten erſt konform 
mit den Beſtimmungen für die ſtaatlichen Beamten 
durch Beſchluß eingeführt werden können. Die 
Differenz zwiſchen dem Witwen- und Waiſengelde, 
welches für die Hinterbliebenen der ſtädtiſchen Beamten 
aus der Witwen- und Waiſenkaſſe gezahlt wird, und 
zwiſchen dem, was die Städte nach den neuen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zu tragen haben, wird vorläufig 
von den Städten verauslagt werden müſſen. Bei dem 
nicht ungünſtigen Stande der Provinzialwitwen- und 
Waiſenkaſſe wird der Staat aber nichts dagegen haben, 
daß die neuen Beſtimmungen mit rückwirkender Kraft 
vom 1. April 1907 in das Reglement aufgenommen 
werden, ſodaß den Städten keine größeren Laſten er⸗ 
wachſen werden. (Beifall). 


Vorſitzender: Ich kann wohl fortfahren. Auf dem 
vorigen Städtetage in Dt. Eylau wurde auch über 
die Beaufſichtigung der Viehmärkte verhandelt, und es 
ſind dort zwei Reſolutionen gefaßt worden. Die 
eine forderte 

die. Abſendung einer Petition an die Herren 
Regierungspräſidenten mit der Bitte, die Beauf⸗ 
ſichtigung der Schweinemärkte den am Orte 
wohnhaften approbierten Schlachthaus⸗ bezw. 
Polizeitierärzten zu geſtatten, namentlich auch in 
den Städten Dt. Eylau, Löbau, Leſſen, Schöneck, 
Baldenburg, Freyſtadt, Schönſee, Rehden und 
Biſchofswerder. 


Die zweite Reſolution verlangte 
die Abſendung einer Petition an die zuſtändigen 
Behörden mit der Bitte, die 88 17 und 2 Abſ. 3 


; 23. Juni 1880 
des Reichsgeſetzes vom I. Mai 1891 


ändern, daß es der freien Beſtimmung der 


dahin zu 


Landesgeſetzgebung überlaſſen bleibt, die Beauf⸗ 
ſichtigung der öffentlichen Vieh⸗ und Schweine⸗ 
märkte auch nicht beamteten Tierärzten zu über⸗ 
tragen. 

Auf Grund der erſten Reſolution, die alſo keine 
Abänderung der Reichsgeſetzgebung betrifft, haben wir 
an die Herren Regierungspräſidenten in Danzig und 
Marienwerder geſchrieben und dieſen den Beſchluß 
übermittelt, indem wir zur Begründung auf den ge⸗ 
druckten Verhandlungsbericht hinwieſen, von dem wir 
unter Bezugnahme auf Seite 11 bis 18 ein Exemplar 
beifügten, und nur hervorhoben, daß der Städtetag 
von der Rechtsanſicht ausgegangen iſt, daß dem frag⸗ 
lichen Antrage auf Grund der geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen entſprochen werden könne, und erſt dann, 
wenn ſich dieſe Annahme als nicht zutreffend erweiſen 
ſollte, eine Anderung der Geſetzgebung anzuſtreben jei. 

Darauf ſind uns folgende Antworten zugegangen: 

Unter dem 28. Dezember 1906 von dem Herrn 
Regierungspräſidenten in Danzig: 

„Im Regierungsbezirk Danzig kommt nur 
die Stadt Schöneck für den von dem Städtetage 
am 30. Juni d. J. gefaßten Beſchluß in Be⸗ 
tracht. Schöneck zahlt dem Kreistierarzt für die 
Marktüberwachung eine Pauſchalvergütung von 
insgeſamt 144 M. Würde dem dortigen Tier⸗ 
arzt die Aufſicht übertragen, ſo würde dies ca. 
70 M. Koſten verurſachen. Der verhältnis⸗ 
mäßig geringe Mehraufwand, den die Stadt 
Schöneck jetzt zu leiſten hat, kann als ein dringen⸗ 
der Grund im Sinne des § 2 Abſ. 3 des 
Reichsviehſeuchengeſetzes, welcher die Übertragunz 
der veterinären Marktaufſicht au einen in 
Schöneck wohnenden Privattierarzt rechtfertigen 
könnte, nicht angeſehen werden. Es muß daher 
inbetreff Schöneck's bei dem jetzigen Zuſtande 
verbleiben.“ 

Der Herr Regierungspräſident in Marienwerder 
hat unter dem 13. Januar d. J. erwidert: 

„daß ich zur Zeit nicht in der Lage bin, dem 
Antrage des Weſtpreußiſchen Städtetages: die 
Beaufſichtigung der Schweinemärkte allgemein 
den am Orte wohnhaften approbierten Schlacht- 
haus⸗ oder Polizeiärzten zu übertragen, ſtattzu⸗ 
geben. Nach den geſetzlichen Beſtimmungen, 
8 17 des Reichsgeſetzes betreffend die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehſeuchen vom 
23. Juni 1880 

I Ma 1894 (R. G. B. 1880 S. 153 und 1894 
S. 405 ft) ſollen alle Viehmärkte durch beamtete 
Tierärzte beaufſichtigt werden. In § 2 a. a. O. 
iſt der Begriff „beamteter Tierarzt“ näher er⸗ 
läutert und gleichzeitig ausgeführt, daß an Stelle 
derſelben im Falle ihrer Behinderung oder aus 
ſonſtigen dringenden Gründen andere appro= 
bierte Tierärzte zugezogen werden können. Als 
ſolcher dringender Grund kann die Rückſicht auf 
Koſtenerſparnis nur ausnahmsweiſe und beſon⸗ 
ders nur dann gelten, wenn veterinär⸗ 
polizeiliche Intereſſen dabei nicht gefährdet 


find. Da aber zur Zeit die anſteckenden Krank⸗ 
heiten der Schweine im hieſigen Bezirk immer 
noch ſtark verbreitet ſind, kann ich gerade im 
veterinär⸗polizeilichen Intereſſe allgemein von 
meiner Anordnung der Beaufſichtigung der Vieh⸗ 
und Schweinemärkte durch beamtete Tierärzte 
grundſätzlich nicht Abſtand nehmen. Der Herr 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten hat auch in einer Reihe von Beſchwerde— 
fällen verſchiedener Städte dieſen Grundſatz an⸗ 
erkannt. In denjenigen Fällen, in denen der 
beamtete Tierarzt behindert iſt, habe ich bereits 
jetzt ſtets genehmigt, daß die Beaufſichtigung der 
in Rede ſtehenden Märkte einem praktiſchen 
Tierarzt übertragen wird. Wenn es gelungen 
ſein wird, die Seuche weiter einzuſchränken, wozu 
berechtigte Hoffnungen gegeben ſind, bin ich nicht 
abgeneigt, die Beaufſichtigung der Schweine⸗ 
märkte dem Autrage entſprechend anderweit zu 
regeln.“ 

Wir haben uns dabei nicht beruhigt, ſondern uns 
unter dem 18. Februar d. J. an den Herrn Miniſter 
für Landwirtſchaft mit folgendem Schreiben gewandt: 

„Auf dem Weſtpreußiſchen Städtetage, der am 
29. und 30. Juni 1906 in Dt. Eylau abgehalten 
worden iſt, iſt die amtsärztliche Beaufſichtigung 
der öffentlichen Viehmärkte der Gegenſtand der 
Verhandlungen geweſen (ſiehe anliegenden Druck 
bericht Seite 11 bis 18) und dabei folgender 
Beſchluß (Seite 18) gefaßt worden: 

an die Herren Regierungs-Präſidenten in 

Danzig und Marienwerder die Bitte zu richten, 

die Beaufſichtigung der Schweinemärkte den am 

Orte wohnhaften approbierten Schlachthaus⸗ 

bezw. Polizeitierärzten zu geſtatten, namentlich 

auch in den Städten Dt. Eylau, Löbau, Leſſen, 

Schöneck, Baldenburg, Freyſtadt, Schönſee, 

Rehden und Biſchofswerder. 

Wir haben uns in Verfolg dieſes Beſchluſſes 
mit einer Eingabe an die Herren Regierungs⸗ 
Präſidenten in Danzig und Marienwerder ge 
wandt und darauf die abſchriftlich beiliegenden 
Beſcheide erhalten. 

Beide Beſcheide laſſen erkennen, daß auch nach 
der Auffaſſung der Herren Regierungs-Präſi⸗ 
denten der beſtehende geſetzliche Zuſtand es an 
ſich geſtatten würde, den vorgetragenen Bitten zu 
entſprechen. Eine Abhilfe iſt aber vorderhand abs 
gelehnt worden. 

Wir bitten Euer Exellenz ergebenſt, 

die Angelegenheit, die für die kleinen Städte 

von erheblicher Bedeutung iſt, einer noch⸗ 

maligen wohlwollenden Prüfung dahin unter⸗ 
werfen zu wollen, ob den vorgetragenen 

Wünſchen nicht auch gegenwärtig ſchon ent⸗ 

ſprochen werden kann.“ 

Unſer Vorſtandsmitglied, der Landtagsabgeordnete 
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im Februar, geſchrieben, daß man im Miniſterium der 
Sache wohlwollend gegenüberſtehe. Weiteres haben 
wir aber leider bisher noch nicht erfahren. Ich kann 
nur die Hoffnung ausſprechen, daß die Gründe, die 
ſeitens einer Anzahl unſerer Städte geltend gemacht 
ſind, doch als dringend auerkannt werden möchten. 
Die Auffaſſung, daß die Koſteufrage kein dringender 
Grund ſei, kann ich nicht teilen (ſehr richtig); in unſern 
weſtpreußiſchen Städten iſt die Koſtenfrage immer ein 
ſehr dringender Grund, und für die kleinen Städte mit 
ihrem geringen Etat iſt es keineswegs gleichgültig, ob 
fie einige Hundert Mark mehr für dieſe Dinge aus⸗ 
geben müſſen oder nicht. Es kommt aber noch eins 
hinzu, worauf in den vorjährigen Verhandlungen hin⸗ 
gewieſen wurde, insbeſondere von Dt. Eylau, daß 
nämlich dieſe teure amtsärztliche Aufſicht ja in ſehr 
vielen Fällen überhaupt erſt dann wirkſam werde, wenn 
die Schweine ſchon gar nicht mehr vorhanden ſind. 
(Heiterkeit und Zuſtimmung.) Ich kann nur den 
Wunſch ausſprechen, daß der Sache im Miniſterium 
weitere Folge gegeben werden möge, und ich ſchließe 
daran die Bitte an die Herren Vertreter der beiden 
Regierungspräſideuten, im Falle der Berichterſtattung 
ſich unſerer Wünſche mit all dem Wohlwollen anzu— 
nehmen, das durch die veterinärpolizeilichen Rückſichten 
irgendwie geſtattet iſt. (Zuſtimmung.) 

Ich nehme an, daß zu dieſen Gegenſtänden der 
Geſchäftsführung das Wort weiter nicht verlangt wird. — 
Das beſtätigt ſich. 

Wir kämen dann zur 

Rechnungslegung. 

Die abgeſchloſſene und in Danzig geprüfte Nech- 
nung für das abgelaufene Jahr ſchließt in den Ein: 
nahmen mit 2078,94 M., in den Ausgaben mit 
868,90 M., alſo mit einem Beſtande von 1210,04 M. 
ab. Außerdem ſind in der abgeſchloſſenen Rechnung 
noch aufgeführt 120 M. Reſte; ich will aber gleich 
bemerken, daß unterdes hiervon 70 M. bereits ein- 
gegangen ſind, ſodaß nur noch 50 M. Reſt bleibt. 
Ich würde vorſchlagen, die Rechnung, damit ſie morgen 
dechargiert werden kann, den Vertretern der Städte 
Dirſchau und Marienwerder zur Berichterſtattung zu 
übergeben. Sind die Herren damit einverſtanden? 
(Zuſtimmung). 

Damit iſt Nummer 1 der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zu Nummer 2: 


Die Novellen zu den Geſetzen über die Yenfionie- 
rung der Reichs- und Staatsbeamten und über 
die FJürſorge für ihre Hinterbliebenen. 

Berichterſtatter, Stadtrat Mitzlaff⸗Danzig: Meine 
Herren! Das deutſche Reich und der preußiſche Staat 
haben im vergangenen und in dieſem Jahre die Be⸗ 
ſtimmungen über die Gewährung von Penſionen und 
Hinterbliebenengeldern einer Reviſion unterzogen, die 
von der Tendenz geleitet war, die Bezüge ſowohl der 
Penſionäre wie der Hinterbliebenen aufzubeſſern. Die 


Munſtervérg, hat ſich noch ßerſonuch im Februar] Bestimmungen, um oie es ſich handelt, find im ganzen 


mit dem Referenten des Herrn Landwirtſchaftsminiſters 
in der Sache in Verbindung geſetzt und damals, alſo 


in 8 Geſetzen enthalten, 4 Reichs- und 4 preußiſchen 
Geſetzen. Von den 4 Reichsgeſetzen beziehen ſich 2 auf 


Militärperſonen, das eine auf die Offiziere einſchließlich 
Sanitäts⸗Offiziere, ) das zweite auf Militärperſonen 
der Unterklaſſen.?) 2 Geſetze beziehen ſich auf die 
Reichsbeamten; das eine iſt als Novelle zum Reichs⸗ 
beamtengeſetz erſchienen, welches die Beſtimmungen über 
die Penſionierung enthält,?) das zweite betrifft die 
Hinterbliebenenverforgung. 4) Als preußiſche Geſetze 
ſind zunächſt 2 Geſetze für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten erlaſſen, eine Novelle zum Penſionsgeſetz vom 
27. März 1872 und deu weiteren Novellen) und eine 
Novelle zu dem Geſetz über die Fürſorge für die 
Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten 
vom 20. Mai 1882.6) Daun find noch 2 weitere 
Geſetze beſchloſſen, allerdings noch nicht in der Geſetz⸗ 
ſammlung publiziert, betreffend die Penſionsbezüge und 
die Reliktenverſorgung der Elementarlehrer. ?) 

Von dieſen Geſetzen, die weſentlich gleichartige Be⸗ 
ſtimmungen enthalten, ſind die Militärgeſetze und die 
Geſetze für die Reichsbeamten nur in einem Punkte, 
auf den ich noch zurückkommen werde, für die Stadt⸗ 
gemeinden von einem gewiſſen Intereſſe. 

Die Geſetze für die Elementarlehrer ſind inſofern 
von Bedeutung, als die Penſionierung und Relikten⸗ 
verſorgung zwar aus beſonderen, ſelbſtändig ver⸗ 
walteten Kaſſen erfolgt, dieſe Kaſſen aber ihre Mittel 
wieder aus Beiträgen der Schulverbände, alſo bei uns 
von den Stadtgemeinden, erhalten. Die Handhabung 
der neuen Beſtimmungen iſt hiernach lediglich Sache 
der Kaſſen, die Kommunen haben aber immerhin mit 
der Möglichkeit zu rechnen, daß die Verbeſſerung der 
Penſions⸗ und Reliktenbezüge zu einer Steigerung der 
Beiträge führen kann. Ob die Steigerung tatſächlich 
eintreten wird, kann ich freilich nicht beurteilen, weil 


1) Reichsgeſetz über die Penſionierung der Offiziere einſchließlich 
Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine 
und der Kaiſerlichen Schutztruppen. Vom 31. Mai 1906. 
R. G. Bl. S. 565. 

) Reichsgeſetz über die Verſorgung der Perſonen der Unter- 
klaſſen des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der 
Kaiſerlichen Schutztruppen. Vom 31. Mai 1906. R. G. Bl. 
S. 593. 

) Reichsgeſetz, betreffend Anderungen des Reichsbeamtengeſetzfs 
vom 31. März 1873. Vom 17. Mai 1907. R. G. Bl. S. 201. 

) Beamtenhinterbliebenengeſetz. Reichsgeſetz vom 17. Mai 1907. 
R. G. Bl. S. 208. 

5) Geſetz, betreffend Abänderungen des Penſionsgeſetzes vom 

27. März 1872 (G. S. S. 268) und der Geſetze vom 31. März 
1882 (G. S. S. 133), vom 20. März 1890 (G. S. S. 43) 
und vom 25. April 1896 (G. S. S. 87). Vom 27. Mai 
1907. G. S. S. 95. 

Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die Für⸗ 

ſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, vom 20. Mai 1882 (G. S. S. 298) und des Ge⸗ 
ſetzes vom 1. Juni 1897 (G. S. S. 169). Vom 27. Mai 

1907. G. S. S. 99. 

Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die 

Peuſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 

lichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 (G. S. S. 298). 

Vom 10. Juni 1907. G. S. S. 133. 

. Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die 
Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an 
öffentlichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899 (G. S. 
S. 587). Vom 10. Juni 1907. G. S. S. 137. 
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mir die Vermögensverhältniſſe der in Weſtpreußen be⸗ 
ſtehenden Kaſſen nicht ſo genau bekannt ſind. 

Von weit einſchneidenderer Wichtigkeit ſind für uns 
dagegen die Geſetze, welche für die Penſionierung und 
Hinterbliebenenverſorgung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten erlaſſen ſind. Formell beziehen ſich beide 
Geſetze allerdings nur auf die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten einſchließlich der Lehrer an den höheren 
Schulen, es kommen aber Beſtimmungen des Kom⸗ 
munalbeamtengeſetzes vom 30. 7. 1899 in Frage, durch 
welche die für die Staatsbeamten erlaſſenen Novellen 
ohne weiteres auch für die ſtädtiſchen Beamten Geltung 
erhalten. 

Der § 12 Abſ. 1 des Kommunalbeamtengeſetzes 
beſtimmt nämlich: 

„Die ſtädtiſchen Beamten erhalten bei ein⸗ 
tretender Dienſtunfähigkeit — ſofern nicht mit 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes ein anderes 
feſtgeſetzt iſt — Penſion nach den für die Pen: 
ſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Grundſätzen, wobei Artikel III des 
Geſetzes vom 31. 3. 1882 pp. pp. unberührt 
bleibt.“ (Der Schlußpaſſus betrifft die Pen⸗ 
ſionierung der 65 Jahre alten Beamten). 

Und ebenſo iſt über die Reliktenverſorgung (8 15 
Abſ. 1 Satz 1) gejagt: 

„Die Witwen und Waiſen der penſions⸗ 
berechtigten Beamten der Stadtgemeinden er— 
halten — ſofern nicht mit Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes ein anderes feſtgeſetzt iſt — 
Witwen⸗ und Waiſengeld nach den für die 
Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten geltenden Vorſchriften unter Zugrunde— 
legung des von den Beamten im Augenblick des 
Todes erdienten Penſionsbetrages.“ 

Die Auslegung dieſer Beſtimmungen iſt vielleicht 
nicht ganz unzweifelhaft; es wäre die Anſicht denkbar, 
daß die Beſtimmungen ſo gemeint ſeien, daß nur die 
zur Zeit des Erlaſſes des Kommunalbeamtengeſetzes 
für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vor⸗ 
ſchriften auch auf die Kommunalbeamten für anwendbar 
erklärt werden ſollten; bei der ganz allgemein ge⸗ 
haltenen Faſſung indeſſen, bei der jede Bezugnahme 
auf die einzelnen Geſetze vermieden iſt, werden die Be⸗ 
ſtimmungen richtig dahin auszulegen ſein, daß die 
jeweiligen Vorſchriften, die für die unmittelbaren 
Staatsbeamten Geltung haben, auch ohne weiteres 
durch das Kommunalbeamtengeſetz auf die ſtädtiſchen 
Beamten für anwendbar erklärt werden ſollten. Die⸗ 
ſelbe Meinung iſt, abgeſehen von einem Zweifel, der 
in der Herrenhauskommiſſion von einem Mitgliede 
geäußert wurde) während der Beratung der Novellen 
auch im Herren⸗ und Abgeordnetenhauſe vertreten 
worden, im Herrenhauſe vom Oberbürgermeiſter 
Strudmann?) im Abgeordnetenhauſe vom Abgeord⸗ 
neten von Brandenjtein?). Auch der Vertreter des 
Miniſters des Innern hat ſich ganz auf dieſen Stand⸗ 


) Druckſache Nr. 42 des Herrenhauſes S. 5 vorletzter Abſatz. 
2) Sitzung vom 14. 3. 07 Bericht S. 39/40. 
3) Sitzungsberichte Sp. 4374. 


punkt geftellt!) und ihn damit begründet, daß es jeit 
Erlaß der Städteordnung immer das Beſtreben der 
Geſetzgebung geweſen ſei, die ſtädtiſchen Beamten im 
Bezug auf Penſions⸗ und Relikten⸗Verſorgung genau 
ebenſo zu behandeln, wie die Staatsbeamten. 

Gilt ſonach grundſätzlich, daß die Beſtimmungen 


der Novellen für die Staatsbeamten auch für die 


ſtädtiſchen Beamten Geltung haben, jo find dabei aller⸗ 
dings einige Einſchränkungen zu machen. Außer den 
mitgeteilten allgemeinen Beſtimmungen enthält nämlich 
das Kommunalbeamtengeſetz auch eine Anzahl von 
Spezialbeſtimmungen, welche einzelne Punkte, die bei 
der Penſions⸗ und Reliktengeldbemeſſung von Bedeutung 
ſind, beſonders regeln. Soweit ſolche ausdrücklichen 
Sonderbeſtimmungen des Kommunalbeamten⸗ 
geſetzes vorliegen, z. B. über die Penſionierung der 
Magiſtratsmitglieder (8 14), über die Gnadenkompetenzen 
(S 4) u. ſ. w., treten die für die Staatsbeamten er⸗ 
laſſenen neuen Beſtimmungen für die ſtädtiſchen Beamten 
nicht ohne weiteres in Kraft — unbeſchadet des Rechtes 
der Stadtgemeinden, durch Gemeindebeſchlüſſe der Orts⸗ 
ſtatute auch dieſe Vorſchriften für die ſtädtiſchen Beamten 
einzuführen. Im allgemeinen werden wohl die Stadt⸗ 
verwaltungen in ihrem eigenen Intereſſe, nämlich im 
Intereſſe der Erhaltung eines tüchtigen Beamtenkörpers 
nicht zögern auch in denjeuigen Punkten, in denen ſie 
nicht ex lege dem Staate nachzufolgen brauchen, ihre 
Beamten den Staatsbeamten gleichzuſtellen. 

In Kraft getreten ſind die beiden Geſetze vom 
27. Mai 1907 mit Wirkung vom 1. April 1907 ab. 
Dieſer Termin iſt ſo zu verſtehen, daß die neuen Geſetze 
auf alle Penſions⸗ und Reliktenfälle Anwendung finden 
ſollen, welche nach dieſem Datum eingetreten ſind; ſie 
finden keine rückwirkende Auwendung auf diejenigen 
Penſionäre und Hinterbliebenen, deren Bezüge bereits 
vor dem 1. April 1907 zu laufen begonnen haben. 
An den alten Bezügen wird alſo nichts geändert. Eine 
Ausnahme iſt nur getroffen in dem Penſionsgeſetz für 
für die Kriegsteilnehmer — und zwar nur für dieſe 
ſelbſt, nicht für ihre Hinterbliebenen; für die Kriegs⸗ 
teilnehmer ſoll eine Neuberechnung der Penſion auf 
der Grundlage der neuen Penſionsſkala ſtattfinden. 
(Penſionsnovelle Art. XI Abſ. 2). Aus der kraft 
Geſetzes eintretenden Anwendbarkeit der Novellen auf 
die Städte folgt, daß auch die Beſtimmungen über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ohne weiteres auf die 
ſtädtiſchen Beamten werden Anwendung finden 
müſſen, ſodaß alſo bereits vom 1. April 1907 ab dieſe 
neuen Vorſchriften auch für die ſtädtiſchen Beamten 
gelten. 

Wenn ich nun auf die einzelnen Beſtimmungen 
übergehe, ſo iſt bei den einzelnen Beſtimmungen ſtets 
zu prüfen, wie weit ſie durch die allgemeine Klauſel, 
die ich anführte, auf die ſtädtiſchen Beamten für an⸗ 
wendbar erklärt ſind und wie weit nicht. 

Als wichtigſte Beſtimmungen der Penſionsnovelle 
ſind zwei ſehr weſentliche Verbeſſerungen zu Gunſten 
der Penſionäre anzuführen: die Anderung der Skala 


1) Druckſache Nr. 42 des Herrenhauſes S. 4 und S. 5 
letzter Abſatz. 
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der Penſionsſätze (§ 8 der neuen Faſſung) und die 
Anderung der Altersgrenze der penſionsfähigen Dienſt⸗ 
zeit (§ 16). 

Für die Penſionsſätze beſtand bisher folgende 
Skala: Es war vorgeſehen eine zehnjährige Karrenz— 
zeit, — während der erſten zehn Jahre hatte der 
Beamte keinen Anſpruch auf Penſion; waren die zehn 
Jahre herum, fo betrug die Penſion 1 des Dienſt—⸗ 
einkommens; dieſer Satz ſtieg dann weiter für jedes 
Dienſtjahr um ¼ bis zum Höchſtſatze von ⅝0, der 
in 40 Dienſtjahren erreicht wurde. Die Novelle hat 
unberührt gelaſſen die zehnjährige Karrenzzeit, den 
Höchſtſatz von ¼8o und endlich den Dienſtzeitraum 
von 40 Jahren, innerhalb deſſen die Höchſtpenſion 
erreicht wird. Was ſie geändert hat, iſt, daß für alle 
Penſionäre, die noch nicht Anſpruch auf die Höchſt⸗ 
penſion haben, die Penſionsſätze erhöht find. 
Erhöhung beträgt im allgemeinen /o, nur in den 
letzten Dienſtjahren ſind die Differenzen gegen den 
alten Zuſtand etwas kleiner. Bei 10 Dienſtjahren 
ſoll ſtatt der bisherigen 1 die Penſion 5/0 be⸗ 
tragen, ſteigend wie bisher um ¼o bis zum 30. Dienſt⸗ 
jahre, in welchem % erreicht werden und in den 
letzten 10 Dienſtjahren weiterſteigend mit dem halben 
Steigungsſatz, aljo nur mit 129, jo daß bei 40 Dienſt⸗ 
jahren wieder der alte Satz von ¼o erreicht wird. 

Inbezug auf die Altersgrenze der penſionsfähigen 
Dienſtzeit iſt folgende Anderung getroffen. Bisher 
wurde nur diejenige Dienſtzeit als penſionsfähig er⸗ 
achtet, die vom Beginn des 21. Lebensjahres ab da⸗ 
tierte; jetzt iſt dieſe Altersgrenze um 3 Jahre zurück⸗ 
datiert, ſo daß alſo bereits diejenige Dienſtzeit zur 
Anrechnung kommt, die ſich an den Schluß des 
17. Lebensjahres anſchließt. 

Die letztere Beſtimmung findet wohl nur auf einige 
Beamtenklaſſen Anwendung — ſie wird insbeſondere 
für die ſtädtiſchen Bureaubeamten eine gewiſſe Bes 
deutung haben —, weſentlicher iſt die Erhöhung der 
Penſionsſätze im allgemeinen um /o. 

Beide Beſtimmungen ſind nicht durch Sondervor— 
ſchriften des Kommunalbeamtengeſetzes ausgeſchloſſen, 
ſie gelten daher ohne weiteres anch für die ſtädtiſchen 
Beamten, und zwar, wie nochmals hervorgehoben ſei, 
bereits ſeit dem 1. April 1907. 

Sodann hat das Geſetz — die Beſtimmung ſteht im 
Penſionsgeſetz, S 31 der neuen Faſſung — die 
Gnadenkompetenzen der Hinterbliebenen günſtiger ges 
ſtaltet durch die Einführung des Gnadenquartals auch 
für die Hinterbliebenen von Penſionären. Während 
bisher das Gnadenquartal nur den Hinterbliebenen 
von im Dienſt verſtorbenen Beamten gewährt wurde, 
den Hinterbliebenen von Penſionären aber nur ein 
Gnadenmonat, fol jetzt in der Staatsverwaltung auch 
dev. letzteren das Gnadenanartal. 2 vnngb.. Auch, 
iſt der Kreis der Perſonen, denen das Gnadenquartal 
ex lege zufällt oder denen es zugewandt werden 
kann, erweitert. 

In einem gewiſſen Zuſammenhang damit ſteht, 
daß die Penſionen der unmittelbaren Staatsbeamten 
jetzt vierteljährlich gezahlt werden ſollen, während 


Die 


bisher nur die Gehaltszahlung vierteljährlich erfolgte, 
die Penſions⸗ und Reliktengeldzahlung aber monatlich. 
Die Reliktengelder werden auch weiter monatlich ge⸗ 
zahlt, daran wird nichts geändert, die Penſionszahlung 
55 ſoll fortan vierteljährlich erfolgen (Peuſionsgeſetz 

5). 

Ohne Zweifel finden die neuen Beſtimmungen über 
das Gnadenguartal auf die ſtädtiſchen Beamten keine 
Anwendung. Das Kommunalbeamtengeſetz beſtimmt 
in § 4 ausdrücklich, daß das Gnadenquartal nur den 
Hinterbliebenen der im Amt verſtorbenen Kommunal⸗ 
beamten zukommt, dagegen den Hinterbliebenen der 
Penſionäre nur der Gnadenmonat. Es bleibt alſo für die 
Kommunalverwaltung bei dem Gnadenmonat. Nun fragt 
es ſich, und dieſe Frage iſt etwas zweifelhaft, ob andrerſeits 
die Beſtimmung, daß die Penſion vierteljährlich im 
voraus gezahlt wird, auf die ſtädtiſchen Beamten Au⸗ 
wendung zu finden hat. Mir ſcheint, daß zwiſchen 
den beiden Beſtimmungen vierteljährliche Penſions⸗ 
zahlung und Gnadenquartal ein Zuſammenhang bes 
ſteht. Wenn auch nicht vom Standpunkte der formalen 
Logik, jo halte ich es doch vom verwaltungstechnjſchen 
Standpunkte aus für ganz ſelbſtverſtändlich, daß kein 
Geſetzgeber, ſolange er das Gnadengquartal nicht ein⸗ 
geführt hat, ſchon vorher dazu übergehen ſollte, die 
vierteljährliche Penſionszahlung einzuführen. Tritt 
man meiner Anſicht bei, ſo kommt man zu dem 
Schluſſe, daß auch die Beſtimmung über die viertel— 
jährliche Zahlung der Penſionen auf die Kommunal⸗ 
beamten keine Anwendung findet, weil der Gnaden— 
monat beibehalten iſt. Ich gebe aber zu, daß die 
Sache etwas zweifelhaft iſt. Jedenfalls ſollten die 
Kommunen nicht zögern, die Gnadenmonatszeit frei⸗ 
willig in die Gnadenvierteljahreszeit umzuwandeln; 
denn wenn irgend wann die Notwendigkeit einer ver⸗ 
mehrten Fürſorge für die Hinterbliebenen eines Be⸗ 
amten beſteht, ſo iſt es doch grade die Zeit, in der 
ſie durch den Tod nicht nur des Ernährers beraubt 
werden, ſondern auch für das Begräbnis, die Woh⸗ 
nung u. ſ. w. noch große Unkoſten haben. 

Dieſen Anderungen zu Gunſten der Penſionäre 
ſteht eine Anderung gegenüber, die ſie etwas ſchlechter 
ſtellt als bisher. Es handelt ſich um die Regelung 
der Penſionsbezüge für den Fall, daß ein Staats⸗ 
penſionär aus einer neuen Dienſtſtellung Dienſtein⸗ 
kommen, oder falls er auch hier penſioniert wird, neue 
Penſion bezieht. Der bisherige Rechtszuſtand war der, 
daß die alte Penſion eine Kürzung nur erfahren konnte, 
wenn der neue Dienſt im Reichs- oder Staatsdienſt 
genommen wurde: und zwar trat die Kürzung ein, 
ſobald das neue Dienſteinkommen und die alte Penſion 
zuſammen höher waren, als das Dienſteinkommen, das 
der Beamte früher gehabt hatte. Trat er wiederum 
mit Penſion aus, ſo galt die Beſtimmung, daß die 
alte Penſion ruhte bis zum Betrage der neuen Penſion. 
In dieſer Beziehung iſt jetzt (Penſionsgeſetz § 27) eine 
Schlechterſtellung inſofern erfolgt, als dem Reichs- und 
Staatsdienſt jetzt auch der Kommunaldienſt, der Dienſt 
bei den Landesverſicherungs⸗Anſtalten und bei ſtändi⸗ 
ſchen und ſolchen Inſtituten gleichgeſtellt iſt, welche 
ganz oder zum Teil aus Reichs-, Staats: oder Kom⸗ 
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munalmitteln unterhalten werden. In allen dieſen 
Fällen findet alſo, wenn der bisherige Penſionär eine 
neue Stellung dieſer Art antritt, eine Kürzung ſtatt, 
die ſich, was die Berechnung anlangt, im weſentlichen 
ſo geſtaltet wie vorher: die alte Penſion und das neue 
Dienſteinkommen dürfen zuſammen nicht höher ſein als 
das alte Dienſteinkommen. Tritt alte und ncue Penſion 
in Konkurrenz, ſo iſt (Penſionsgeſetz § 28) eine kleine 
Verbeſſerung gegen früher getroffen, indem der Höchſt⸗ 
betrag ſo feſtgeſetzt iſt, daß der Beamte nicht mehr 
erhalten darf, als die alte Penſion betragen haben 
würde, wenn alte und neue Dienſtzeit zuſammen⸗ 
gerechnet werden. Entſprechend ſind die Beſtimmungen 
in den Geſetzen für die Reichsbeamten und die Militär⸗ 
perſonen. 

Die Kürzung der alten Penſion kommt regelmäßig 
dem zu gut, der die alte Penſion zahlt, ſodaß alſo der 
Reichsfiskus oder der preußiſche Fiskus in ſolchen 
Fällen einen Teil der Penſion einbehält. Nur für die 
Militärperſonen, ſowohl für die Offiziere wie die 
unteren Klaſſen, iſt die Regelung etwas anders. Hier 
findet, wenn alte und neue Penſion zuſammentrifft, 
eine Kürzung zwar auch ſtatt, aber diejenige Penſion, 
die gekürzt wird, wird an den Zivil-Penſionsfonds 
erſtattet. 

Die Bedeutung dieſer für die Staatspenſionäre er⸗ 
laſſenen Vorſchriften geht nicht dahin, daß ſie auch 
Anwendung finden, falls ein ſtädtiſcher Penſionär eine 
neue Stellung einnimmt, denn für dieſen Fall enthält 
das Kommunalbeamtengeſetz, $ 13, eine Sonder⸗ 
beſtimmung, die im weſentlichen übereinſtimmt mit den 
über das Ruhen der Penſion der Staatsbeamten bisher 
geltenden Vorſchriften. Die Beſtimmungen der Novelle 
haben aber für die Kommunen Bedeutung in den 
Fällen, wenn ein Reichs⸗ oder Staatspenfionär von 
ihnen angejtellt wird. Hier werden die Kommunen 
ſich etwas vorſehen müſſen. Bisher konnten ſie ſicher 
ſein, daß dasjenige Dienſteinkommen, das ſie dem 
Beamten zuwendeten, ihm auch ungekürzt zukam; jetzt 
aber iſt der Zuſtand ſo, daß alles Dienſteinkommen, 
welches die Kommunen einem früheren Reichs- oder 
Staatspenſionär zuwenden, ihm nur inſoweit zugewandt 
wird, als das frühere Dienſteinkommen keine Über⸗ 
ſchreitung erfährt. Der Beamte bekommt alſo inſoweit 
garnichts mehr, ſondern der Fiskus behält es im 
Beutel, und zu dieſer Wohltat gegenüber dem Fiskus 
werden die Städte meiſt keine Veranlaſſung haben. 
Sie werden es ſich alſo ſorgſam überlegen müſſen, in 
welcher Höhe ſie die Gehälter für frühere Reichs- oder 
Staatspenſionäre feſtſetzen. Ein Ausweg iſt dabei 
dadurch gegeben, als die Beſtimmung über die Kürzung 
der Staatspenſion nur Platz greift, wenn die neue 
Stellung eine ſolche mit Beamteneigenſchaft iſt; wenn 
ein früherer Reichs⸗ oder Staatspenſionär alſo nicht 
in Beamtenſtellung von der Kommune angenommen 
wird, findet eine Kürzung nicht ſtatt. Ebenſo iſt bei 
Anſtellung eines Reichs⸗ oder Staatspenſionärs Vor⸗ 
ſicht am Platze, hinſichtlich der Frage, wieweit ihm die 
alte Dienſtzeit anzurechnen iſt. Die Kommunen haben 
die Möglichkeit, durch Vertrag die Anrechnung der 
alten Dienſtzeit zu regeln, weil nach dem Kommunal⸗ 


beamtengeſetz ($ 12 Abſ. 2), ſofern nichts beſonderes 
feſtgeſetzt iſt, nur der Dienſt in der betreffenden 
Kommune ſelbſt gerechnet wird. 

Eine rückwirkende Kraft iſt dieſen Beſtimm ungen 
über die Kürzung der Reichs- oder Staatspenſion nicht 
beigelegt; wer alſo vor dem 1. April 1907 penſioniert 
iſt, behält, auch wenn er in den Kommunaldienſt ein⸗ 
tritt, doch ſeine volle Penſion. Die Beſtimmung des 
Geſetzes über die zeitliche Geltung gerade dieſer Vor⸗ 
ſchrift (Novelle Art. XI Abſ. 3 und J) zeichnet ſich 
freilich durch große Dunkelheit aus, aber nach den ver⸗ 
ſchiedenen Verhandlungen, die im Landtage darüber 
ſtattfanden, wird dies als der Sinn des Geſetzes an⸗ 
zuſehen ſein. 

Neben dieſen Hauptbeſtimmungen finden ſich in der 
Novelle zum Penſionsgeſetz noch einige Nebenbeſtimm⸗ 
ungen, die teilweiſe nicht ſehr weſentlich ſind, teils auf 
die Kommunen keine Anwendung finden, weil ihnen 
Sonderbeſtimmungen des Kommunalbeamtengeſetzes ent⸗ 
gegenſtehen. Das find Beſtimmungen über die Pen⸗ 
ſionierung der Landgendarmerie, (§ 4) über Anrechnung 
der im Vertragsverhältnis zugebrachten Dienſtzeit ($ 19 
Ziffer 3) über Penſionierung von Präparandenlehrern 
und Schulaufſichtsbeamten (§ 19 a) über die Feſtſtellung 
der Eigenſchaft eines Kriegsteilnehmers (§ 17). Alle 
dieſe Beſtimmungen haben keine weſentliche Bedeutung 
für uns. 

Wenn ich nun zu den Anderungen, die für die 
Hinterbliebenen durch die neuen Geſetze eingeführt ſind, 
übergehen darf, ſo kommen alle Verbeſſerungen, die den 
Penſionären ſelbſt zuteil werden und zu einer Erhöhung 
der Penſion führen, ohne weiteres auch den Witwen 
und Waiſen zu gute, denn das Witwen- und Waiſen⸗ 
geld beſteht ja in einem Prozentſatze des Penſions⸗ 
betrages. Von den übrigen Beſtimmungen iſt die 
wichtigſte diejenige, die ſchon von dem Herrn Landes⸗ 
hauptmann heute berührt wurde, die Feſtſetzung des 
Mindeſt⸗Witwengeldes auf den Betrag von 300 ſtatt 
216 M. (Hinterbliebenengeſetz, $ 8 Abſ. 2 der neuen 
Faſſung). Auch die Höchſtſätze find anders normiert 
und zwar auf 5000 M. für die Witwen von Miniſtern 
und Beamten der erſten Rangklaſſe und auf 3500 M. 
für die der übrigen Beamten. Dieſe Höchſtſätze haben 
indeſſen für uns keine Bedeutung, denn für die Witwen 
der ſtädtiſchen Beamten iſt (K. B. G. § 15 Abſ. 1 
Satz 2) ein beſonderer Höchſtbetrag von 2000 M. feſt⸗ 
geſetzt, wobei es allerdings den Kommunen überlaſſen 
iſt, andere Höchſtbeträge feſtzuſtellen. Die Beſtimmungen 
über das Mindeſt⸗Witwengeld finden dagegen nach den 
früheren Ausführungen ohne weiteres auch auf die 
ſtädtiſchen Beamten Anwendung, und zwar auch mit 
Wirkung vom l. April 1907 d. h. für die Witwen und 
Waiſen von Beamten, die nach dem 1. April 1907 ver⸗ 
ſtorben ſind. 


Es finden ſich ferner Beſtimmungen über die 
Kürzung der Relikten-Bezüge, falls der verſtorbene 
Beamte Anſpruch auf eine alte und neue Penſion hatte. 
(S 12a.) Dieſe Beftimmungen find im Einklang ge⸗ 
halten mit den Beſtimmungen, die ich über die Kürzung 
der Beamtenpenſionen ſelbſt anführte. 
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Die Beſtimmung, daß das Witwen- und Waiſen⸗ 
geld erſt beginnen ſoll mit dem Ablauf des Gnaden— 
Quartals (§ 15), hat für die Städte keine Bedeutung, 
ſondern gilt nur für die Staatsbeamten, weil für die 
Kommunen geſetzlich nur der Gnadenmonat in Betracht 
kommt. 

Die ſonſtigen Beſtimmungen über Berechtigung 
legitimierter Kinder zum Bezuge von Waiſengeld (8 7) 
und über die Bewilligung von Hinterbliebenenbezügen 
für ſolche Beamte, die auf Widerruf oder Kündigung 
angeſtellt waren (Art. VI), ſind für die Kommunen 
ohne weſentliche Bedeutung oder nicht anwendbar, weil 
bei uns ſämtliche auch auf Widerruf angeſtellte Beamte 
Anſpruch auf Penſion und Reliktenbezüge haben. 

Es fragt ſich nun, wie ſich infolge der neuen Vor⸗ 
ſchriften das Verhältnis zur weſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
witen⸗ und Waiſenkaſſe geſtaltet, auf das der Herr 
Landeshauptmann ſchon einging. Die Beſtimmungen 
des Kommunalbeamtengeſetzes und der Novelle führen 
dazu, daß die Anſprüche der Hinterbliebenen gegen 
die Stadtgemeinde ſich nach dem neuen Geſetze regeln. 
Das Verhältnis, das zwiſchen den weſtpreußiſchen 
Stadtgemeinden und der Provinzialwitwen- und 
Waiſenkaſſe beſteht, iſt dagegen ein vertragsmäßiges 
Verſicherungsverhältnis, das ſich lediglich beſtimmt 
nach den vom Provinzialverbande erlaſſenen Beſtim— 
mungen und, ſoweit dieſelben Bezug nehmen auf die 
Beſtimmungen über die Dienſtverhältniſſe der Pro- 
vinzialbeamten, auch noch nach dem Provinzialreglement 
für dieſe Beamten. Für die Provinzialbeamten ſind 
aber die Beſtimmungen der Novelle nicht in Kraft ge— 
treten; denn die 88 12 und 15 des Kommunalbeamten⸗ 
geſetzes gelten nur für die ſtädtiſchen Beamten. Das 
Kommunalbeamtengeſetz findet zwar mit ſeinen allge— 
meinen Vorſchriften (§ 1 bis 7) auch auf die Provinzial⸗ 
beamten Anwendung, aber gerade in Bezug auf die 
Anſtellung, die Beſoldung, die Penſionierung und Re⸗ 
liktenverſorgung hat das Kommunalbeamtengeſetz (8 22), 
von einzelnen Punkten abgeſehen, für die Provinzial⸗ 
beamten das bisherige Recht unberührt gelaſſen, wo⸗ 
nach (Provinzialordnung 8 96) dieſe Verhältniſſe durch 
Provinzialreglemente zu ordnen ſind. In unſerer 
Provinz iſt durch die Provinzialreglements (betr. die 
dienſtlichen Verhältniſſe und die Penſionierung der 
Beamten des Provinzialverbandes vom 10. Oktober 
1876 mit Nachträgen, und betr. die Fürſorge für die 
Witwen und Waiſen der Beamten der Provinzial⸗ 
Verwaltung vom 16. März 1883 mit Nachträgen) die 
Penſions⸗ und Hinterbliebenenverſorgung der Provin⸗ 
zialbeamten nun zwar nach den gleichen Grundſätzen 
geordnet, wie ſie auf Grund der bisherigen Geſetze 
für die Staatsbeamten galten, uber nicht in der Form 
einer allgemeinen Bezugnahme auf die ſtaatlichen Ge⸗ 
ſetze, ſondern unabhängig davon in ſelbſtändiger 
Formulierung. Eine Anderung der ſtaatlichen Be⸗ 
ſtimmungen hat daher für die Provinzialbeamten eine 
Anderung kraft Geſetzes nicht zur Folge. Da die 
Provinzialwitwen⸗ und Waiſenkaſſe auch inbezug auf 
die ſtädtiſchen Beamten nur Leiſtungen in demſelben 
Umfange übernimmt, wie ſie ihr inbezug auf die 
Provinzialbeamten obliegen, ſo gelten alſo — ſolange 


das Provinzialreglement nicht geändert wird — auch 
für die ſtädtiſchen Hinterbliebenen die bisherigen 
reglementariſchen Vorſchriften weiter. Die Hinter⸗ 
bliebenen haben mithin zwar gegen die Stadtgemeinden 
auf Grund des neuen Geſetzes erhöhte Anſprüche, aber 
die Reliktenkaſſe iſt nur verpflichtet zu denjenigen 
Leiſtungen, die ſich aus dem alten Zuſtande für ſie 
ergeben. Die Differenz wird, ſolange keine Anderung 
erfolgt iſt, einſtweilen von den Stadtgemeinden ſelbſt 
gezahlt werden müſſen. 

Ich hatte urſprünglich beabſichtigt eine beſondere 
Reſolution zu beantragen, worin die Provinzialver⸗ 
waltung gebeten werden ſollte, mit rückwirkender Kraft 
die neuen Beſtimmungen einzuführen; aber nach den 
Erklärungen, die heute von zuſtändiger Stelle ab⸗ 
gegeben ſind, kann ich wohl darauf verzichten. 

Die neuen Beſtimmungen führen in mancher Be⸗ 
ziehung für die Kommunen erhöhte Laſten mit ſich, 
und eine Erhöhung der Laſten für den Penſions- und 
Reliktenetat wird von den Städten Weſtpreußens, die 
mit ſchwierigen finanziellen Verhältniſſen zu kämpfen 
haben, gewiß ſchwer empfunden; immerhin werden die 
ſtädtiſchen Verwaltungen mit mir der Überzeugung 
ſein, daß die durch die Novellen geſchaffenen Be⸗ 
ſtimmungen weſentliche Verbeſſerungen ſind, die im 
Intereſſe der Penſionäre und der Hinterbliebenen un- 
bedingt erforderlich waren, und in dieſer Überzeugung 
werden ſie auch dieſe Laſten bereitwillig tragen. (Leb⸗ 
hafter Beifall.) 

Landeshauptmann Hinze: Nach den überaus klaren 
Ausführungen des Herrn Berichterſtatters erübrigen 
ſich für mich längere Bemerkungen. Eine Bitte aber 
möchte ich an Sie richten, damit bei der Durchführung 
der Anderungen, die angeregt ſind, und die ich für 
meine Perſon zugeſagt habe, in dem Verhältnis der 
Provinzial-Witwen⸗ und Waiſenkaſſe zu den Stadt: 
gemeinden keine Differenzen weiter entſtehen, — nämlich 
die Bitte, daß die weſtpreußiſchen Städteverwaltungen 
beſchließen wollen, das Gnadenvierteljahr für die 
Hinterbliebenen der Penſionäre einzuführen, denn ich 
glaube annehmen zu dürfen, daß für unſere Pro⸗ 
vinzialbeamten das Reglement dahin geändert werden 
wird, daß ſtatt des Gnadenmonats das Gnadenquartal 
zur Einführung gelangt. Das gilt dann auch für Ihr 
Verhältnis zur Provinzial⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, 
denn die Beſtimmungen des Provinzialreglements ſind 
in dieſer Hinſicht maßgebend. Alſo, eine Stadt, die 
ſich nicht dazu entſchließen würde, das Gnadenviertel⸗ 
jahr einzuführen, würde für 2 Monate für ihre Relikten 
zu ſorgen haben. Ich glaube, es iſt ſowohl im In⸗ 
tereſſe der Beamten, wie der Witwen- und Waiſenkaſſe 
zu wünſchen, daß alle Unklarheiten wegfallen und daß 
eine einheitliche Ordnung erfolgt. Ich glaube auch 
nicht, daß Sie, wenn Sie hierfür eintreten, bei Ihren 
ſtädtiſchen Verwaltungen auf Widerſpruch ſtoßen werden. 

Oberbürgermeiſter Zühnaſt⸗Graudenz: Eine Nuße⸗ 
rung des Herrn Referenten läßt noch Zweifel zu. Er 
tagte, daß unbedingt bei der Penſionierung auch an⸗ 
gerechnet werden müſſe die Zeit, in welcher ein Be- 
amter an einem Feldzuge teilnimmt. Das ſetzt doch 
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voraus, daß überhaupt die Militärdienſtzeit angerechnet 
wird, und dieſe iſt nur anzurechnen beim Militärs 
anwärter. In dieſem Sinne hat wohl auch der Herr 
Referent ſeine Ausführungen machen wollen. 

Berichterſtatter, Stadtrat Mitzlaff: Ich will nur be⸗ 
ſtätigen, daß die Auffaſſung des Herrn Oberbürger⸗ 
meiſter Kühnaſt durchaus der meinigen entſpricht. Was 
er ausführte, habe ich auch nur ſagen wollen. 

Vorſitzender: Weiter wird das Wort nicht verlangt; 
wir können alſo zum nächſten Gegenſtande der Tages⸗ 
ordnung übergehen: Frühſtück, gegeben von der Stadt 
Dirſchau. (Große Heiterkeit). Für dieſe ſehr beliebte 
Nummer iſt eine halbe Siunde vorgeſehen; ich bitte 
aber die Herren dringend, dieſe halbe Stunde nicht zu 
überſchreiten; ich möchte gern, daß wir mindeſtens zwei 
Punkte vor dem Mittageſſen erledigen. Das Frühſtück 
findet im Garten ſtatt. 


Pauſe. 


Vorſitzender: Wir kommen zu Nummer 3 der Tages- 
ordnung: 


Eiſenbahntarife für inländiſche Pflaſterſteine. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Bühl = Strasburg: 
M. H.! Der Gegenſtand, über den ich Ihnen zu refe⸗ 
rieren gedenke, hat dadurch eine weſentliche Umgeſtal⸗ 
tung erfahren, daß am 1. Juni der Wunſch, den ich 
Ihnen heute vortragen und begründen wollte, von der 
Eiſenbahnverwaltung ſelbſt ſchon erfüllt worden iſt. 
Ich habe erſt geſtern von der Erreichung dieſes Zieles 
Kenntnis erhalten und bitte um Entſchuldigung, wenn 
die Umarbeitung, der ich infolgedeſſen meinen Vortrag 
in letzter Stunde unterziehen mußte, nicht allen Au⸗ 
forderungen genügt. 

Vorſitzender: Iſt es denn nötig, daß wir uns mit 
der Sache noch beſchäftigen, da ſie doch erledigt iſt? 
Guruf des Berichterſtatters, Bürgermeiſter Kühl: 
Ich ſtelle anheim!) Ich denke, wir können uns damit 
begnügen, daß wir unſere Befriedigung darüber aus⸗ 
ſprechen, daß unſer heute zu faſſender Beſchluß ſchon 
am Erſten dieſes Monats erfüllt worden iſt. (Heiter⸗ 
keit und Zuſtimmung). 


Wir kommen zu Nummer 4: 

Die Steuerprivilegien der Beamten. 

Dieſe Sache iſt aber noch nicht erledigt. (Heiterkeit). 

Berichterſtatter, Stadtrat Dr. deichen⸗Danzig. Meine 
ſehr geehrten Herren! Über die Steuerprivilegien der 
Beamten iſt ſchon vor und nach dem Erlaß des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 derartig 
viel geſchrieben und geſprochen worden, daß eigentlich 
etwas Neues über dieſes Thema kaum mehr geſagt 
werden kann. 

Jahr für Jahr haben ſich zahlreiche Städte ſowie 
die Städtetage faſt aller Provinzen in Reſolutionen und 
Petitionen an die geſetzgebenden Körperſchaften wegen 
Regelung der fraglichen Materie gewandt. 


Trotzdem aber hat mich die nähere Beſchäftigung 
mit der Frage zu der Überzeugung gebracht, daß ihre 
nochmalige Behandlung für die weſtpreußiſchen Städte 
von größtem Intereſſe iſt. Sind doch gerade neuer⸗ 
dings, wie wir nachher ſehen werden, Umſtände ein⸗ 
getreten, welche die Neuregelung der Beamtenbeſteuerung 
beſonders notwendig erſcheinen laſſen. 

Ich möchte gleich vorweg bemerken, daß ich mich 
nach einer Vereinbarung mit Herrn Bürgermeiſter 
Zitzlaff darauf beſchränken werde, die Gründe für 
und wider die Steuerprivilegien zu erörtern. Mein 
Herr Korreferent wird die finanzielle Wirkung der Auf⸗ 
hebung auf den Gemeindehaushalt, die Schadloshaltung 
der Beamten ſowie die Frage behandeln, ob die 
Privilegien ganz oder nur zum Teil aufgehoben werden 
ſollen. 

1. Zu Gunſten des Beamtenprivilegiums hat zu⸗ 
nächſt das Geſetz vom 11. Juli 1822, deſſen Motive 
für die weitere Aufrechterhaltung des Privilegs in der 
Verordnung vom 23. September 1867 und im Kommunal⸗ 
abgabengeſetz vom 14. Juli 1893 maßgebend geweſen 
ſind, folgendes angeführt: 

„Das Dienſteinkommen ſoll bei einer ſolchen 
Beſchätzung fortan im übrigen zwar wie das Ein⸗ 
kommen der Bürger behandelt werden, darf aber, 

weil es einerſeits ſeinem ganzen Daſein nach 

von dem Leben, der Geſundheit und anderen 
zufälligen Verhältniſſen der Perſon abhängig 
und andererſeits ſeinem ganzen Betrage nach 
beſtimmt iſt, und dadurch auf der einen 

Seite gegen Grund- und Kapitaleinkommen 

und auf der anderen Seite gegen Gewerbs— 

einkommen im Nachteil ſteht, 
immer nur mit einem Teile ſeines Betrages zur 
Quotiſierung gebracht werden, welcher hierdurch 
auf die Hälfte beſtimmt wird.“ 

Von dem Leben, der Geſundheit und anderen zus 
fälligen Verhältniſſen der Perſon iſt das Dienſt⸗ 
einkommen der Beamten viel weniger abhängig als das⸗ 
jenige aller anderen Berufe. Daß das Dienſteinkommen 
ſeinem Betrage nach beſtimmt iſt, iſt eher ein Vorteil 
als ein Nachteil gegenüber den Gewerbetreibenden. 
Das Grund- und Kapitaleinkommen iſt durch das 
Ergänzungsſteuergeſetz, das Grundeinkommen iſt außer⸗ 
dem durch die kommunalen Realſteuern belaſtet, ebenſo 
wie das Gewerbe durch die Gewerbeſteuer. 


Die vom Geſetz angeführten Argumente erſcheinen 
mir daher heute gänzlich hinfällig. Man ſoll doch 
nicht vergeſſen, daß die Beamten gegenüber anderen 
Berufen ſogar große Vorteile genießen. Denken wir 
doch nur an die Penſion, die Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
gelder. Früher mußten die Beamten ziemlich hohe 
Beiträge für die Penſions- und Witwenkaſſen zahlen. 
Die Beiträge ſind heute allgemein fortgefallen. Denken 
wir an den Urlaub der Beamten, die Beamtenkonſum⸗ 
vereine, an die Beamtenwohnungsbauvereine. 

Die vom Geſetz angeführten Motive mögen damals 
im Jahre 1822, als der Staat kein Geld hatte, um 
ſeine Beamten hinreichend zu bezahlen, ſtichhaltig ge⸗ 
weſen ſein. Heute liegen doch aber die Verhältniſſe 
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ganz anders. Die Gehälter ſind ſeit 1822 weſentlich 
beſſere geworden. 

Und dann, meine Herren, will es mir auch für die 
damalige Zeit nicht recht in den Sinn, weshalb die 
Kommunen für die angeblich ungeeignete Normierung 
der Beamtengehälter Erſatz leiſten mußten. Daß der 
Staat die Ergänzung der ihm obliegenden Leiſtung, 
ſeinen Beamten ein entſprechendes Gehalt zu gewähren, 
auf Koſten und Laſten der Gemeinden nachſuchte, halte 
ich nicht für gerechtfertigt. Er hätte dann wenigſtens 
das Privilegium bei der Staatsſteuer zum Ausdruck 
bringen und den Gemeinden den vollen Normalſatz 
zur Beſteuerung überlaſſen ſollen. Dann hätten 
wenigſtens in den leiſtungsſchwachen Gemeinden nicht 
die nichtbeamteten Einwohner bei ſchon hohen Steuern 
das Gehalt der Staatsbeamten aufzubringen brauchen. 

2. Es ſind dann noch zu Gunſten der Beamten 
ſpäter weitere Billigkeitsgründe geltend gemacht worden. 
So wird geſagt, das Einkommen der Beamten würde 
mit jedem Pfennig ſteuerlich erfaßt, während andere 
Steuerzahler meiſt zu niedrig eingeſchätzt würden. — 
Hieran iſt ja nun ſicher manches wahr. So genau 
wie bei den Beamten kann das Einkommen vieler 
anderer Berufe häufig nicht berechnet werden, ſelbſt 
unter dem durch das Einkommenſteuergeſetz vom 
24. Juni 1891 eingeführten Deklarationszwange. 
Unterliegen doch z. B. die Steuerpflichtigen mit einem 
Einkommen von weniger als 3000 Mark einer Eins 
ſchätzung ohne vorherige Deklaration. Indeſſen kaun 
dieſes Argument nicht mehr ſtichhaltig ſein, nachdem 
durch den § 23 der neuen Novelle zum Staatsein⸗ 
kommenſteuergeſetz vom 19. Juni 1906 die Arbeitgeber 
das Einkommen ihrer privaten Angeſtellten und Arbeiter 
genau deklarieren müſſen. Wenn auf dieſe Art das 
Einkommen der Arbeiter mit jedem Pfennig ſteuerlich 
berechnet wird, würden dieſelben Billigkeitsgründe auch 
für die Bewilligung des Beamtenprivilegiums an die 
Privatbedienſteten und Arbeiter ſprechen. Da man 
dieſes aber ſchwerlich bewilligen dürfte, ſo iſt man 
meines Erachtens gezwungen, auch das Steuerprivilegium 
für die Beamten aufzuheben. Mit Recht könnten ſonſt 
die Privatbedienſteten und Arbeiter ſagen: Gleiche 
Rechte — gleiche Pflichten. Dem Beamten, Geiſt⸗ 
lichen und Lehrer kommen alle Vorteile und Annehm⸗ 
lichkeiten, welche die Gemeinde durch ihre Einrichtungen 
bietet, in gleichem Maße wie den übrigen Einwohnern 
zu Gute: alſo müſſen ſie auch in gleicher Weiſe die bür⸗ 
gerlichen Laſten tragen. 

3. Billigkeitsrückſichten werden auch deshalb als 
Motiv für die Beibehaltung des Beamtenprivilegs an⸗ 
geführt, weil die Beamten keine freie Wahl ihres 
Wohnſitzes hätten, während andere Steuerpflichtige 
einen Ort mit hohen Kommunalabgaben meiden könnten. 

Hierbei wird überſehen, daß eine freie Wahl des 
Wohnſitzes nur wenigen, beſonders begünſtigten 
Menſchen zuſteht und daß bei den meiſten Menſchen 
die äußeren Verhältniſſe die Wahl und den Wechſel 
des Wohnſitzes faſt ebenſo beeinfluſſen wie bei den 
Beamten die dienſtliche Verpflichtung. 

Außerdem iſt es doch nur immer ein geringerer 
Teil der Beamten, welcher der Gefahr einer fort⸗ 


währenden Verſetzung ausgeſetzt iſt. Denken wir doch 
an das große Heer der Gemeindebeamten, der Miniſterial⸗ 
beamten, der unteren Lokalbeamten, bei denen ein 
Wohnungswechſel jo gut wie ausgeſchloſſen iſt. End⸗ 
lich iſt der Staat in der Lage, Unſtimmigkeiten in 
Städten mit hohen Kommunalſteuern in anderer 
Weiſe auszugleichen: durch Gewährung höherer Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe, durch Teuerungszulagen und der⸗ 
gleichen. 

4. Durch die Ermäßigung der Kommunalſteuern 
der Beamten erwächſt den Gemeinden ein empfindlicher 
Einnahmeausfall. 

Nicht genug, daß die Beamten nur mit der Hälfte 
ihres Dienſteinkommens herangezogen werden dürfen, 
und daß die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementar⸗ 
lehrer und alle Witwen- und Waiſengelder ſowie alle 
Penſionen unter 750 Mark ganz steuerfrei bleiben, es 
iſt außerdem noch beſtimmt, daß die Beamten höchſtens 
mit 2% ihres Dienſteinkommens zu kommunalen Auf⸗ 
lagen aller Art herangezogen werden dürfen. 

Da der Steuerbedarf gedeckt werden muß, ſo müſſen 
die bei den Beamten entſtehenden Einnahmeausfälle 
durch höhere Zuſchläge gedeckt werden. In leiſtungs⸗ 
ſchwachen Gemeinden mit ohnehin hohen prozentualen 
Zuſchlägen macht ſich das recht unangenehm fühlbar. 

Es fällt hierbei ins Gewicht, daß ſich das Heer 
der Beamten beſtändig vermehrt und der Ausfall ein 
immer größerer wird. 

Es erübrigt ſich für mich, Ihnen Einzelheiten über 
die wirklichen Ausfälle in den verſchiedenen Gemeinden 
vorzutragen, da der Herr Bürgermeiſter Zitzlaff darauf 
zurückkommen wird. 

5. Beſonders hart werden natürlich die durch die 
Beamtenprivilegien entſtehenden Einnahmeausfälle von 
den nichtbeamteten Einwohnern empfunden, welche die 
höheren Zuſchläge aufbringen müſſen. Inſofern tragen 
die Beamtenprivilegien dazu bei, die Gegenſätze zwiſchen 
den Beamten und den nichtbeamteten Einwohnern der 
Stadt zu verſchärfen. 

Meine Herren, wir kommunalen Verwaltungs⸗ 
beamten müſſen es leider allzu oft hören: „Ja, die 
Herren Beamten haben klug reden mit ihren Geld— 
bewilligungsanträgen, wo bleiben aber wir Bürger, die 
wir nachher die Steuern aufbringen müſſen.“ 

Auf dem Städtetage in Thorn im Jahre 1895 
wurde bereits hervorgehoben, daß der kleine Hand⸗ 
werker allzuleicht geneigt ſei, einen Amtsrichter über die 
Achſel anzuſehen, weil er ſich ſage: „So'n Amtsrichter, 
was iſt denn das; der zahlt ja weniger als ich.“ 

Sie finden daher auch in den Haushaltungs⸗ 
anſchlägen die Steuern der Bürger und Beamten ge⸗ 
trennt angegeben. Seitens der Bürger wird vielfach 
beſonderer Wert darauf gelegt. 

Ich meine hiernach, daß die Aufhebung dor Be⸗ 
amtenprivilegien durchaus dazu beitragen würde, die 
Kluft zwiſchen Beamten und Nichtbeamten zu über⸗ 
brücken. Der Beamte wird wieder, wie es ja auch 
richtig iſt, als Bürger angeſehen werden. 

6. Wie wenig die Rechtmäßigkeit der Beamten⸗ 
privilegien in den ſtädtiſchen Verwaltungen anerkannt 
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wird, geht ſchon daraus hervor, daß man vielfach dazu 
übergegangen iſt, ſolchen ſtädtiſchen Bedienſteten, denen 
nach den Steuergeſetzen die Exemption nicht zuſteht, 
Erſatz dafür zu bieten durch Gewährung eines höheren 
Gehalts. Es iſt dieſes Verfahren z. B. bei Anſtellung 
von Betriebsleitern und techniſchen Beamten mehrfach 
beobachtet worden. 

Ferner ſuchen die Gemeinden bei der Beamten⸗ 
beſteuerung ſelbſt das Privilegium teilweiſe zu be⸗ 
ſeitigen, ſoweit ſich ihnen hierzu Gelegenheit bietet. 
So wird z. B. den Beamten auf Grund einer Ent⸗ 
ſcheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 24. Januar 
1893 vielfach die bei der Staatseinkommenſteuer ſeitens 
der Veranlagungskommiſſion bewilligte Ermäßigung 
von 1 bis 2 Stufen aus § 19 des Einkommenſteuer⸗ 

cgeſetzes wegen hoher Kinderzahl, bezw. um 1 bis 3 
Stufen aus § 20 wegen Krankheiten in der Familie 
und ähnlicher Unglücksfälle bei der Kommunalbeſteuerung 
verſagt, weil ſchon das Privilegium eine genügende 
Ermäßigung bedeute. 

Geht aber auf dieſe Art der vermeintliche Vorteil 
der Privilegierten teilweiſe oder gänzlich verloren, ſo 
kann er auch beſſer der geſetzlichen Regelung ver⸗ 
luſtig gehen. 

7. Im übrigen muß ich geſtehen, daß bei den Be⸗ 
amten ſelbſt gar nicht mehr das Verlangen nach Auf⸗ 
rechterhaltung des Privilegiums beſteht. Soweit ich 
orientiert bin, wünſchen die Beamten vielmehr ſeine 
Aufhebung, — natürlich unter der Bedingung, daß 
ihnen genügende Entſchädigung gewährt wird. 

Die Beamten fühlen es meines Erachtens ſelbſt am 
beſten, daß das Steuerprivilegium in unſerem heutigen 
Rechtsſtaat nicht mehr dem Prinzip von Leiſtung und 
Gegenleiſtung entſpricht. 

Nachdem ſich neuerdings im Abgeordnetenhauſe eine 
große Parteimehrheit für die Notwendigkeit einer Auf⸗ 
beſſerung der Beamtengehälter entſchieden und der 
Herr Finanzminiſter von Rheinbaben am 5. Juni d. J. 
im Abgeordnetenhauſe eine verpflichtende Erklärung 
dahin abgegeben hat, daß er eine diesbezügliche Re⸗ 
gierungsvorlage einbringen wird, ſcheint mir der 
Schlüſſel für eine gleichzeitige Höhernormierung der 
Gehälter als Entſchädigung für das Steuerprivilegium 
gegeben zu ſein. 

Auch der Entſchädigung der Gemeindebeamten wird 
dann ſeitens der Stadtverwaltungen nichts in 
den Weg gelegt werden. Nach meinen Erfahrungen 
iſt ſogar bisher ſo manche ſeitens des Magiſtrats vor⸗ 
geſchlagene Erhöhung der Beamtengehälter ſeitens der 
Stadtverordneten abgelehnt worden unter Hinweis auf 
die ſteuerlichen Vorteile der Beamten. 

Die Worte „wer gibt uns Bürgern denn Zulagen“ 
wird man nach Fortfall des Beamtenprivilegs ſicher 
nicht mehr ſo oft hören. 

8. Meine Herren! Das Kommunalabgabengeſetz hat 
ja ſelbſt die Notwendigkeit einer Neuregelung der 
kommunalen Beamtenbeſteuerung anerkannt, indem es 
im $ 41 ausdrücklich fagt: 

„Die Heranziehung der unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsbeamten uſw. zu Einkommen⸗ 


und Aufwandſteuern wird durch beſonderes Geſetz 
geregelt.“ 

Das Geſetz hat alſo den ſeit dem Geſetz vom 
11. Juli 1822 beſtehenden Rechtszuſtand als ein Pro⸗ 
viſorium hingeſtellt, das der Reform bedürfe. Nur 
durch Bewilligung des Proviſoriums gelang es damals 
der Regierung, das Privilegium noch zu halten. Das 
Abgeordnetenhaus hätte es ſicher zu Fall gebracht. 
Erſt nachdem der Vertreter der Kgl. Regierung erklärt 
hatte, daß den Beamten eine ſolche Mehrbelaſtung nicht 
zugemutet werden könne, bevor nicht eine gewiſſe Auf⸗ 
beſſerung der Beamtengehälter eingetreten ſei, und die 
Wünſche der Beamten erfüllt worden ſeien, einigte man 
ſich auf obigen Kompromiß. 

Das Abgeordnetenhaus hat dann ſpäter die König⸗ 
liche Regierung wiederholt an den Erlaß des betr. 
Geſetzes erinnert. 

Als die Aufbeſſerung der Gehälter in mehrfacher 
Hinſicht durchgeführt war, nahm das Abgeordnetenhaus 
am 10. Juni 1899 einſtimmig den Antrag an, 

die Kgl. Staatsregierung aufzufordern, dem 
Landtag tunlichſt in der nächſten Seſſion einen 
die Regelung der Kommunalſteuerpflicht der un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten im: 
Sinne des § 41 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 bezweckenden Geſetzentwurf 
vorzulegen. 

Am 1. Februar 1905 wurde wiederum im Ab⸗ 
geordnetenhauſe auf Grund eines mündlichen Berichts 
der Gemeindekommiſſion eingehend über die Frage bei 
Gelegenheit einer Petition des Heſſiſchen Städtetages 
verhandelt. Die Petition wurde, der Königlichen Res 
gierung zur Erwägung überwieſen. 

Auch das Herrenhaus hat ſich der Aufhebung der 
Steuerprivilegien gegenüber günſtig ausgeſprochen. 
Der gewünſchte Geſetzentwurf iſt aber, wie Sie ja 
wiſſen, bis heute noch nicht vorgelegt worden. 

Bei dieſer Sachlage könnten Zweifel entſtehen, ob 
der Weſtpreußiſche Städtetag nochmals mit einer 
Petition hervortreten ſoll. Hat er doch ſchon bei den 
Vorberatungen über das Kommunalabgabengeſetz im 
Jahre 1893 gegen die Aufnahme in das Geſetz 
petitioniert. Hat er doch auch im Jahre 1895 wiederum 
eine Petition an beide Häuſer des Landtags, den 
Miniſterpräſidenten und die Herren Miniſter des 
Innern und der Finanzen im Anſchluß an eine ähn— 
liche Petition der Stadt Elbing gerichtet. Hatte doch 
auch bereits der allgemeine preußiſche Städtetag im 
Jahre 1896 an beide Häuſer des Landtages eine 
Petition gerichtet mit der Reſolution: 

„Die Aufhebung der Privilegien der Beamten, 
Geiſtlichen und Lehrer in der Kommunal- 
beſteuerung iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, 
deren Erfüllung länger nicht hinausgeſchoben 
werden darf.“ 

Trotzdem aber möchte ich Ihnen heute eine erneute 
Stellungnahme empfehlen. 

Nachdem, wie wir geſehen haben, die Arbeiter und 
alle Privatbedienſteten ebenſo genau auf den Pfennig 
beſteuert werden wie die Beamten, würde ich eine 
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weitere Hinausſchiebuug der Regelung der Beamten— 
gehälter für äußerſt gefahrvoll halten. 

Auf der anderen Seite ſteht nach der erwähnten 
Erklärung des Herrn Finanzminiſters eine Aufbeſſerung 
der Beamtengehälter beſtimmt bevor. 

Da die Königliche Regierung bisher ſtets die Auf— 
beſſerung der Gehälter als Vorbedingung für die Auf: 
hebung des Steuerprivilegiums hingeſtellt hat, ſo darf 
meines Erachtens dieſes Mal die Gelegenheit nicht 
verpaßt werden, um neben den ſonſt aus Gründen der 
Teuerung gerechtfertigten Zulagen zugleich die Ent— 
ſchädigung für den Fortfall des Steuerprivilegiums 
feſtzuſetzen. 

Hierbei muß ich noch die Kommunalbeſteuerung der 
Offiziere berühren. 

Sie wiſſen, meine Herren, daß das dienſtliche Ein- 
kommen der Offiziere zur Kommunalbeſteuerung nicht 
herangezogen werden darf, und daß die Offiziere ſtets 
nur mit 100%, ihes kommunalſteuerpflichtigen Ein: 
kommens belegt werden dürfen. Gegen die letztere 
Begrenzung wird ſich kaum etwas einwenden laſſen, 
weil die Offiziere in der Tat aus gerechtfertigten 
dienſtlichen Gründen oft verſetzt werden und ſie außer: 
dem nicht Angehörige der politiſchen Gemeinde ſind. 
Daß aber deshalb, wie in der Begründung zu dem 
Geſetz vom 29. Juni 1886, betreffend die Heran— 
ziehung von Militärperſonen zur Abgabe für Gemeinde— 
zwecke, geſagt wird, auch das dienſtliche Einkommen 
vollkommen kommunalſteuerfrei bleiben ſoll, das 
will mir nicht in den Sinn. 

Auch die weitere Begründung, daß 

„das Dienſteinkommen der Offiziere ohnehin im 
allgemeinen jo bemeſſen ſei, daß dasſelbe ſelbſt 
geringere Abzüge zu Gunſten der Gemeinde nicht 
zu tragen vermag,“ 
dürfte im Hinblick auf die Beſteuerung anderer Be- 
amten nicht ſtichhaltig ſein. 

Ich würde die Kommunalſteuerfreiheit des Offizier: 
gehalts allenfalls verſtehen, wenn der Staat es auch 
von der Steuer frei ließe, wenngleich ich auch für das 
letztere eine innere Begründung nicht finden kann. 

Die Befreiung des Offiziergehalts von der Kom— 
munalſteuer beruht auf Reichsgeſetz, nämlich auf der 
Bundespräſidialverordnung vom 22. Dezember 1868. 
Das ſpätere Reichsgeſetz vom 28. März 1886 hat 
dieſe Verordnung nur für die Heranziehung des außer— 
dienſtlichen Einkommens der Offiziere zur Kommunal⸗ 
ſteuer außer Kraft geſetzt. Es ſprechen aber ähuliche 
Gründe, welche gegen die Steuerprivilegien der Be⸗ 
amten anzuführen waren, gegen die vollſtändige Be⸗ 
freiung des Offiziergehalts von der Kommunalſteuer. 

Meine Wünſche ſind in drei Reſolutionen nieder⸗ 
gelegt. Herr Bürgermeiſter Zitzlaff wird ſie bei Er⸗ 
ſtattung ſeines Korreferates zur Verleſung bringen. 

Vielleicht können ſeine Ausführungen für die Be⸗ 
ſchlußfaſſung von Wert ſein. (Beifall.) 

Mitberichterſtatter, Bürgermeiſter Zitzlaff⸗Marien⸗ 
werder: Meine Herren! Daß die Steuerprivilegien 
der Beamten heute unhaltbar ſind, hat der Herr 


Referent Ihnen des Näheren dargelegt. Dieſe Privilegien 
find ein Überbleibſel aus der guten alten Zeit, wo die gemeine 
Rechtsordnung durch zahlloſe Privilegien durchlöchert 
war. Dem modernen Rechtsbewußtſein, das in Artikel 
4 der Preußiſchen Verfaſſung „Alle Preußen ſind vor 
dem Geſetze gleich“ ſeinen Ausdruck gefunden hat, wider⸗ 


ſpricht die Privilegienwirtſchaft und eines der Privilegien 


nach dem andern iſt gefallen. Ich erinnere nur an 
die Steuerprivilegien der Standesherrn, an die Privi⸗ 
legien der Offiziere hinſichtlich der Beſteuerung ihres 
Privateinkommens u. a. Um ſo weniger begründet 
ſind die Beamtenſteuerprivilegien, als damit im Er⸗ 
gebnis nicht der einzelne Beamte privilegiert iſt, ſondern 
im Weſentlichen der Staatsfiskus, der den Beamten 
für ihre Dienſtleiſtungen pekuniäre Vorteile auf Koſten 
der Gemeinden zuwendet. Soweit Reichs- und Staats⸗ 
beamte in Frage kommen, bedeutet das Beamtenprivileg 
nichts anderes als daß der Staat einen Teil der 
Beamteubeſoldung aus den Kaſſen der Kommunal⸗ 
Verbände zahlt. Bei dieſer Frage muß ich immer an 
einen Vorgang denken, den mir ein alter Mann, der 
vor 1840 ſeiner Militärpflicht genügt hatte, erzählt hat. 
Während ſeiner Dienſtzeit heiratete eine preußiſche 
Prinzeſſin; da man das ihr zu gewährende Nadelgeld 
anders nicht recht aufzubringen wußte, verfiel man auf 
den ingenibſen Gedanken, jedem Soldaten alle 10 Tage 
10 Pfennige von ſeiner Löhnung abzuziehen, und dieſe 
Abzüge beſtimmte man zum Nadelgeld der Prinzeſſin. 
Der alte Mann war noch zur Zeit, wo er mir das 
erzählte, nicht beſonders gut geſtimmt auf dieſes Finanz⸗ 
kunſtſtück, das ihm lange Zeit Abzüge von ſeiner 
dürftigen Löhnung auferlegte. Im Grunde genommen 
verdankt das Beamtenſteuerprivileg ganz dem gleichen 
Finanzkunſtſtück ſeine Exiſtenz. 

Der Hauptgrund, der den damaligen Staat zu der⸗ 
artigen uns unverſtändlichen Operationen veranlaßte, 
iſt heute nicht mehr vorhanden. Der preußiſche Staat 
befand ſich nach den Freiheitskriegen in einer derart 
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miſerablen Finanzlage, daß man ihm ſchon manches 
Gewaltmittel nachſehen mußte. Die Kriege hatten ihm 
ungeheures Kapital gekoſtet, die von Frankreich 1815 
gezahlte Kriegskoſtenentſchädigung war aber ganz 
minimal. Heute haben ſich die Verhältniſſe direkt um⸗ 
gekehrt. Die Finanzlage des preußiſchen Staates iſt 
die glänzendſte und Fragen wie die Aufbeſſerung der 
Beamtengehälter uſw. ſpielen heute finanziell ſo gut 
wie gar keine Rolle. Das Stöhnen des Finanz⸗ 
miniſters, womit er den Abgeordneten in der letzten 
Seſſion bei der Frage der Beamtenaufbeſſerung ent⸗ 
gegentrat, hat ſchließlich doch niemand tragiſch ge= 
nommen. 

Hier mögen einige Bemerkungen über die finanziellen 
Wirkungen der Aufhebung des Privileges am Platze 
ſein. Häufig iſt die Anſicht geäußert worden, die Auf⸗ 
hebung ſei nur von Intereſſe für die großen Städte, 
die kleinen ſeien dabei gar nicht intereſſiert. Dieſe An⸗ 
ſicht hat etwas Beſtechendes, tatſächlich iſt fie durchaus 
verkehrt. Es mag dieſe Auffaſſung ihren Grund darin 
haben, daß vielleicht die Höhe der Beamteneinkommen 
in der kleinen Stadt gemeſſen an der Einwohnerzahl 
geringer iſt als in der großen. Das Verhältnis der 
Einwohnerzahl kann aber in dieſem Zuſammenhang 
nicht maßgebend ſein, ſondern die Höhe des Steuerſolls. 
Nun iſt das auf den Kopf der Bevölkerung entfallende 
Staatseinkommenſteuerſoll der Stadtkreiſe Preußens 
durchſchnittlich 4 mal jo groß als das gleiche Steuer⸗ 
ſoll in den Städten des Regierungsbezirkes Marien⸗ 
werder leinſchließlich die Stadtkreiſe Thorn und 
Graudenz). Dazu kommt, daß in unſern kleinen Städten 
wie bekannt unerträglich hohe Steuerzuſchläge erhoben 
werden müſſen. In Prozenten des Steuerſolls aus⸗ 
gedrückt iſt denn auch der Ausfall, der den kleinen 
Städten durch die Beamtenprivilegien entſteht, weit 
größer als der den größeren Städten entſtehende. Hier⸗ 
für einige Zahlen. 
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Städte des Regierungsbezirks Marienwerder 1906. 


Höhe des nach der 


Höhe desſelben 


egenwärtigen a . Verluſte i 
Geſesgebung um- Steuerſolls bei Höhe det Verluſte durch erluſte in 
lagefähigen ; Gemeindezuſchläge Prozenten 
Stadt age Vollheranziehung das 
Prinzipalſteuer⸗ zur Einkommen⸗ 785 der Summe 
ſolls an Ein⸗ | der Beamten pp. 8 Beamtenprivileg Spalte 2 
kommenſteuer (ausſchl. Offiziere) ſteuer 


100 % 


2 3 


Neuenburg 14 582, — M. 16 702, M. 
Chriſtburg 7 480,.— „ 8 380,— „ 
Schlochau 9 408,.— „ 12 591, — „ 
Culmſee 32 838,50 „ 36 097,40 „ 
Golluulll 5 370,.— „ 6111, , 
Lauten burg 984442 „ 11 490,22 „ 
Neumark 12 989,60 „ 1623740 „ 
Jaſtroww 1049120 „ 12 141,80 „ 
Krojankke 5 629,.— „ 6 553,— „ 
M ewe 8894,47 „ 1205117 „ 
Tuche el 11 406,80 „ 13 838,20 „ 
Schwetz 23 624,69 „ 30 400,.— „ 
Rieſen bung 11 000,.— „ 14 000,.— „ 
Schloppen 3096,— „ 4 269,.— „ 
Lobau 10 657,.— „ 13 990,.— „ 
Brieſen 17 075,40 „ 20 617,.— „ 
Märk. Friedland. . 3 809,80 „ 4 592,— „ 
Dt. Eylau . . 28011, — „ 32 185,.— „ 
Thorn 153 319,.— „ ] 184 482,.— „ 
Stumm 5600,— „ 7 550,.— „ 
Flatoww 12 016, — „ | 14961,— „ 
Marienwerder 56 650,— „ 78 770,.— „ 
Danzig 804 486, — „ 934 773,— „ 
Konitz 43 874,70 „ 56 692, — „ 
Tüz 1694,.— „ 2 120,.— „ 
Hammerſtein 8 256,.— „ 8 994, — „ 
Biſchofswerder 5 400,.— „ 6 000,.— „ 
Rheden 2 450,.— „ 3 142,— „ 
Strasburg 15 316,50 „ 22 146,30 „ 
Cubbl 32 939,26 „ 41 558,85 „ 


Nach einer Bemerkung des Beigeordneten Gielen 
aus Münſter auf dem weſtfäliſchen Städtetag hätte die 
Aufhebung des Beamten-Privileges 1900 für Münſter 
die Einkommenſteuer von 100 auf 83,91 Prozent her⸗ 
untergebracht. Mit dem Ausfall, der für unſere Städte 
durch das Privileg erwächſt, läßt ſich, wie Sie ſehen, 
der der Stadt Münſter nicht auf eine Stufe ſtellen. 
Dabei iſt Münſter im beſonderen Maße Beamtenſtadt 
und als ſolche vorzugsweiſe erwähnt worden. Ich 
habe allerdings nicht wie die Berichterſtattung aus 
Münſter feſtgeſtellt, um wie viel Prozent die Ein⸗ 
kommenſteuer bei Vollheranziehung der Beamten herab⸗ 
geſetzt werden könnte. Der oben dargeſtellte Ausfall 
an Prozenten des jetzt umlagefähigen Gemeindeſteuer⸗ 
ſolls iſt etwas größer, da bei einer Herabſetzung der 
Prozente auch der Steuerertrag von den Beamten⸗ 
einkommen herabgehen würde. Immerhin iſt der Unter⸗ 
ſchied nicht zu erheblich. Außerdem würde eine er⸗ 


300 % 6 360, M. 43 % 
355 9% 3 195,.— „ 42 5% 
240 % 7 639,.— „ 81 
270 0% 8 799,30 „ 26,8 % 
275 0 1955,25 „ 36 % 
300 % 4937,40 „ 50 % 
280 % 9093,90 „ 69%, 
160 % 2656,— „| 25,50 % 
260 % 2 402,— ” 43 % 
336 9% 10 606,51 „ 119%, 
220 % 5349,08 „ 48 % 
270%, 18 293,53 „ 77 % 
250 % 7 500,.— „ 68 % 
270 0% 3 167,— [2 102 %, 
360 9% 12 009,60 „ 113 % 
270 % 0 9 560,— ” 56 % 0 
260 % 2033,72 „ 53 0% 
200 % 8 348. — „ 29 0% 
210 % 65 442,.— „ 42 % 
390 % 7 605,— „ 135 % 
243 % 7 153,.— „ 59 % 
250 % 55 299,.— „ 97% 
188 % 244 940,— „ 30 % 
250 % 32 044,— ” 73 9% 
280 % 1 193,— ” 70 998 
120 0% 885,— [2 10,7 „ 
250 0% 1 500,— ” 27 % 
350 0% 2 772,— 71 113 % 
290 % 14 428,80 „ 94 % 
190 % 16 377,72 „ 49 % 


hebliche Erhöhung des Einkommenſteueraufkommens 
nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes bei 
vielen Gemeinden eine andere Verteilung der Laſten 
auf Einkommenſteuer und Rcalſteuer herbeiführen. 

Die von mir angeführten Zahlen ſind auch inſofern 
nicht genau, als bei den einem Landkreiſe angehörigen 
Städten der Einfluß der Kreisſteuern nicht berückſichtigt 
iſt. Selbſtverſtändlich würden die Landkreise bei einer 
Aufhebung des Beamteupriviiegs auch ihrerſeits die 
Beamteneinkommen voll zur Kreisſteuer heranziehen, 
die Städte alſo den entſprechenden Teil an den Kreis 
mehr abzuführen haben. Das wären recht erhebliche 
Beträge, die für die Landkreiſe ſehr ins Gewicht fallen 
würden. Im Landkreiſe Marienwerder z. B. würden 
auf dieſe Weiſe mehr als 20000 M. an den Kreis 
fallen, das ſind 6 Prozent des geſamten Kreisſteuer⸗ 
ſolls leinſchließlich Realſteuern). Dieſe 6 Prozent 
würde dann wiederum die Stadt weniger an Kreis⸗ 


ſteuern an den Kreis zu entrichten haben. Ahnlich 
würde es in andern Kreiſen ſein. Immerhin haben 
hiernach auch die Landkreiſe ein ſehr erhebliches 
Intereſſe an der endlichen Beſeitigung der Beamten⸗ 
privilegien. Der Vorteil der Landkreiſe wäre ſogar 
noch erheblicher, da für die Kreiſe auch der durch $ 15 
des Kreisabgabengeſetzes herbeigeführte, in den Kreiſen 
der Oſtprovinzen oft ſehr erhebliche Ausfall in Wegfall 
käme. Es wäre zu erwägen, ob man nicht den Ver⸗ 
ſuch machen ſollte, auch die Kreis⸗Vertretungen zu einer 
Stellungnahme gegen das Privileg zu veranlaſſen. Ein 
Vorgehen der Kreis⸗Vertretungen würde aus nahe 
liegenden Gründen recht wirkſam ſein. 

Daß den Beamten für Aufhebung des Privileges, 
das ihre rechtliche Lage weſentlich beeinflußt, eine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt werden muß, iſt meiner Auffaſſung 
nach ſelbſtverſtändlich. Es iſt gerade heute, wo die 
Beamtengehälter dem Steigen aller Lebensbedürfniſſe 
nicht zu folgen vermögen, ganz ausgeſchloſſen, den 
Beamten ohne Entſchädigung ein wichtiges Recht zu 
nehmen. Die Ausgleichung wird den Anſtellungs⸗ 
verbänden, dem Reich und Staat, und den Kommunal⸗ 
verbänden zur Laſt fallen. Sie wird ſich bei den auf 
einen engen Bezirk beſchränkten Verbänden ziemlich 
einfach geſtalten. Ich will im Nachfolgenden des 
Näheren nur auf die Reichs- und Staatsbeamten — 
ausſchließlich Offiziere — eingehen. 

Das Geſetz geſtaltet die Gemeindebeſteuerung der 
Beamten in zweierlei Hinſicht beſonders. Zunächſt 
gewährt es ſchlechthin eine Privilegierung, indem es 
das Einkommen nur in der halben Höhe der Ber 
ſteuerung unterwirft. Dieſes Privileg entbehrt heute 
jedes rechtfertigenden Grundes, lediglich fiskaliſche Rück⸗ 
ſichten ſtehen ſeiner Beſeitigung noch im Wege. Bei 
einer Gehaltsaufbeſſerung läßt es ſich ohne Bedenken 
beſeitigen. 

An zweiter Stelle gewährt aber das Geſetz den 
Beamten neben der allgemeinen Privilegierung noch 
eine Begrenzung der Steuerpflicht, indem es die 
Beamtenbeſoldung im Höchſtmaße nur mit 1, 1½ und 
2 Proz. belaſten läßt. Dieſe Norm, die den Beamten 
auch in den höchſtbelaſteten Gemeinden vor einer über 
den Durchſchnitt hinausgehenden Belaſtung ſchützt, ent⸗ 
ſpringt nicht ausſchließlich fiskaliſchen Rückſichten. Dem 
Grundgedanken werden wir die Berechtigung nicht ab⸗ 
ſprechen können, wenn wir auch die Ausgeſtaltung als 
verfehlt bezeichnen müſſen. 

Geſetzt den Fall, das Steuerprivileg würde einfach 
beſeitigt, ſo würde allerdings gerade die Lage der in 
unſeren Oſtprovinzen befindlichen Reichs- und Staats⸗ 
beamten weſentlich verſchlechtert. In anderen Teilen 
der Monarchie betragen die Kommunalſteuerzuſchläge 
durchſchnittlich 50—100 Proz. weniger als in unſerer 
Provinz, in unſeren Städten ſelbſt differiert die Höhe 
der erhobenen Zuſchläge ganz erheblich. Andererſeits 
wiſſen wir, daß die Beamtenſchaft vielfach lieber nach 
weſtlichen Teilen der Monarchie als in die Oſtprovinzen 
geht. Die größten und begehrteſten Städte haben 
durchgängig die geringſten Steuerzuſchläge und es trifft 
in der Regel zu, daß jeigrößer die Steuerzuſchläge in einem 
Orte ſind, um ſo geringer ſeine Anziehungskraft iſt. 
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Auch die Höhe der kommunalen Leiſtungen ſteht durch⸗ 
gängig im umgekehrten Verhältnis zur Höhe der 
Steuerzuſchläge. Naturgemäß, daß hochbelaſtete Ge⸗ 
meinden in erſter Linie die äußerſte Sparſamkeit walten 
laſſen müſſen, um weitere Steuererhöhungen abzu⸗ 
wenden. Während das Streben der Regierung dahin 
gehen muß, wie auch die Gewährung der Oſtmarken⸗ 
zulage ergibt, für die Oſtprovinzen den Beamten 
beſondere Vergünſtigungen zu gewähren, würden die 
Beamten durch einfache Aufhebung des Beamtenſteuer⸗ 
privileges noch mit beſonders hohen Steuerzuſchlägen 
bedacht werden. Das würde unſeren Städten in keiner 
Weiſe vorteilhaft ſein. Wir wiſſen, wie ſchon jetzt in 
hochbelaſteten Gemeinden die Beamten, die erhebliches 
Privateinkommen haben, überaus unwillig darüber 
ſind, daß ſie für die geringen kommunalen Leiſtungen 
einer ſolchen Gemeinde weit höhere Laſten aufzubringen 
haben als ihre begünſtigteren Kollegen in anderen 
Städten, und wie ſpeziell auch dieſer Umſtand dahin 
wirkt, manchem Beamten das Verziehen aus dem Oſten 
nahezulegen. Der Grund, der für das Privileg in 
dieſem Zuſammenhange angeführt wird, trifft ſchließlich 
doch zu. Der Privatmann ſucht ſich ſeinen Wohnort 
auf unter Berückſichtigung aller lokalen Verhältniſſe. 
Geht er nach einem Orte mit hohen Steuerzuſchlägen, 
ſo locken ihn dorthin beſondere Vorteile, etwa weil er 
dort ſchneller ſelbſtändig werden kann u. a. Es iſt 
eine bekannte Tatſache, daß wohlhabende Leute über⸗ 
haupt nur ſelten in hochbelaſteten Gemeinden ſich 
niederlaſſen. Beim Beamten fallen dieſe Gründe durch⸗ 
gängig weg, wenn man abſieht von den jüngeren An⸗ 
wärtern, die möglichſt ſchnell angeſtellt zu werden 
wünſchen und deshalb die erſte ſich bietende Stelle 
annehmen. Die einfache Beſeitigung des Privileges 
würde dahin führen, daß in der hochbelaſteten kleinen 
Stadt nur die Anfänger und die Beamten, die nicht 
fortkommen können, verbleiben und daß allenthalben 
von der Beamtenſchaft noch weit ſtärker als bislang 
der Ruf erhoben würde, die Behörden nach Möglichkeit 
aus den hochbelaſteten Städten zu verlegen. Was eine 
Differenzierung der Beamten in der Beſoldung auf 
ſich hat, ſehen wir mit größter Deutlichkeit bei den 
Elementarlehrern, wo der Kultusminiſter ſich nicht 
anders als durch ſeinen ominöſen Bremserlaß zu helfen 
wußte. Daß dieſen für unſere Städte angedeuteten 
Gründen auch die Gründe des Staatsintereſſes ent⸗ 
ſprechen, brauche ich bei der bekannten Stellungnahme 
der Regierung nicht weiter auszuführen. 

Um dieſe nachteiligen Wirkungen der Aufhebung _ 
des Privileges zu vermeiden, bieten ſich verſchiedene 
Wege, die ich, ſoweit fie mir bekannt geworden, be⸗ 
ſprechen muß. 

Zunächſt der, die für die einzelnen Orte verſchieden 
hohe Belaſtung dadurch auszugleichen, daß die Höhe 
der Belaſtung bei der Servisklaſſeneinteilung berück⸗ 
ſichtigt wird. Dieſer Weg erſcheint theoretiſch als der 
gangbarſte, und ich habe dieſe Löſung früher auch 
für die richtige gehalten. Ich kann dieſe Anſicht jedoch 
nicht aufrechterhalten. Wie ungemein ſchwierig gerade 
für die kleineren Städte die Herbeiführung einer 
Anderung der Servisklaſſeneinteilung iſt, haben wir in 


den letzten Jahren zur Genüge erfahren. Bei der 
Servisklaſſeneinteilung werden die kleinen Städte 
immer den Kürzeren ziehen, weil die darüber befindenden 
Miniſterialbeamten doch der Anſicht ſind, in den kleinen 
öſtlichen Städten ſei das Leben viel billiger als in der 
Großſtadt, die Mehrbelaſtung durch Steuern fiele 
gegenüber dem billigeren Leben gar nicht ins Gewicht. 
Zudem würde gerade das Odium der hohen Steuer⸗ 
zuſchläge durch die Gewährung eines höheren Wohnungs⸗ 
geldes überhaupt nicht beſeitigt. Die Beamten würden 
das höhere Wohnungsgeld als etwas ſelbſtverſtändlich 
ihnen zufallendes einſtreichen, die hohen Steuerzuſchläge 
würden ihnen gleichwohl ungemein läſtig ſein. Die 
Steuer, die ihrem Weſen nach eine einſeitige Leiſtung 
ohne direkt ſichtbare Gegenleiſtung des Steuergläubigers 
iſt, wird immer nach ihrer abſoluten Höhe eingeſchätzt. 

Ein zweiter Weg wäre der, die Beamten von ihrem 
Dienſteinkommen im Höchſtfalle mit einem beſtimmten 
Zuſchlage heranziehen zu laſſen, alſo etwa zu beſtimmen, 
der Beamte genießt zwar im allgemeinen kein Privileg 
mehr, er hat aber von ſeinem Dienſteinkommen höchſtens 
100 Proz. Zuſchlag zur Staatseinkommenſteuer als 
Kommunalſteuer zu entrichten. Dieſer Gedanke, und 
zwar beſonders der, den Höchſtſteuerſatz auf 100 Proz. zu 
normieren, iſt des öfteren angeregt worden; nach dem 
vom Miniſterium ausgeſandten Fragebogen zu urteilen, 
wird er auch auf das Ernſthafteſte von der Staats⸗ 
regierung erwogen. Er hat auch bereits ein geſetzliches 
Vorbild in der Regelung der kommunalen Beſteuerung 
der Offiziere, bei denen bekanntlich das Privateinkommen 
nur mit 100 Proz. belaſtet werden darf. Gleichwohl 
müſſen wir ihn nach meinem Dafürhalten mit voller 
Entſchiedenheit ablehnen und rundweg erklären, daß 
wir lieber überhaupt keine Anderung des beſtehenden 
Zuſtandes wünſchten. Nach meinen Feſtſtellungen 
hätten die weſtpreußiſchen Städte ſo gut wie keinen 
Vorteil davon, da ſie durchgängig ganz erheblich über 
200 Proz. Zuſchläge zur Einkommenſteuer erheben. 
Der Vorteil wäre um fo größer, je geringer die Steuer— 
zuſchläge ſind, am größten alſo bei den Städten, die 
gerade 100 Proz. oder weniger erheben. Es würde 
alſo auch hier nach dem bekannten Satze verfahren: 


„Wer hat, dem wird noch gegeben.“ Wenn aber 


21 


Rechnungsjahr 1904. 


irgendwo ein Bedürfnis zur Abhilfe vorliegt, ſo doch 
in erſter Linie bei den beſonders hoch belaſteten Ge⸗ 
meinden, wo die Unterſchiede in der Belaſtung von 
Beamten und Nichtbeamten beſonders groß ſind, wo 
die Bürger unter der Steuerlaſt faſt erſticken, und wo 
die Heranziehung der Beamten zu einer weſentlichen 
Minderung des Steuerdruckes führen könnte. Die 
Städte, die in der überaus glücklichen Lage ſind, nur 
100 oder wenige Prozent mehr Steuern zu erheben, 
denen zu helfen, deren Bürger zu erleichtern, liegt 
wahrlich der geringſte Anlaß vor. Sollte die Regierung 
den Gedanken, das volle Dienſteinkommen mit höchſtens 
100 Proz. belaſten zu laſſen, weiter verfolgen, ſo müßte 
man unwillkürlich an das divide et impera denken. 
Den ſehr einflußreichen großen und reichen Städten 
wäre damit der Mund geſtopft, ſie würden voll 
befriedigt; die andern Städte würden wie ſtets, wenn 
ſie allein ſind, nachher überhaupt nicht mehr gehört 
werden, obwohl ihnen dieſe Regelung doch gar nichts 
genützt hätte, obwohl alle die Umſtände, die für Auf⸗ 
hebung der Beamtenprivilegien ſprechen, für ſie weiter 
beſtünden und obwohl gerade in den Oſtprovinzen das 
Beamtenprivileg um deswillen beſonders ſchädlich wirkt, 
weil es am meiſten mit zur Abſonderung der Beamten 
führt. Ich möchte zum Belege hierfür nur auf den 
bekannten Vorgang in Bromberg hinweiſen, wo die 
Erhöhung der Schulgeldſätze von der Stadt damit 
begründet wurde, daß auf dieſe Weiſe auch die Beamten 
zu den Koſten herangezogen würden, was bei einer 
Mehrheranziehung der Steuern nicht eintreten könne. 
Hierauf beſchloß bekanntlich eine Beamteuverſammlung 
die Boykottierung der Bromberger Geſchäftsleute. 

Wie ſollte es übrigens mit der Kreisbeſteuerung der 
Beamteneinkommen werden? Unſere weſtpreußiſchen 
Städte ſind durchſchnittlich mit etwa 100 Proz. Kreis⸗ 
laſten bedacht. Würden wir dann die 100 Proz., die 
uns der Staat von den Beamteneinkommen glücklich 
zuwieſe, unberührt an den Kreis abzuführen haben? 
Nach den Erfahrungen, die wir ſonſt bei Regelung des 
Kreisabgabenweſens gemacht haben, würde ich mich 
über eine ſolche Beſtimmung nicht ſonderlich wundern. 

Die nachfolgenden Zahlen ergeben für einige Städte 
der Provinz, wie das Steueraufkommen ſich bei Her- 
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Strasburg. . 15316,50 M.] 22 146,30 M.] 290 %, 
Culm . .. 32 939,26 „ 41 558,85 „ 190% 
Danzig . . . 804 486, — „ 934 773,— „ 188 % 
Marienwerder [56 650,.— „ 78770,— „ 250%, 
Dt. Eylau . .] 28611,— „ 32 185, — „ 200 % 
Thorn 153 319,— „184 482, — „210 % 
Konitz 43 874,70 „ 56 692, — „250 % 
Graudenz .. 148 521,85 „ 169 983, — „ 200 % 
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14 428,80 M. 94% | 6829, 0M| 44,6%, 
1637722 „ 49% 861959 „| 26% 
244 940, —, 30% 57 359,.—, 7% 
55 299,50 „ 97 % 6 194,22 ů„ 109% 
838,— „ 29 % 2362, „ 84% 
65 442,— „ 42% 17851, 1% 
32 04. „ | 73 % 3070,— „ 7%, 
4292360 „ 29 % 9121,40 „ 6% 


anziehung der Beamteneinkommen zu höchſtens 100 Proz. 
der Staatseinkommenſteuer geſtalten würde. Die für 
Strasburg und Culm angeführten Zahlen der Spalten 
7 und 8 werden ſchwerlich zutreffen, fie dürften erheblich 
zu hoch gegriffen ſein. 

Als den einzigen gangbaren Weg betrachte ich den, 
daß der Staat eine für die ganze Monarchie einheitliche 
Gemeindebeſteuerung der Beamten, ſei es mit ihrem 
Dienſteinkommen allein, ſei es — was vorzuziehen wäre 
— mit ihrem geſamten am Wohnſitz oder Aufenthalts⸗ 
orte zu verſteuernden Einkommen — alſo abgeſehen 
vom Einkommen aus Grundbeſitz, Gewerbe uſw. — 
herbeiführt. Der Staat würde die geſamten Gemeinde⸗ 
ſteuern, die von dieſem Einkommen der Beamten — 
wie bei jedem andern Einkommen berechnet — zu 
zahlen ſind, an die Gemeinde zu zahlen, von den 


ut Eatzernen Weuuktert- über feinerſeets“ dem- Barlhſchrtero f- 
Die Feſtſetzung der 


prozentſatz einzuziehen haben. 
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wenn er in eine wohlhabende Gemeinde mit geringen 
Laſten, er würde nicht mehr benachteiligt, wenn er in 
eine arme Gemeinde mit großen Laſten verſetzt würde. 
Der vom Standpunkt der Allgemeinheit und der Staats⸗ 
regierung überaus unerwünſchte Zuſtand, daß die hoch⸗ 
belaſteten Gemeinden, die wie ſchon erwähnt, in der 
Regel an ſich nicht die begehrteſten ſind, noch durch 
die Höhe der Steuerlaſten abſchrecken, was ſchon heute 
bei begüterten Beamten ſehr weſentlich mitſpricht, käme 
in Wegfall. Auf der andern Seite würde auch die 
Steuererleichterung, die für viele Beamte mit ein 
weſentliches Anziehungsmittel der vielbegehrten Orte 
bildet, verſchwinden. Für die Staatsregierung zweifel⸗ 
los eine ſehr annehmbare Folge, die ihr geſtatten 
würde, in weit freierer Weiſe als bislang den Beamten 
den Dienſtort anzuweiſen, die dem ſo bedenklichen An⸗ 


vAny-vea Behmder aaf ver Großſrubr- rvenſo wie 
ihrer Abneigung gegen die kleinen Orte wenigſtens 


Durchſchnittsprozente würde periodiſch, alſo etwa alle 
3 Jahre neu erfolgen müſſen. Bei dieſem Verfahren 
kämen die Gemeinden voll zu ihrem Recht, andererſeits 
würde es auch am eheſten dem von der Staatsregierung 
vertretenen Grundgedanken über die Gemeindebeſteuerung 
der Beamten entſprechen. Der Beamte würde, gleich⸗ 
viel in welcher Gemeinde er ſeinen Wohnſitz hat, den 
gleichen Prozentſatz Steuern zu entrichten haben ohne 
Rückſicht auf den einzelnen Wohnort. Das würde 
ſogar weit mehr als die bisherige Normierung die 
Idee verwirklichen, daß der Beamte, der ſeinen Wohn⸗ 
ſitz nicht frei wählen kann, auch nicht in den einzelnen 
Wohnſitzgemeinden zu verſchiedenen Prozentſätzen her⸗ 
angezogen werden ſoll, was wie ſchon ausgeführt allerdings 
um ſo unbilliger wäre, weil tatſächlich die Steuerzuſchläge 
durchgängig um jo höher find, je geringer die Anz 
nehmlichkeiten und kommunalen Leiſtungen der be= 
treffenden Orte ſind. Der Beamte hätte kein Privileg 
mehr, der Staat gliche nur die Steuerlaſt der Beamten 
innerhalb der ganzen Monarchie aus, um den einzelnen 
durch Verſetzung in hochbelaſtete Gemeinden nicht 
unbillig zu belaſten. 

Wünſchenswert wäre es, wenn dieſer Regelung auch 
das oben bezeichnete Privateinkommen der Beamten 
unterworfen würde. Vom Standpunkte des Beamten 
aus betrachtet — und auf dieſen kommt es in dieſem 
Zuſammenhange nur an — iſt die jetzt ſtattfindende 
volle Heranziehung ſeines Privateinkommens zu den 
verſchieden hoch ausfallenden Gemeindeſteuern in den 
einzelnen Gemeinden ebenſo ungerechtfertigt und uner⸗ 
träglich, wie es nach Auffaſſung der Regierung die 
volle Heranziehung des Dienſteinkommens ſein würde. 

Dieſe Regelung, bei der alle Gemeinden voll zu 
ihrem Rechte kämen, der keinerlei praktiſche Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtehen, wäre prinzipiell die einzig richtige 
und fie würde auch die erpünſchteſten praktiſchen 
Folgen nach ſich ziehen. Der Beamte, der mit den 
Intereſſen der Einzelgemeinde nicht ſo eng verwächſt 
wie die andern Bürger, der ſeinen Wohnort nicht ſo 
frei wie die andern Bürger wählen kann, würde da⸗ 
nach voll zu den Gemeindeſteuern herangezogen, aber 
nur zu dem Durchſchnittsſatze, der in ſämtlichen Ge⸗ 
meinden erhoben wird. Er würde nicht mehr begünſtigt, 


etwas entgegentreten würde. 

Für die Reichsbeamten und Offiziere, die zu einem 
geringen Teil außerhalb Prenßens ihren Dienſtort 
haben, würde die Durchführung leicht in der Weiſe 
erfolgen können, daß dieſe Regelung nur auf die in 
Preußen wohnenden Beamten angewandt würde. 

Ich möchte noch einem Bedenken entgegentreteu. 
Hört ein Beamter, der nicht den Oſtprovinzen entſtammt, 
die von mir angeführten Zahlen über die Gemeinde⸗ 
ſteuerzuſchläge in unſerer Provinz, ſo könnte er vielleicht 
ſchon um deswillen energiſch gegen meinen Vorſchlag 
proteſtieren, weil er befürchten möchte, die hohen Zu⸗ 
ſchläge in den kleinen Städten könnten den Durch⸗ 
ſchnittsſatz ſehr hinaufſchrauben. Dieſe Beſorgnis if 
unbegründet. Im Verhältnis zu den großen wohl⸗ 
habenden Städten ſind in den kleinen Städten ſo 
wenig Beamte vorhanden, daß die hier erhobenen Zu⸗ 
ſchläge die Beſtimmung des Durchſchnittsſatzes kaum 
weſentlich beeinfluſſen würden; werden aber in großen 
Städten hohe Zuſchläge erhoben, ſo handelt es ſich, 
wenn man von den Oſtprovinzen abſieht, durchgängig 
um Induſtrieſtädte, wo Beamte auch nur in ganz ver⸗ 
ſchwindender Zahl exiſtieren. 

Nach meiner Schätzung würde der zu erhebende 
Gemeindeeinkommenſteuerdurchſchnittsſatz kaum über 140 
Prozent hinausgehen, ein Steuerſatz, den zu tragen 
man den Beamten wohl zumuten könnte. 

Welcher Weg aber auch zur Beſeitigung des 
Privileges und zur Ausgleichung der Folgen gewählt 
werden ſoll, wir müſſen entſchieden verlangen, daß nur 
ein Weg in Betracht kommt, der für alle beteiligten 
Gemeinden in gleicher Weiſe annehmbar iſt. 

Der Herr Referent Dr. Deichen und ich bringen 
folgende Reſolutionen in Vorſchlag: N 

1. Der Erlaß des nach § 41 des Kommunal- 

abgabengeſetzes in Ausſicht geſtellten Geſetzes zur 
Neuregelung der Beamtenbeſteuerung darf ſchon 
deshalb nicht länger hinausgeſchoben werden, 
weil die bisherigen Steuerprivilegien der Beamten 
ſich nicht mehr vereinbaren laſſen mit einer ge⸗ 
rechten Steuerpolitik gegenüber den Privat⸗ 
bedienſteten und Arbeitern. 


2. Als angemeſſene Neuregelung der Gemeinde: 
beiteuerung der Beamteneinkommen kann nur eine 
ſolche anerkannt werden, die die Beamten⸗ 
einkommen in der gleichen Weiſe wie jedes andere 
Einkommen der Gemeindebeſteuerung unterwirft. 

. Einer geſetzlichen Neuregelung bedarf auch die 
Kommunalbeſteuerung der Offiziere. Insbeſondere 
muß das Dienſteinkommen der Offiziere ebenfalls 
der Kommunalſteuerpflicht unterworfen werden. 

. Der Vorſtand des Städtetages wird erſucht, 
Petitionen an die beiden Häuſer des Landtages 
wegen der dritten Reſolution auch an den 
Bundesrat und den Reichstag ſowie an den 
Herrn Reichskanzler zu richten. 

Ferner iſt der allgemeine preußiſche Städtetag 
bezw. der deutſche Städtetag zu erſuchen, die 
Angelegenheit zum Gegenſtande einer Petition zu 
machen. (Beifall). 

Dorſitender: Wünſcht jemand zu dieſem Gegen⸗ 
ſtande das Wort? — Das ſcheint nicht der Fall zu 
ſein. Dann werde ich die Reſolutionen zur Abſtimmung 
bringen. Ich bitte ſie aber noch einmal möglichſt 
langſam zu verleſen. (Die Reſolution 1 wird noch⸗ 
mals verleſen). Ich glaube, wir können über jede 
Reſolution einzeln abſtimmen. 

Bürgermeiſter Lutze-Tuchel: Ich habe in den Refe⸗ 
raten vermißt, wie ſich die Herren Referenten zu der 
Aufhebung der Privilegien der Geiſtlichen und Lehrer 
ſtellen und ob dieſe, falls ihre Privilegien ebenfalls 
beſeitigt werden ſollen, das paſſive Wahlrecht erhalten 
ſollen oder nicht. Bei den ſtädtiſchen Beamten würde 
ſich das letztere aus disziplinären Gründen wohl von 
ſelbſt verbieten. Vielleicht beantworten die Herren 
Referenten dieſe Frage auch. 

Berichterſtatter, Stadtrat Dr. Deichen: Ich glaube 
die Frage dahin beantworten zu können, daß wir aller⸗ 
dings Gleichheit für alle Beamten wollen; die Geiſt⸗ 
lichen und Lehrer uſw. würden alſo auch voll zur 
Kommunalſteuer heranzuziehen ſein. Auf der andern 
Seite aber möchte ich perſönlich meiner Überzeugung 
dahin Ausdruck geben, daß es dann auch billig wäre, 
ihnen die gleichen politiſchen Rechte einzuräumen, alſo 
eventuell auch das Recht der Teilnahme an den Stadt- 
verordnetenverſammlungen für die Elementarlehrer. 
Jetzt kommen ganz eigentümliche Fälle vor: Wenn ein 
Mittelſchullehrer, der bisher Stadtverordneter war, von 
der Gemeinde zum Rektor einer Gemeindeſchule ge⸗ 
wählt wird, dann ſcheldet er augenblicklich aus der 
Stadtverordnetenverſammlung aus. Das iſt ein Miß⸗ 
ſtand, und ich glaube, es wäre gerecht, wenn die 
Elementarlehrer ebenſo wie die höheren Lehrer an den 
Stadtverordnetenverſammlungen teilnehmen dürfen. Ich 
ſage es nochmals: Ich würde dafür plaidieren, daß 
gleiches Recht für alle geſchaffen wird, ebenſo wie wir 
gleiche Pflichten für alle verlangen. 

Vorſitzender: Ich habe die Herren Referenten dahin 
verſtanden, daß die in Ausſicht ſtehende allgemeine 
Neuregelung der Gehälter, die ja augenſcheinlich einen 
recht großen Umfang annehmen wird, und die wir, 
wenn der Staat damit vorgeht, doch ganz zweifellos 
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in unſern Gemeinden werden nachmachen müſſen, nicht 
vorüber gehen dürfe, ohne daß dieſe Steuerfrage bei 
dieſer Gelegenheit endlich mit zur Erledigung kommt. 
Wenn die Gehälter erſt aufgebeſſert ſind, und ſpäter 
die Beſeitigung der Steuerprivilegien verſucht würde, 
dann würde ſich ein allgemeines Geſchrei erheben. 
Ich nehme nun aber an, daß wenn ſchon bei der 
Neuregelung der Gehälter dem Wunſche der Herren 
Referenten gemäß das Steuerprivileg reformiert wird, 
daß man dann in der Geſetzgebung auch die hieraus 
ſich ergebenden weiteren Konſequenzen ziehen wird. 
Ich fürchte, daß wir hier in eine unabſehbare Debatte 
kämen, wenn wir dieſe Konſequenzen mit in unſere 
Beratung hineinzögen. Wir haben es lediglich damit 
zu tun, daß wir aus finanziellen Rückſichten, aus 
Rückſicht auf unſere Steuerverhältniſſe und auch aus 
Rückſicht darauf, daß jetzt ſelbſt von den Arbeitern 
und Privatbeamten ermittelt wird, was ſie für ein 
Einkommen haben — das hat koloſſal gewirkt, es hat 
in manchen weſtlichen Städten Mehrveranlagungen 
von einer Million ergeben — daß wir angeſichts dieſer 
Tatſache aus finanziellen Gründen wünſchen müſſen, 
daß das Steuerprivileg reformiert wird, und daß das 
Geſetz, welches bereits in Ausſicht geſtellt iſt, erlaſſen 
wird. Über die Einzelheiten, über die Wahlberech⸗ 
tigung, die Wahlfähigkeit u. ſ. w. brauchen wir, glaube 
ich, heute nicht zu diskutieren. Ich meine daher, daß 
dieſe erſte Reſolution, wie fie hier formuliert iſt, wohl 
eine genügende Grundlage für die Petition bilden wird, 
die der Vorſtand des Städtetages, wenn Sie das be⸗ 
ſchließen, an die geſetzgebenden Gewalten richten ſoll. 

Bürgermeiſter Kutze: Ich bitte zu erwägen, ob nicht 
vielleicht die Worte „einſchließlich der Geiſtlichen, 
Kirchendiener und Lehrer“ eingeſchaltet werden können. 

Berichterftatter Dr. Deichen: Nach alledem, was 
bisher über die Materie geſchrieben und geſprochen iſt, 
halte ich eine genaue Deklaration nicht für notwendig. 
Die Regierung hat ſoviele Petitionen von Städtetagen 
und einzelnen Städten erhalten, daß man allgemein 
unter der Aufhebung des Beamtenprivilegs, die Auf⸗ 
hebung aller Ermäßigungen verſteht. Die Einſchaltung, 
die der Vorredner wünſcht, wäre ja auch gar nicht 
erſchöpfend, es würden z. B. doch auch noch die 
Witwenpenſionen in Frage kommen. Ich ſage, es 
weiß jeder, was gemeint iſt. 

Vorſitzender: Herr Kollege Lutze, wollen Sie ein 
beſonderes Amendement einbringen? 

Bürgermeiſter Lutze: Ich möchte darauf verzichten. 
Die Frage kann vielleicht in der Petition, die nach 
oben geht, berückſichtigt werden. 

Vorſitzender: Es iſt ja nicht geſagt, daß die Frage 
der Lehrer, der Geiſtlichen u. ſ. w. gleichzeitig mit der 
Neuregelung der anderen Beſoldungen entſchieden wird; 
es iſt aber geſagt, daß wir die Steuerprivilegien im 
weiteſten Umfange beſeitigt ſehen wollen. 

Ich bitte diejenigen Herren ſich zu erheben, die die 
Reſolution 1 nicht annehmen wollen. — Ich kann 
konſtatieren, daß ſie einſtimmig angenommen iſt. 

Ich bitte jetzt, die Reſolution 2 nochmals zu ver⸗ 
leſen. (Geſchieht.) Wird das Wort verlangt? — 


Das iſt nicht der Fall. Ich bitte diejenigen, die ſie 
nicht annehmen wollen, ſich zu erheben. — Auch dieſe 
Reſolution iſt einſtimmig angenommen. 

Wir kommen zur Reſolution 3. (Sie wird noch⸗ 
mals verleſen.) 

Stadtverordneter Hardtmann⸗Danzig: Ich fürchte, 
das ſchießt vielleicht über das Ziel hinaus, und wir 
gefährden möglicherweiſe durch dieſes etwas weit: 
gehende Verlangen die Erreichung der anderen Ziele. 
Trifft dieſes Bedenken nicht zu, dann würde ich mich 
beſcheiden. \ 

Berichterſtatter, Dr. Deichen: Ich kann das 
nicht teilen. 

Stadtrat Mlitzlaf⸗Danzig: Ich möchte zu dem Be⸗ 
denken des Herrn Hardtmann darauf hinweiſen, daß 
die geſamten Beſtimmungen über das Privileg der 
Beamten, Geiſtlichen und Lehrer in einer Verordnung 
von 1867 ſtehen. Wenn alſo die Verordnung von 
1867 geändert wird, dann müſſen die geſetzgebenden 
Faktoren ſich mit allen Punkten beſchäftigen. In⸗ 
wieweit ſie unſerm Verlangen Rechnung tragen, iſt ja 
eine andere Frage, aber beſchäftigen müſſen ſie ſich 
mit allen. 

Mitberichterſtatter, Bürgermeiſter Zitzlaff: Mir ſcheint 
das Bedenken um deswillen nicht begründet zu ſein, 
weil die Regierung ſpeziell nach dem Fragebogen auch 
dieſe Frage erörtert wiſſen will, und dann müſſen wir 
natürlich unſern Standpunkt zur Geltung bringen. 

Dorfigender: Ich darf wohl annehmen, daß Herr 
Hardtmann ſein Bedenken jetzt zurückzieht. Ich bitte 
auch diesmal diejenigen ſich zu erheben, die die Reſo⸗ 
lution nicht annehmen wollen. — Sie iſt einſtimmig 
angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Reſolution 4. (Sie wird 
nochmals verleſen). Dieſe Reſolution enthält ja nur 
einen Auftrag für uns. Erhebt ſich gegen ſie ein 
Widerſpruch? — Das iſt nicht der Fall. Somit iſt 
auch dieſe Reſolution angenommen und damit der 
Gegenſtand 4 der Tagesordnung erledigt. 

Ich würde nun bitten, keinen Widerſpruch zu er⸗ 
heben, wenn ich Ihnen vorſchlage, heute noch die letzten 
3 Nummern der Tagesordnung zu erledigen — es iſt 
noch nicht ½ 2 Uhr — ſodaß für morgen lediglich die 
Nummern 5 und 6 übrig bleiben und die geſchäftlichen 
Mitteilungen zu Nummer 7. Unter dieſer Rubrik 
ſind immer am Schluſſe der Verſammlung noch einzelne 
Fragen aufgeworfen worden, deshalb würde ich bitten, 
auch dieſe Nummer morgen zu erledigen. Von Seiten 
des Vorſtandes ſind keine geſchäftlichen Mitteilungen 
mehr zu machen. 

Ein Widerſpruch erhebt ſich nicht; ich komme alſo 
zu Punkt 8: 

Entlaſtung der Rechnung. 

Aus der Rechnung, die heute dechargiert werden 
ſoll, ergibt ſich, daß die Reſte von Dt. Krone mit 
15 M. und von Schönſee mit 10 M. richtig ein⸗ 
gegangen ſind. Ich will bemerken, daß wir ſchon im 
vorigen Jahre an den guten Willen beider nicht ge⸗ 
zweifelt haben. (Heiterkeit). Es iſt ſogar noch ein 


Bedenken 
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Reſt, der nicht moniert war, eingegangen und zwar 
von Stuhm mit 10 M. Damit iſt die Rechnung vom 
vorigen Jahre definitiv erledigt. Die Herren Reviſoren 
haben die Rechuung für das abgelaufene Jahr geprüft 
und erklärt, daß ſie nichts zu erinnern haben. Sie 
empfehlen die Entlaſtung. Die Rechnung ſchließt, wie 
ich ſchon mitgeteilt habe, mit einem Beſtande von 
1210,04 M. und einem Reſt von 120 M. ab, auf den 
aber in den letzten Tagen auch ſchon verſchiedene Zah⸗ 
lungen eingegangen ſind. 

Wird das Wort verlangt? — Das iſt nicht der 
Fall. Dann bringe ich den Antrag der Herren Revi⸗ 
ſoren zur Abſtimmung. — Erhebt jemand gegen die 
Entlaſtung Widerſpruch? — Es geſchieht nicht, die 
Entlaſtung iſt erteilt. 

Wir kommen jetzt zur 

Wahl des Vorſtandes. 

Der Vorſtand beſteht zur Zeit aus: 
Oberbürgermeiſter Ehlers-Danzig, 
Stadtverordnetenvorſteher Obuch-Graudenz, 
Oberbürgermeiſter Elditt-Elbing, 
Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten-Thorn, 
Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, 
Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Nach dem Statut ſoll die Wahl durch Stimmzettel 
erfolgen; es iſt aber, wenn Widerſpruch nicht erhoben 
wird, auch Akklamationswahl zuläſſig. (Zuruf des 
Stadtrats Kyſer-Graudenz: Ich beantrage Akkla⸗ 
mationswahl. — Andere Zurufe: Wiederwahl aller 
Vorſtandsmitglieder). Es iſt alſo beautragt, ſämtliche 
Vorſtandsmitglieder durch Akklamation wiederzuwählen. 
Wenn ſich gegen dieſen Vorſchlag ein Widerſpruch nicht 
erhebt — das iſt nicht der Fall — ſo iſt die Wieder⸗ 
wahl erfolgt. Ich ſtelle das feſt. Ich darf wohl er— 
klären, daß wir für Ihr Vertrauen danken und die 
Wahl annehmen. 

Wir kommen zur 


Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten 
Städtetages. 


Bürgermeiſter Zitzlaff- Marienwerder: Ich habe den 
ehrenvollen Auftrag der ſtädtiſchen Körperſchaften, den 
Städtetag endlich nach Marienwerder einzuladen. Wir 
wurden auf dem vorigen Städtetage ſo gerüffelt — 
Ihr ſagt immer das nächſte Mal — daß ſich die 
Herren in Marienwerder dies zu Gemüte gezogen und 
durch Akklamation dem Vorſchlage des Magiſtrats zu⸗ 
geſtimmt haben. Wir haben für unſer bisheriges 
Zögern eine Entſchuldigung darin, daß unſere kommu⸗ 
nalen Verhältniſſe noch nicht ſo waren, daß wir den 
Städtetag empfangen konnten. Glauben Sie nun aber 
nicht, daß, wenn Sie das nächſte Jahr zu uns kommen, 
in Marienwerder alles vollkommen iſt; vielleicht kommt 
der Städtetag ſogar in die beſte Buddelei hinein, was 
wohl auch nichts ſchaden würde, da er auch einmal 
eine Stadt anders als im Feſtgewande ſehen kann. 
Wenn Sie alſo in eine Straße kommen, wo gebuddelt 
wird, ſo nehmen Sie an: Wir wollten Ihnen lediglich 
zeigen, wie man's machen oder nicht machen ſoll, wenn 
man kanaliſiert. (Heiterkeit und Beifall). 
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Vorſitzender: Ich darf wohl annehmen, daß wir | im Juni 1908 in Marienwerder abzuhalten 
dieſer freundlichen Einladung dankend folgen und im erhebt ſich kein Widerſpruch. 
nächſten Jahre nach Marienwerder gehen wollen, und Ich ſchließe die heutige Sitzung. 
zwar ungefähr um dieſelbe Zeit, wie in dieſem Jahre, 
Ende Juni. — Wird das Wort verlangt? — Es ge⸗ 
ſchieht nicht; wir beſchließen alfo, den nächſten Städtetag Schluß 1¾ Uhr. 


Dagegen 
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Zweite Sitzung. 
Sonnabend, den 29. Funi 1907. — Saal des Geſellſchaftshauſes. — 9 Ahr vormittags. 


Oberbürgermeiſter Dr. Berſten⸗Thorn, als Stell» 
vertreter des Porſitzenden: Meine Herren! In Ber 
tretung des durch anderweitige Pflichten verhinderten 
Herrn Vorſitzenden eröffne ich die heutige Sitzung. 

Bevor wir in der Erledigung der Tagesordnung 
fortfahren, möchte ich diejenigen Herren, die ſich noch 
nicht in die Präſenzliſte eingezeichnet haben, bitten, 
dies gleich nachzuholen. 

Ich erteile jetzt das Wort Herrn Kollegen Müller 
zu Punkt 5 der Tagesordnung: 


If die Cage der kleinen, nicht Kreisfreien Städte 

durch die Geſetzgebung der letzten 35 Jahre ge- 

fördert oder geſchädigt worden und wie kann 
ihnen geholfen werden? 


Berichterftatter, Bürgermeiſter Müller - Dt. Krone: 
Geehrte Herren! Allen Menſchen recht getan, iſt ein 
Dienſt, den niemand kann! So ſagt ein altes Wahr⸗ 
wort, welches auch auf das Thema Anwendung findet, 
welches ich meinem heutigen Vortrage zu Grunde ges 
legt habe. In unſerem modernen Staate gibt es eine 
ſo große Anzahl ſich widerſtreitender Intereſſen, daß 
jeder verſtändige Menſch anerkennen muß, daß die 
Staatsregierung es nicht allen Menſchen recht tun 
kann. Unſer größter plattdeutſcher Dichter, unſer Fritz 
Reuter ſagt ja auch irgendwo: „Was dem einen ſeine 
Uhl iſt, iſt dem andern ſeine Nachtigall“; und er trifft 
damit dem Nagel auf den Kopf. 

Was dem einen Teile Vorteil bringt, bringt leider 
notwendiger Weiſe einem andern Nachteil. Anders iſt 
es in dem modernen Staate, bei der Menge der ſich 
widerſtreitenden Intereſſen unmöglich, nnd es iſt für 
die Geſetzgebung bezw. die Staatsregierung, das er⸗ 
kenne ich voll an, eine ſchwere und undankbare Arbeit, 
einen gerechten Ausgleich dieſer widerſtreitenden Inter⸗ 
eſſen herbeizuführen. 

Ich will heute verſuchen, feſtzuſtellen, ob es der 
Geſetzgebung der letzten 35 Jahre, der Zeit nach dem 
großen ſiegreichen Kriege, der einen ungeheuren Auf⸗ 
ſchwung des deutſchen Staatenbundes zur Folge gehabt 
hat, gelungen iſt, bezüglich der Intereſſen der nicht 
kreisfreien Städte einen befriedigenden Ausgleich herbei⸗ 
zuführen, und da muß ich zu meinem Bedauern von 
vorne herein geſtehen, daß ihr das nach meiner Anſicht 
leider nicht ganz gelungen iſt. 

Dies vorausgeſchickt, halte ich es für meine Pflicht, 
hervorzuheben, daß es ſich bei meinem Vortrage um 
keine das Thema völlig erſchöpfende, wiſſenſchaftlich 
angelegte und begründete Arbeit handeln kann. Das 
fertig zu bringen, dazu fehlt es dem kleinſtädtiſchen 
Bürgermeiſter, der in ſeinem Wirkungskreiſe der Mann 


für alles iſt, zunächſt unter allen Umſtänden an Zeit 
und mir auch an der Fähigkeit. Ich habe mich darauf 
beſchränken müſſen, anzuführen, was ſich in meiner 
Praxis mir inbezug auf mein Thema aufgedrängt und 
mir Veranlaſſung gegeben hat, dasſelbe zum Gegen⸗ 
ſtande meines Vortrages zu machen. 

In erſter Linie wünſche ich anregend zu wirken 
und die Herren Vertreter der nicht kreisfreien Städte 
zu veranlafjen, ſich mit dieſem Thema recht ernſthaft 
weiter zu beſchäftigen. Ich erkläre mich gern bereit, 
als Sammelſtelle für bezügliche Mitteilungen zu dienen 
und an ihrer demnächſtigen Verwertung mitzuarbeiten. 


Ich bitte auch die verehrten Herren, an meinen 
Vortrag nicht mit zu großen Erwartungen heran⸗ 
zugehen und an ihm keine zu ſcharfe Kritik zu üben. 
Wenn mir die Kräfte fehlen, ſo wollen Sie wenigſtens 
ſo liebenswürdig ſein, meinen guten Willen anzu⸗ 
erkennen. 


Ich bin von der Überzeugung durchdrungen, daß 
die nicht kreisfreien Städte in dem Kampfe ums 
Daſein, den alles irdiſche Weſen zu führen hat, ſich 
kräftiger regen und ihre Stimme ſo laut ertönen laſſen 
müſſen, daß ſie nicht ungehört verhallt; denn ich halte 
dafür, daß ihre gedeihliche Entwickelung durch eine für 
ſie nicht immer glückliche Abwägung von Vorteil und 
Nachteil ſchweren Schaden leidet und deshalb Abhilfe 
not tut. 


Die Frage, wie das Gedeihen der kleinen Städte 
unter dem Einfluß der modernen Geſetzgebung ſich 
geſtaltet hat, hat leider ſchon ſeit langen Jahren in 
den Diskuſſionen öffentlicher Angelegenheiten keine 
Stätte mehr gefunden. Und das ift ſehr begreiflich. 

Einerſeits iſt es von jeher Art der kleinen Städte 
geweſen, mit faſt muſelmänniſchem Fatalismus ſich 
in jede Heimſuchung zu fügen, andererſeits iſt es ein 
Verhängnis der Kleinſtädte, daß für fie in dem land: 
läufigen Schema der politiſchen Erörterungen keien 
Rubrik beſteht. Spezielle Vertreter der kleinen Städte 
gibt es in unſern öffentlichen Körperſchaften über den 
Kreistag hinaus nicht, und wenn in den Parlamenten 
die Parteien von Land und Stadt reden, ſo meinen 
ſie mit der Stadt die Großſtadt, oder ſie konſtruieren 
den Gegenſatz von Induſtrie und Landwirtſchaft, oder 
ſie debattieren rein ſozial und erörtern die Geſchicke 
von arm und reich, und weil die kleine Stadt ſowohl 
agrariſche wie induſtrielle, handwerksmäßige und kom⸗ 
merzielle Intereſſen umfaßt, paßt ſie nicht in den 
ſchematiſchen Zwang unſeres heutigen öffentlichen 
Lebens, der der Erörterung von Kombinationen nicht 
günſtig iſt. 


Durch die Kleinſtadt geht heute bei dieſer Eigenart 
ihrer Verhältniſſe gewiſſermaßen die Barriere, welche 
die Parteien trennt. Die Kleinſtadt bildet den Flankier⸗ 
baum, gegen den die Streithengſte von hüben und 
drüben in ſtillſchweigendem Einverſtändnis nicht aus⸗ 
ſchlagen, einen Gegenſtand, den ſie nicht berühren, 
aber auch ſeiner eigenen Machtloſigkeit überlaſſen. 

Und doch iſt die Kleinſtadt nicht nur hinſichtlich 
ihrer landwirtſchaftlichen Intereſſen der Erhaltung und 
Förderung wert, ſondern auch in kommerzieller und 
induſtrieller Beziehung ſtellt ſie noch heute eine wirt⸗ 
ſchaftliche Potenz dar, die um ſo weniger überſehen 
werden darf, als nach dem gewichtigen Urteile vieler 
Volkswirte die Entwickelung der Großſtädte über kurz 
oder lang die Grenzen des wirtſchaftlich, ethiſch und 
ſanitär Vernünftigen überſchritten haben wird. Die 
Dezentraliſation der Induſtrie beginnt bereits einzu⸗ 
ſetzen und wenn auch dem Handel unbedingt große 
Mittelpunkte verbleiben müſſen, ſo erſcheint es doch 
ſehr fraglich, ob unſere Geſetzgebung nicht beſſer getan 
hätte, die kleineren Stätten des Warenumſatzes und 
der handwerksmäßigen Produktion von Anfang an 
pfleglicher zu behandeln. 

Das wäre möglich geweſen. Aber was den Ver⸗ 
kehr anlangt, ſo hat die wirtſchaftliche Wirkung unſerer 
centripetal nach den Großſtädten gerichteten Verkehr⸗ 
wege geradezu zerſtörend auf die Kleinſtädte gewirkt. 
Durch Anwendung billiger Lokalfrachttarife für die 
Wirtſchaftszone der Kleinſtädte hätte ihrer Iſolierung 
wohl vorgebeugt werden können. Aber ſelbſt den per⸗ 
ſönlichen Verkehr mit ihrem ländlichen Kundenkreiſe 
hatte man bisher den kleinſtädtiſchen Gewerbetreibenden 
erſchwert, obgleich dieſe Pflege der perſönlichen Be⸗ 
ziehungen gegenüber den täglich bei jedem Landmanne 
eintreffenden Katalogen der Großfirmen und Verſand⸗ 
geſchäfte ein dringendes Bedürfnis iſt. Kaum ſah der 
Eiſenbahnfiskus, daß etwas am Fahrrade zu verdienen 
ſei, auf deſſen Gebrauch der Gewerbetreibende der 
Kleinſtadt zur Unterhaltung der perſönlichen Beziehungen 
mit ſeinem Kundenkreiſe angewieſen iſt, ſo ſetzte er die 
Transportkoſten für das Fahrrad ſelbſt auf der kleinſten 
Strecke auf 50 Pf. feſt. Durch den am 1. Mai d. J. 
in Kraft getretenen Eiſenbahntarif iſt dieſer Übelſtand 
zwar in der Hauptſache beſeitigt. Er erſchien mir aber 
immerhin erwähnenswert. 

Der teure Preis des Fernſprechers, deſſen Grund⸗ 
taxe für die größten und die kleinſten Orte die gleiche 
iſt und die rückſtändige Zeitbeſchränkung ſeiner Be⸗ 
nutzung machen denſelben leider für viele Gewerbe⸗ 
treibende der Kleinſtadt unbenutzbar. Die übergroße 
Langſamkeit im Perſonenverkehr der Nebenbahnen und 
die noch entſetzlichere Langſamkeit im Frachtverkehr 
und die auf kleinen Stationen gegenüber den Zentralen 
viel ſchwierigere, rechtzeitige Erlangung leerer Waggons, 
alles das ſind Umſtände, welche nicht geeignet ſind, 
Gewerbe, Handel und Induſtrie in der Kleinſtadt zu 
fördern. 

Die Verteilung vieler wirtſchaftlicher Energien über 
das ganze Land bietet unzweifelhaft eine größere Ge⸗ 
währ der Leiſtungsfähigkeit, als die meines Erachtens 
zum großen Teile rein mechaniſche und organiſch nicht 
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begründete Zentraliſation. Ich wünſche und hoffe, 
daß ſich dieſe Überzeugung immer mehr Bahn bricht 
und ihren Einfluß zu Gunſten der kleinen Städte aus⸗ 
übt, die in ihrer heutigen Lage tatſächlich Gegenſtand 
der Vernachläſſigung aller politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Parteien ſind. 

In neueſter Zeit hat ſich zwar eine Partei zu 
bilden geſucht, die auf ihr Panier die Förderung des 
Mittelſtandes geſchrieben hat, der ja prozentual un⸗ 
zweifelhaft viel ſtärker in den kleinen Städten als in 
den großen vertreten iſt, und deſſen Erhaltung und 
Hebung deshalb in erſter Linie im Intereſſe der kleinen 
Städte liegt. Vielleicht bildet ſich aus ihr das heraus, 
was ich wünſche, eine Macht, welche den Schutz der 
kleinen Städte gegen Schädigung ihrer Intereſſen in 
den Parlamenten wirkſam übernimmt. Vor der Hand 
iſt ſie aber noch ſehr klein an Zahl und Einfluß. 


Betrachten wir nun, meine geehrten Herren, weiter 
wie die Geſetzgebung der letzten 35 Jahre, auf die 
Entwickelung der nicht kreisfreien Städte, abgeſehen 
von den vorerwähnten Fragen des Verkehrs, eingewirkt 
hat. Ich ſchicke dabei wieder voraus, daß ich, wie 
jeder verſtändige Menſch, die Überzeugung habe, daß 
unſerer Staatsregierung ebenſo wie derjenigen des 
deutſchen Reiches nichts ferner liegt und ſtets gelegen 
hat, als eine ungünſtige Einwirkung auf die Verhält⸗ 
niſſe dieſer Städte und daß, wenn die Intereſſen der⸗ 
ſelben nach meiner Anſicht nicht immer durch die Ges 
ſetzgebung ſo gewahrt ſind, wie es hätte geſchehen können, 
dies in erſter Linie ſeinen Grund in der gewaltigen 
Entwickelung von Handel, Induſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft haben dürfte, deren mächtige Intereſſen ſich 
naturgemäß von ſelbſt in den Vordergrund drängten 
und Berückſichtigung forderten und, wenn ich im fol⸗ 
genden beſonders hervorhebe, was nach meiner Anſicht 
beſſer ſein könnte oder müßte, ſo erkenne ich voll an, 
daß auch die kleinen Städte alle Veranlaſſung haben, 
dem Staate und dem Reiche für viele Wohltaten 
dankbar zu ſein. 


Gehen wir nun dazu über, uns die einzelnen, 
hauptſächtlich in Betracht kommenden Geſetze und ihre 
Handhabung anzuſehen, ſo iſt das älteſte hier in Be⸗ 
tracht kommende Geſetz die Kreisordnung von 1872. 
Sie überwies unter anderem den Kreiſen Mittel zur 
Ein⸗ und Durchführung der Amtsverwaltung und 
zwar, abgeſehen von den ihnen aus den Dotationen 
zufließenden Beträgen, diejenigen Summen, welche durch 
die Beſeitigung der Schulzenremuneration und der 
Königlichen Polizeiverwaltungen erſpart wurden. Daß 
die kleinen Städte ſchon längſt die geſamten Koſten der 
örtlichen Polizeiverwaltung ohne ſtaatliche Beihilfe ge⸗ 
tragen hatten, betrachtete man in den Kreistagen an⸗ 
ſcheinend als einen Grund, ſie dieſe Koſten auch weiter 
in vollem Umfange tragen zu laſſen, und daß der 
Staat bisher auf dem platten Lande dieſe Koſten ge⸗ 
tragen hatte, war für die Kreistage anſcheinend ein 
Grund, dieſe Bevorzugung des platten Landes fort⸗ 
beſtehen zu laſſen. Die Städte gingen leer aus und 


hatten die Koſten ihrer Polizeiverwaltung weiter allein 
zu tragen. 


Nur ganz vereinzelt kommt es vor, daß ein Kreis 
auch den Städten eine Beihilfe zu den Koſten der 
Polizeiverwaltung gewährt, aber wo es geſchieht, hat 
die betreffende Stadt gewöhnlich auf ein ihr zuſtehendes 
Recht zu Gunſten des Kreiſes verzichtet, und die Beis 
hilfe iſt eine Entſchädigung für ſolchen Verzicht. 

Ich bin der Anſicht, daß die Städte bezüglich der 
Koſten ihrer Polizeiverwaltungen das Recht haben, 
die gleiche Beihilfe aus Kreisfonds zu fordern, welche 
den Amtsverwaltungen zuteil wird, und daß ihre Aus⸗ 
ſchließung von dieſer Gabe ein ihnen zugefügtes Un⸗ 
recht darſtellt. 

Was die Beitragspflicht der Städte zu den Kreis⸗ 
ſteuern anlangt, ſo ſind die Städte dadurch von vorn 
herein ſchwerer belaſtet als das platte Land, daß die 
Gebäudeſteuer das platte Land viel geringer belaſtet 
als die Städte. Die landwirtſchaftlich benutzten Ge⸗ 
bäude ſind ſteuerfrei, und die Mietswerte der bes 
wohnten Gebäude werden im Vergleiche zu den Städten 
viel zu gering eingeſchätzt. Das muß jeder zugeben, 
der die Verhältniſſe kennt, und das hat far die kleinen 
Städte die unangenehme Folge, daß die als Kreis⸗ 
abgaben erhobenen Zuſchläge zur Gebäudeſteuer ſie viel 
ſchwerer treffen als das platte Land. Andererſeits wird 
die Gewerbeſteuer zu den Kreisabgaben faſt aus⸗ 
nahmslos mit demſelben Prozentſatze herangezogen, wie 
die Grund- und Gebäudeſteuer, obgleich ſchon der 8 10 
der Kreisordnung die Kreiſe ermächtigte, die Gewerbe⸗ 
ſteuer der Klaſſen III und IV ganz frei zu laſſen und 
auch der $ 9 des Kreis- und Provinzial-Abgaben⸗ 
geſetzes vom 23. April 1906 ihnen dieſe Ermächtigung 
belaſſen hat. Bei der Induſtrieloſigkeit des Oſtens iſt 
aber die auf dem platten Lande aufkommende Ge— 
werbeſteuer verſchwindend gegenüber der in den Städten 
aufkommenden, und deshalb erfordert es die Billigkeit, 
daß dieſe Gewerbeſteuerklaſſen mindeſtens geringer bes 
laſtet werden als die Grund- und Gebäudeſteuer. 
Kreiſe, welche dies anerkennen und die III. und 
IV. Klaſſe der Gewerbeſteuer geringer heranziehen als 
die Grund⸗ und Gebäudeſteuer ſind mir jedoch nicht 
bekannt geworden. Auch hier liegt ein Unrecht vor, 
das gut zu machen angeſtrebt werden muß. 

Was nun weiter die Vertretung der Städte in den 
Kreistagen anlangt, ſo hat die Kreisordnung von 1873 
gegen die Vergangenheit entſchieden eine Verbeſſerung 
herbeigeführt, indem ſie die Zahl der Abgeordneten der 
Städte vermehrte, und wenn mir vielfach Klagen 
darüber zugegangen ſind, daß auch die jetzige Vertei⸗ 
lung der Kreistagsabgeordneten die Städte benachteilige 
und es angebracht wäre, die Zahl der Kreistags⸗ 
abgeordneten nach dem Steuerſoll des Großgrund⸗ 
beſitzes, des Kleingrundbeſitzes und der Städte ein⸗ 
zuteilen, fo erſcheint mir das einmal wegen der 
Schwankungen, die bei der Einkommenſteuer nie aus⸗ 
bleiben, kaum angängig, andrerſeits aber bezweifle ich, 
daß — von vereinzelten Ausnahmen abgeſehen — 
dadurch nennenswerte Vorteile für die Städte heraus⸗ 
kommen würden. Mir ſind die in den einzelnen 
Kreiſen der Provinz in Betracht kommenden Zahlen 
freilich zu wenig bekannt, um ein Exempel aufmachen 
zu können. In dem einzigen Kreiſe Dt. Krone, deſſen 
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Steuerzahlen ich kenne, würde aber eine Vermehrung 
der Abgeordneten der Städte bei Verteilung der Ab- 
geordneten nach Maßgabe des Steuerſolls nicht ein⸗ 
treten. 

Da wir uns nun einmal mit den Verhältniſſen der 
Städte zu den Kreiſen beſchäftigen, nehme ich Ver— 
anlaſſung, gleich die Wirkungen einiger neuerer Geſetze, 
nämlich des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 und des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vom 23. April 1906 näher zu beleuchten. Beide haben 
inſofern bedeutend in die Finanzwirtſchaft der Städte 
eingegriffen, als das Kommunalabgabengeſetz den 
Streifen die Berechtigung verlieh, die Hundeſteuer ein- 
zuführen, deren Ausnutzung bisher allein den Ge 
meinden zuſtand und das Kreis- und Provinzial⸗ 
abgabengeſetz ſie ermächtigte, Steuern vom Erwerbe 
von Grundſtücken zu erheben. Faſt ohne Ausnahme 
hatten die Städte dieſe Steuern bisher allein aus⸗ 
genutzt, während ſie auf dem platten Lande wohl aus— 
nahmslos nicht eingeführt waren. 

Die Einführung dieſer Steuern durch die Kreiſe 
hatte denn auch die unliebſame Folge, daß entweder 
die ſtädtiſchen Steuerzahler ſie doppelt — au die Stadt 
und an den Kreis — zahlen oder die Städte auf ihre 
weitere Hebung verzichten, mindeſtens aber ſie herab: 
ſetzen mußten. Viele Städte haben auf ihre weitere 
Erhebung verzichtet, weil ſie ihre Bürger dieſe Steuern 
nicht doppelt — an Stadt und Kreis — zahlen laſſen 
und dadurch gewiſſermaßen zwei Klaſſen von Steuer 
zahlern im Kreiſe ſchaffen wollten, aber die notwendige 
Folge war, daß ſie den Steuerausfall durch Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern decken, 
dieſe alſo erhöhen mußten. 

Man könnte mir vielleicht entgegenhalten, daß doch 
von zwei verſchiedenen Klaſſen von Steuerzahlern nicht 
die Rede ſein könne, denn wenn die Landgemeinden 
dieſe Steuern nicht erhoben hätten, ſo hätten ſie ja 
ebenfalls den Betrag, den ſie durch dieſelben hätten 
aufbringen können, durch Zuſchläge zur Einkommen⸗ 
ſteuer und zu den Realſteuern aufgebracht. Wenn ich 
da im entgegengeſetzten als dem ſonſt üblichen Sinne 
ſage: „Ja Bauer, das iſt ganz was anders“, ſo glaube 
ich, völlig im Rechte zu ſein. 

Da komme ich auf das Kapitel der ebenfalls ſehr 
verſchiedenartigen Einkommensberechnung in Stadt und 
Land zum Zwecke der Veranlagung der Einkommen⸗ 
ſteuer. Daß die Landgemeinden keine Hundeſteuer und 
keine Umſatzſteuer eingeführt haben, hat meines Er⸗ 
achtens lediglich darin ſeinen Grund, daß die von 
ihnen ausgeſchriebenen Zuſchläge zur Einkommenſteuer 
und zu den Realſteuern von ihnen nicht als zu ſchwer 
drückend empfunden wurden, obgleich die Prozent⸗ 
zuſchläge vielfach auf derſelben Höhe ſtanden, wie die⸗ 
jenigen der Städte; und das wiederum hat, ſoweit ich 
einen Einblick in die Arbeit der Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſionen auf dem Lande habe gewinnen können, 
wohl zumeiſt ſeinen Grund darin, daß die Einſchätzung 
zur Einkommenſteuer auf dem platten Lande — ich 
will, um einen ſchärferen Ausdruck zu vermeiden, 
ſagen — mit zu großem Wohlwollen vor ſich zu gehen 
ſcheint, einem Wohlwollen, welches oft die Folge hat, 


daß der Bauer von 100 und mehr Morgen guten 
Landes nicht mehr Einkommenſteuer zahlt, als der 
Maurergeſelle in der Stadt. 

Nur der, den die Steuerzuſchläge zur Einkommen⸗ 
ſteuer und zu den Realſteuern drücken, ſieht ſich nach 
andern Steuerquellen um. Aus purer Luſt an neuen 
Steuern hatten die Städte die Hundeſteuer und die 
Umſatzſteuer ſicherlich nicht eingeführt. Sie taten es 
gezwungen durch die Laſt der hohen Prozentzuſchläge 
zu den erſtgenannten Steuern; und wenn die Land⸗ 
gemeinden es nicht taten, ſo iſt das eben ein Beweis 
für die Richtigkeit meiner Annahme einer verſchieden⸗ 
artigen Einkommensberechnung in Stadt und Land. 

Auch hier tut Wandel not, denn die geringe Ein⸗ 
kommenſteuer des platten Landes erhöht ebenfalls die 
Beiträge der Städte zu den Kreisabgaben, und ich 
glaube, daß jetzt, wo es, Gott ſei Dank, ſeit Jahren 
der Landwirtſchaft wieder gut geht, der geeignete Zeit⸗ 
punkt gekommen iſt, einem gerechten Ausgleich der Ein⸗ 
kommenſteuer in Stadt und Land und damit gleich- 
zeitig eine Entlaſtung der Städte bezüglich der Kreis⸗ 
ſteuern herbeizuführen. Andererſeits meine ich, daß es 
kein unbilliges Verlangen iſt, wenn diejenigen Städte, 
welche ſchon eine Umſatzſteuer und eine Hundeſteuer 
erhoben, bevor die Kreiſe dieſe Steuern einführten, von 
den Kreiſen fordern, daß ſie, wie es auch mehrfach 
geſchehen iſt, von ihren Bürgern nur einen Teil der⸗ 
ſelben — etwa bis 50% — erheben. 

Das neue Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz vom 
23. April 1906 bringt aber noch andere Schädigungen 
der nicht kreisfreien Städte mit ſich. Bisher ſtand 
z. B. den Kreiſen nur das Recht zu, von dem von 
den Beamten als Maximum zu zahlenden Kommunal⸗ 
ſteuerbetrage denjenigen Teil zu nehmen, welcher nach 
Deckung des eigenen Bedarfs der Städte übrig blieb. 
Jetzt iſt es umgekehrt geworden. Erſt nimmt der 
Kreis ſeinen Bedarf, und die Stadt bekommt, was 
übrig bleibt. Eine Verbeſſerung iſt das ſicher nicht 
für die Städte. 

Ferner erhoben vor dem Inkrafttreten des Kreis⸗ 
und Provinzialabgabengeſetzes die Städte von den 
Eiſenbahnen des Staates Kommunalſteuern, ohne daß 
das die Kreiſe etwas anging, welche ihre Steuern von 
den Städten als ein Pauſchquantum einforderten. 
Nachdem nun das neue Geſetz die Kontingentierung 
der Kreisſteuer eingeführt hat, erhält auch der Kreis 
von den Kommunalſteuern der Eiſenbahnen ſeinen Teil 
nach dem Verhältniſſe der von ihm erforderten Pro⸗ 
zentzuſchläge zu der von der Stadtgemeinde veranlagten 
Steuer, obgleich ihm bezüglich der Eiſenbahnen des 
Staates doch keinerlei Leiſtungen obliegen. 

Das, meine verehrten Herren, ſind meines Erach⸗ 
tens die am meiſten in die Augen ſpringenden Not⸗ 
ſtände, welche auf dem Gebiete der Kreisverwaltung 
vorliegen. Die Riemen, welche den Kreiſen dieſe 
Steuergeſetzgebung bietet, werden aus dem Felle der 
Städte geſchnitten, und darunter müſſen fie ſchwer 
leiden. N 

Ich gehe nun zu den Verhältniſſen der nicht kreis⸗ 
freien Städte zur Staatsverwaltung über. Da fällt 
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uns zunächſt ihre Einteilung in 2 Kategorien in die 
Augen, in diejenigen mit mehr und in diejenigen mit 
weniger als 10000 Einwohnern. Auch ſie hat viel⸗ 
fach keine Freude bereitet. Der Vorſtand des Städte⸗ 
verbandes Sachſen⸗Anhalt iſt für die Beſeitigung dieſer 
Teilung 1905 in Schleuſingen eingetreten. Ich will 
es unterlaſſen, näher darauf einzugehen und nach wie 
vor meine Betrachtungen auf die ſämtlichen nicht kreis⸗ 
freien Städte ohne Unterſchied erſtrecken und ſie auf 
meiner Anſicht nach weſentlichere Punkte beſchränken. 

Auch hier, wie bei dem Verkehrsweſen, tritt das 
Streben des Staates nach Zentraliſation ſehr ſtark 
hervor; aber Zentraliſation kann niemals von Vorteil 
für die kleinen Städte ſein. 

Sehen wir uns zunächſt die Juſtizreorganiſation 
von 1879 an. Auch ſie zentraliſierte. An Stelle der 
kleinen Kreis- und Schwurgerichte traten große Lands 
und Schwurgerichte. Eine große Anzahl von Städten 
verlor ihre Kreisgerichte und Schwurgerichte und die 
Folge war für ſie ein Rückgang des Verkehrs und ein 
Verluſt an Steuern. Für die große Menge der Be— 
völkerung der Kreiſe, in welchen dieſe Gerichte ein⸗ 
gingen, war aber auch gleichzeitig eine erhebliche Er— 
ſchwerung des Verkehrs mit den Gerichtsbehörden die 
Folge, nicht allein wegen der weiteren Entfernung der 
Landgerichte, ſondern auch, weil der Rechtsanwalt der 
Amtsgerichte bei den Landgerichten nicht mehr zus 
gelaſſen wurde und ſo die Parteien gezwungen wurden, 
die Rechtsanwälte des Landgerichts aufzuſuchen, wenn 
ſie nicht dem Rechtsanwalte ihres Amtsgerichts Ge⸗ 
bühren zahlen wollten, welche nicht erſtattungspflichtig 
ſind. An Stelle der Sitzungen von kurzer Dauer bei 
den kleineren Schwurgerichten traten Sitzungen von 
wochenlanger Dauer bei den größeren Schwurgerichten 
— auch keine beſondere Annehmlichkeit für die Herren 
Geſchworenen — und bis zur letzten zuläſſigen Inſtanz 
werden ebenſoviele Prozeſſe trotz der höheren Gerichts— 
koſten getrieben, wie vorher. 

Die kleinen Städte haben keine Freude an dieſer 
Reorganiſation gehabt. 

Dazu kam, daß die Bürgermeiſter, welchen die 
Städteordnung die Verpflichtung auferlegt, das Amt 
des Amtsanwalts zu übernehmen, mit erheblicher 
Mehrarbeit belaſtet wurden, ohne gerade glänzend für 
ihre Leiſtungen bezahlt zu werden, während doch ein 
weſentlicher Teil ihrer Arbeitskraft dem Dienſte der 
Städte entzogen wurde. 

Der Staat ſpart hierbei auf Koſten der kleinen 
Städte, weil es ihm ſchwerlich gelingen würde, eine 
genügende Anzahl für dies Amt geeigneter Perſonen 
bei der von ihm zur Zeit gewährten dürftigen Bezah⸗ 
lung zu finden. 

Die Zentraliſation griff auch bald nach 1870 in 
der Militärverwaltung Platz. Eine große Anzahl 
kleiner Städte verlor ihre Garniſonen, weil man da⸗ 
von ausging, daß die Regimenter in einem Orte zu⸗ 
ſammen liegen müßten. Ausnahmen wurden nur an 
den Grenzen des Staates zugelaſſen. Gebäude, welche 
mit großen Koſten von den Städten für die Garniſonen 
erbaut waren, wurden wertlos. Ich kenne eine Anzahl 


von Städten, in welchen noch bis heute für die 
Pferdeſtälle und Reitbahnen der Garniſon ſich keine 
Verwendung hat finden laſſen. Mußte das ſein? 
Nach der von dem Kriegsminiſter am 24. April d. J. 
im Reichstage gehaltenen Rede ſcheint das nicht der 
Fall zu ſein. Er erklärte wörtlich: 

„Meine Herren! Von verſchiedenen Seiten 
iſt die Vermehrung der kleinen Garnlſonen ge⸗ 
wünſcht worden. Ich ſtehe dem Wunſche ſympa⸗ 
tiſch gegenüber und werde ihm entſprechen, ſobald 
ſich dazu Gelegenheit bietet.“ 

Im Intereſſe der kleinen Städte wünſche und hoffe 
ich, daß ſich ſolche Gelegenheiten recht bald und recht 
oft bieten, aber gleichzeitig wünſche und hoffe ich, daß 
von den Städten, welche mit Garniſonen bedacht 
werden, keine Opfer mehr gefordert werden mögen. 

Leider hat ſich das do ut des bei den Reichs⸗ 
und Staatsbehörden allmählich in einem Maße heraus⸗ 
gebildet, welches es den Städten oft ſehr ſchwer macht, 
die gebotenen Gaben anzunehmen und nicht nur die 
Vorteile, welche mit ſolchen Gaben verbunden ſind, in 
erheblicher Weiſe verringert, ſondern unter Umſtänden 
auch ein gegenſeitiges Überbieten konkurrierender Städte 
zur Folge hat, auf welches ich nicht gerade die Straf⸗ 
beſtimmungen des unlauteren Wettbewerbes angewandt 
ſehen möchte, von dem ich aber wünſche, daß die 
Staatsbehörden es nicht berückſichtigen und zurück⸗ 
weiſen. 

Dieſe Neigung der Reichs- und Staatsbehörden 
zur Konzentration hat ſich in letzter Zeit anſcheinend 
auch auf die Zuſammenlegung möglichſt vieler Lehr⸗ 
anſtalten an einem Orte erſtreckt. Seminare und 
Präparandenanſtalten waren bis vor nicht allzu langer 
Zeit gewiſſermaßen ein Monopol der kleinen Städte; 
heute iſt das — ich ſage von meinem Standpunkte 
aus „leider“ — nicht mehr der Fall. Die großen 
Städte ſtrecken ihre Arme auch nach dieſen Auſtalten 
mit Erfolg aus und für die kleinen Städte bedeutet 
das wiederum einen Verluſt. 

Aber verlaſſen wir nun das Gebiet der Zentraliſation 
und Konzentration, welches meines Erachtens für die 
Geſamtheit der Städte die Wirkung hat, daß denen 
gegeben wird, die da haben, und ſehen wir zu, was 
abgeſehen von den Eingangs betrachteten Kreisſteuern, 
die Steuergeſetzgebung den kleinen Städten gebracht hat. 

Ich will hier nur einen Punkt herausgreifen: Bis 
1886 zahlten die Staatseiſenbahnen Kommunalſteuern 
nach Verhältnis des Reingewinnes der einzelnen 
Stationen. Das ſogenannte Notkommunalabgaben⸗ 
geſetz vom 27. Juli 1885 änderte das dahin, daß in 
Zukunft die Kommunalſteuern der Eiſenbahnen nach 
Verhältnis der von den einzelnen Stationen gezahlten 
Gehälter und Löhne berechnet wurden, und das Kom⸗ 
14. Juli 1893 
30. Juli 1895 bat diese 
Verteilungsart beibehalten. 

Auch da wird meines Erachtens denen gegeben, 
die da haben und denen genommen, die da nicht 
haben. Ich kenne Stationsorte mit verhältnismäßig 
geringer eigner Verfrachtung, welche aber eine koloſſale 
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Kommunalſteuer von der Eiſenbahn beziehen, weil ſie 
Zentralſtationen ſind und deshalb an ihnen eine Menge 
von Beamten und Arbeitern Beſchäftigung finden. 
Dieſe Städte haben nicht nur den Vorteil des hohen 
Kommunalſteuerezuges von der Staatsbahnverwaltung, 
ſondern ſie haben auch die große Beamtenzahl mit 
ihren Steuern und ihren Bedürfniſſen, durch welche 
Handel und Wandel gehoben wird, die Stationsorte 
aber mit hoher eigner Verfrachtung und geringer 
Beamtenzahl haben das Zuſehen, und das find meiſten— 
teils wieder die kleinen Städte. Ich halte dieſen 
Steuermodus für eine Bevorzugung der großen Städte 
gegenüber der großen Mehrzahl der kleinen und eine 
Umkehr zu dem früheren Modus für geboten. 


Nun iſt noch ein Gebiet vorhanden, welches ich 
beleuchten möchte, ein Gebiet, auf welchem — freilich 
von allen en auch den kreisfreien ohne Aus- 
nahme — viele Leiſtungen ohne entſprechende Gegen⸗ 
leiſtung gefordert werden, und das ſind die von der 
Staats- und Reichsverwaltung den Städten zur Erz 
ledigung übertragenen Geſchäfte. Da ſind zunächſt zu 
nennen die zahlreichen Briefträgerdienſte, welche die 
ſtädtiſchen Behörden den Bezirkskommandos, den 
Steuerveranlagungsbehörden, Kataſterämtern uſw. zu 
leiſten haben, obgleich doch wohl die Poſt die für 
ſolche Dienſte gegebene Behörde ſein dürfte. Da ſind 
weiter zu nennen die Transportdienſte, welche ſie den 
Gerichten für ihre Gefangenen zu leiſten haben. Dann 
iſt durch eine der letzten Auflagen der Gewerbeordnung 
den Magiſtraten der Städte unter 10000 Einwohnern 
die Aufſicht über die Innungen genommen, aber die 
ſämtlichen Verhandlungen müſſen ſie nach wie vor mit 
den Innungen führen, ohne dafür entſchädigt zu werden. 
Außerdem iſt, wie die Erfahrung gelehrt hat, dieſe 
Arbeit oft ganz erfolglos, denn leider Gottes bleiben 
die neu geſchaffenen Innungen vielfach papierne 
Schöpfungen ohne rechtes Leben. 


Namentlich die Innungen der Städte, in welchen 
der Landrat, die jetzige Aufſichtsbehörde der Innungen, 
nicht ſeinen Sitz hat, ſind nicht erfreut über ihre 
Trennung von den Magiſtraten, und das wohl mit 
Recht. Der Landrat wohnt weit, iſt unbequem zu 
erreichen, und deshalb wird es unterlaſſen, ſeinen Rat 
einzuholen, und die Innungen ſchlafen den Dorn⸗ 
röschenſchlaf, aus dem ſie auch die Schreibſeligkeit der 
Handwerkskammern nicht zu erwecken vermag. Ich 
halte es für nicht im Intereſſe der Innungen liegend, 
daß man den Magiſtraten das Aufſichtsrecht über die⸗ 
ſelben genommen hat. Wenn man es aber getan hat, 
dann halte ich es nicht für gerechtfertigt, die Leiſtung 
der Arbeiten für die neue Aufſichtsinſtanz von den 
Stadtverwaltungen zu fordern. 


Aber die Stadtverwaltungen müſſen noch eine Menge 
anderer Geſchäfte ohne Entſchädigung für Reich und 
Staat beſorgen und bezahlen. Ich rechne darunter die 
Ausgaben für die Unterſuchung von Nahrungs: und 
Genußmitteln, die Reviſion von Drogen-, Gift: und 
Farbenhandlungen, Weinhandlungen und Anlagen zur 
Herſtellung von Selterſerwaſſer. Hier handelt es ſich 
m. E. überall um eine Tätigkeit, welche lediglich im 


allgemeinen Staatsintereſſe liegt und deren Koſten des⸗ 
halb der Staat zu tragen haben dürfte. 


Auf die auf dem vorjährigen Städtetage behandelte 
Überwachung der Viehmärkte durch ſtaatsſeitig an⸗ 
geſtellte Tierärzte, welche zu vertreten die ſtädtiſchen 
Schlachthausärzte zwar für fähig gehalten werden, will 
ich nur kurz hinweiſen. Ich will nur feſtſtellen, daß 
wenn die Überweiſung ſolcher Geſchäfte des Staates 
an die Stadtverwaltungen in ähnlicher Weiſe zunimmt, 
wie es in den letzten Jahren der Fall geweſen iſt, die 
hierauf ſeitens der Städte zu verwendenden Koſten 
ſchwer drückend werden müſſen. 

Ich kann es weiterhin nicht unterlaſſen, auf die 
Schädigungen hinzuweiſen, welche den Gewerbe— 
treibenden der kleinen Städte dadurch erwachſen, daß 
die landwirtſchaftlichen Produktions⸗Einkaufs⸗ und Ver⸗ 
kaufsgenoſſenſchaften vielfach die Ausſchaltung des klein⸗ 
ſtädtiſchen Zwiſchenhändlers auf ihre Fahne geſchrieben 
haben. Der Steuer zahlende Kaufmann verſchwindet 
deshalb da, wo das Genoſſenſchaftsweſen blüht, und 
an ſeine Stelle tritt die bezüglich der Steuerzahlung 
privilegierte Genoſſenſchaft. Zur Stärkung und Förde⸗ 
rung des Mittelſtandes dienen die Genoſſenſchaften 
deshalb leider nicht. 

Endlich will ich noch auf die ſchwere, ſie faſt er⸗ 
drückende Laſt hinweiſen, welche den Städten das 
Schulweſen auferlegt, und in Bezug auf welche es an 
jeder geſetzlichen Regelung darüber fehlt, wann es 
Pflicht des Staates iſt, helfend einzutreten. Der 
Mangel einer ſolchen geſetzlichen Regelung hat dazu 
geführt, daß die Hilfe des Staates in ganz verſchieden⸗ 
artiger Weiſe erfolgt. Ich will nur ein mir bekanntes 
Beiſpiel zur Illuſtration der Verſchiedenartigkeit an⸗ 
führen. Eine aufblühende Stadt, welche nur 150% 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Realſteuern 
erhob, erhielt für ihre Schulen jährlich eine Beihilfe 
von mehr als 30000 M.; ihre Nachbarſtadt aber, 
welche 225% Zuſchläge zur Einkommenſteuer und 
190 % Zuſchläge zu den Realſteuern zur Deckung ihres 
Kommunalbedarfs ausſchreiben muß, erhielt mehrere 
Jahre hindurch nur 700 M. jährliche Beihilfe für ihre 
Schulen, und dann wurde in einer der zuſtändigen 
Inſtanzen — ich weiß nicht, in welcher — heraus⸗ 
gerechnet, daß 500 M. auch genug ſeien. Seitdem 
erhält ſie nur 500 M. jährlich. 

Sie werden mir zugeben, meine geehrten Herren, 
daß man bei dieſer Art der Verteilung der Beihilfen 
ein Syſtem nicht herauszufinden vermag, und daß 
ſtarke Ungleichheiten vorzuliegen ſcheinen, welche der 
Regelung bedürfen. 


Wenn ich in meinen Ausführungen dem Ausdruck 
gegeben habe, wo nach meiner Anſicht unſere ſchwer 
um ihre Exiſtenz ringenden nicht kreisfreien Städte der 
Schuh beſonders hart drückt, ſo tat ich es, um Ma⸗ 
terial zu ſammeln und zum Nachdenken darüber an⸗ 
zuregen, ob die Lage ſo iſt, daß geholfen werden muß 
und wie geholfen werden kann. Wo ein Wille iſt, 
findet ſich auch ein Weg, und ich ſchließe mit dem 
Wunſche, daß ſich dieſer Wille und dieſer Weg bald 
finden mögen, daß insbeſondere bald eine Verſtändi⸗ 
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gung mit den Streifen gelingen und die Beſeitigung 
der Nachteile herbeiführen möge, unter welchen die nicht 
kreisfreien Städte leiden, und daß namentlich auch die 
Beitragspflicht des Staates zu den Unterhaltungskoſten 
der Schulen bald eine geſetzliche Regelung finden möge. 
(Lebhafter Beifall). 

Oberbürgermeiſter Dr. Aerſten, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden: Ich eröffne die Diskuſſion. 

Bürgermeiſter Eichhart⸗Dirſchau: M. H.! Ich bin 
dem Herrn Kollegen Müller dankbar für eine ganze 
Menge von Gedanken, die er in ſeinem Vortrage ent: 
wickelt hat, die mir bislang nicht geläufig geweſen ſind 
und aus denen ich von ihm habe lernen können. In 
einem ſeiner Kardinalpunkte kann ich freilich nicht mit 
ihm übereinſtimmen. Wenn er einen Vergleich zieht 
zwiſchen der Grund- und Gewerbeſteuer bei der Kreis- 
belaſtung und die Gewerbeſteuer geringer belaſtet haben 
will als die Grundſteuer, jo muß ich ihm entgegen- 
halten: Die Grundſteuer iſt die Gewerbeſteuer der 
Landwirtſchaft, und es bleibt nichts anders übrig, als 
beide gemeinſchaftlich und gleich hoch zu belaſten. Da 
überdies die Unterhaltung der Wege die weſentlichſte 
Aufgabe der Kreiſe iſt, jo liegt auch gar feine Ver: 
anlaſſung vor, die beiden Steuern in der Belaſtung zu 
differenzieren. 


Anders liegt die Sache mit der Verſchiedenheit der 
Gebäudeſteuer. Wer einer Gebäudeeinſchätzungs-Kom⸗ 
miſſion angehört, weiß, daß die Arbeiterwohnung auf 
dem Lande prinzipiell mit 30 M. berechnet wird, 
während die Arbeiterwohnung in der Stadt, die viel— 
leicht einen Raum mehr aufweilt, aber keine Spur von 
einem Stückchen Land dazu beſitzt in Dirſchau, etwa 
150 M. koſtet. So wird ſie veranlagt. Bezahlt alſo 
eine Arbeiterwohnung in der Stadt 6,00 M. Gebäudes 
ſteuer, ſo bezahlt ſie auf dem Lande nur 1,20 M. 
Das iſt eine Differenzierung, die ſehr unangenehm 
wirkt und den Städten gegenüber dem Lande eine er⸗ 
hebliche Benachteiligung zufügt. Natürlich iſt das auch 
von Einfluß auf die Einkommenſteuer. Hat der Ar— 
beiter freie Wohnung in der Stadt, jo wird ſein Ein— 
kommen um 150 M., und hat er ſie auf dem Lande, 
ſo wird es um 30 M. erhöht. Ebenſo werden die 
großen Wohnungen der Gutshäuſer behandelt. Wenn 
eine ſolche Wohnung in der Stadt läge, dann müßte 
ſie etwa mit 1800 M. bezahlt werden: draußen auf 
dem Lande wird ihr Wert aber nur mit 5—600 M. 
angenommen. Das iſt eine große Ungleichmäßigkeit: 
ſie ergibt ſich daraus, daß auf dem Lande für die 
Gebäudeſteuer nicht der Mietswert zu Grunde gelegt 
wird, wie in der Stadt, ſondern daß dort einfach die 
Größe der landwirtſchaftlichen Fläche maßgebend iſt 
für die Veranlagung. Wenn eine gleiche Verteilung 
der Kreislaſten erfolgen ſoll, dann müßte die Ver⸗ 
anlagung der Steuern in Stadt und Land nach ganz 
gleichen Prinzipien erfolgen. Jetzt iſt die Veranlagung 
ſo, daß die Städte ganz erheblich mehr belaſtet werden. 
Ich bin übrigens der Meinung, daß die Abnutzung 
der Wege, die durch die Kreiſe hergeſtellt werden, in 
viel größerem Maße durch die Landwirtſchaft erfolgt, 
als durch die Gewerbe in der Stadt, und daß in 


dieſem Punkte ein zweites Moment der Benachteiligung 
der Städte liegt; ſelbſt bei Gleichheit der Veraulagungs⸗ 
methode würde ſich hieraus noch immer eine zu große 
Belaſtung der Städte mit Kreisſteuern ergeben. 

Zu einer Reihe von Punkten will ich mich nicht 
äußern, da ſie Herr Kollege Müller erſchöpfend ge⸗ 
ſchildert hat. Nur auf die Schullaſten möchte ich noch 
näher eingehen. Ich meine, die Schulen ſind für die 
Gemeinden ungefähr dasſelbe, was der Kriegsetat für 
das deutſche Reich iſt. Die Schullaſten ſind nach dem 
Gemeindeprinzip verteilt, und es wird bedürftigen 
Gemeinden, die ſich melden, zum Ausgleich von der 
Regierung eine Beihilfe gewährt. Der Staat beteiligt 
ſich geſetzlich an den Lehrergehältern in der Weiſe, daß 
er in Gemeinden für höchſtens 25 Lehrer einen kleinen 
Beſoldungsanteil übernimmt. In den Motiven zu dem 
Geſetze heißt es: Eine Gemeinde bis zu 15000 Ein⸗ 
wohnern braucht etwa 25 Lehrer, und wenn ſie 15000 
Einwohner hat, dann iſt ſie leiſtungsfähig und dann 
hört die geſetzliche Beihilfe des Staates auf. Ich ſage, 
das iſt ungeheuer mechaniſch. Zwei Städte ragen in 
der Provinz durch hohe Volksſchullaſter gan; bejonders 
hervor, Elbing und Dirſchau. Wir ſind in Dirſchau 
verhältnismäßig ſogar noch ſtärker mit dieſen Laſten 
geſegnet als Elbing, denn wir haben im Verhältnis 
noch mehr Kinder als dieſe große Induſtrieſtadt. Von 
Marienburg, das 2½ Meilen entfernt liegt und nur 
1800 Einwohner weniger hat als Dirſchau, unters 
ſcheiden wir uns dadurch, daß wir 19 Lehrer mehr 
haben. Je wohlhabender eine Bevölkerung iſt, deſto 
weniger Volksſchullaſten bringt ſie auf und je ärmer 
fie ift, das heißt, je mehr Arbeiterbevölkerung fie hat, 
deſto mehr Volksſchullehrer braucht ſie. Alſo je mehr 
fie an Schullaſten trägt, umſoweniger bekommt fie vom 
Staate geſetzlich an Beſoldungsanteilen für ihre Lehrer. 
Wenn eine Gemeinde infolge Zunahme der Arbeiter 
bevölkerung wächſt, ſo wird ſie mit 15000 Einwohnern 
nicht leiſtungsfähig (Lebhafte Zuſtimmung), ſondern 
das wird eine Gemeinde nur mit der Hebung des all⸗ 
gemeinen Wohlſtandes, und dafür gibt es nur einen 
Gradmeſſer: die Einkommenſteuer. (Sehr richtig.) 
Alles übrige bleibt außer Betracht. Schon die Heran⸗ 
ziehung der Einkommenſteuer und Realſteuer bei der 
Verteilung des Steuerbedarfs bei Aufbringung der 
Schullaſten iſt falſch. Was hat denn eigentlich die 
Realſteuer mit der Schule zu tun? Maßgebend kann 
nur die Höhe der Einkommenſteuer ſein: In dem 
Moment, wo eine Stadt einen gewiſſen Prozentſatz 
der Einkommenſteuer für die Schulen aufwendet, iſt 
ſie am Ende ihrer Leiſtungsfähigkeit angelangt und 
dann müßte der Staat eintreten. Dann würde auch 
die unangenehme Bittſtellerei um Staatsbeihülfen für 
die Schulen aufhören, durch die wir jetzt in unan⸗ 
genehme Situationen kommen. Ich bin oft genug im 
Miniſterium geweſen und habe geſagt: Es geht abſolut 
nicht mehr, unſere Schullaſten betragen 173 % der 
Einkommenſteuer. Für die Stadt Berlin erfand man, 
als man das jetzt gültige Lehrerbeſoldungsgeſetz erließ, 
einen wunderſchönen Paragraphen; der Stadt Berlin 
wurde eine feſte Rente zuteil für alles das, was eine 
zweiprozentige Mehrbelaſtung der Einkommenſteuer 
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überſteigt: für dieſe Kommune war die geſetzliche Für⸗ 
ſorge ſofort da, für alle übrigen aber, die mit 300 bis 
400 %;, Zuſchlägen arbeiten, gab es keine Rente. Das 
lag an der Zuſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes, 
an dem Einfluß der politiſchen Parteien; ich will nicht 
ſagen, daß die Regierung es gern getan hat, fie war 
gezwungen, weil ſie das Geſetz unter Dach und Fach 
bringen wollte. Wie wirkt es aber deprimierend auf 
die Leute in den kleinen Städten mit ihren hohen 
Kommunalabgaben, wenn uns da ein Blatt der Geſetz⸗ 
ſammlung auf den Tiſch weht, und wir ſehen, wie 
die Stadt Berlin, die überhaupt nur 100 % Zuſchläge 
hat, die Mehrbelaſtung nicht aufbringen kann, die uns 
in ungleich höherem Umfange auferlegt wird. Wie 
würden wohl die Schulen in Berlin ausſehen, von 
deren Vorzüglichkeit ſoviel Weſens gemacht wird, wenn 
Berlin fie mit 173 Zuſchlägen zur Einkommen⸗ 
ſteuer unterhalten müßte? Sie würden dann genau 
ſo ausſehen, wie die Schulen auf dem Lande, und die 
Berliner könnten ſich dann nicht mit der Bemerkung 
ins Zeug werfen: Unſere Schulen ſind das Non plus 
ultra. (Sehr richtig.) Wir haben in Dirſchau ſieben⸗ 
klaſſige Volksſchulen trotz unſerer ſchweren Steuerlaſt. 
Wenn die Männer in Berlin ihre politiſche Macht 
mißbrauchen — in dieſem Falle kann ich es nicht 
anders nennen — dann wird ihnen ſofort die feſte 
Rente zuteil. Das iſt eine unangenehme Empfindung 
für uns, wenn wir ſehen, wie wir in den kleinen 
Städten im Vergleich damit behandelt werden. Wir 
müſſen in die Miniſterien gehen und um Beihilfen 
bitten. Es bleibt uns ja ſchließlich nichts anderes 
übrig als dies zu tun. Auf dem langen Inſtanzen⸗ 
wege verkrümeln ſich die Motive. Machen Sie das 
ſchönſte Sinanzerpoje, wenn Sie keinen perſönlichen 
Fürſprecher finden und nicht perſönlich mit dem 
Miniſterialdezernenten in Verbindung treten, ſo haben 
Sie wenig Ausſicht, etwas zu erwarten. Eine münd⸗ 
liche Unterredung wirkt immer noch eindringlicher, als 
ein ſchriftlicher Bericht, der vielleicht kaum zur Hälfte 
geleſen wird; man kann in zehn Minuten manchmal 
mehr ſagen, als was man in vierzig Bogen ſchriftlicher 
Beweisführung niederlegt. Aber die Situation iſt nicht 
ſchön. Wenn wir einer derartigen Bittſtellerei über⸗ 
hoben würden, könnten wir wirklich froh ſein; und es 
bedarf dazu nur eines Mittels, daß die Schtllaften 
gleichmäßig nach der Leiſtungsfähigkeit verteilt werden. 
Ich habe mir im großen und ganzen ein Bild von 
der Sache gemacht und auch mit Politikern darüber 
geſprochen: Wenn der Staat das Gemeindeprinzip bei 
den Schulen, deſſen Beſeitigung ich für einen großen 
Fehler halten würde, erhalten will, dann muß eine 
gleichmäßige Belaſtung aller Bewohner Preußens mit 
den Schulausgaben erfolgen. (Sehr richtig.) Sobald 
Sie ein Kind auf Ihre Koſten durch die Volksſchule 
gebracht haben, dann geht es von hier fort, Sie halten 
es nicht, das Recht auf Freizügigkeit läßt es heraus, 
und von der Freizügigkeit irgend ein Stück abzubröckeln, 
kann keinem modernen Menſchen in den Sinn kommen. 
Es ſind die großen Induſtrieſtädte, die uns die 
Leute wegnehmen und die mit jedem jungen Mann 
von uns ein Geſchenk von etwa 1000 Mark 


Ausbildungskoſten erhalten, die wir aus unſern Steuer⸗ 
zuſchlägen haben decken müſſen. Solche Summen 
ſchenken wir den Induſtricrevieren, der Stadt Berlin uſw. 
Nun fragt es ſich, wer rückt denn bei uns in die 
Stellen der Leute ein, die uns verlaſſen? Wir brauchen 
ja auch Arbeiter. Dahin kommt dann ein Junge aus 
der Landſchule mit 13—14 Jahren, er kann kaum 
deutſch, er muß ſogleich in die Fortbildungsſchule. 
Dort wird er gedrillt, und wenn er dann fertig iſt, 
dann iſt er auch wieder zu ſchade für uns und ver— 
ſchwindet ebenfalls. So findet langſam die Abwande⸗ 
rung der Deutſchen aus den kleinen Städten des 
Oſtens ſtatt, und die Poloniſierung kommt ſo ganz 
von ſelbſt. Ich halte gerade die kleinen Städte für 
die Schöpfbecken der Germaniſation. Durch ihre 
Schulen, die fie mit großen Koſten erhalten und mit 
vieler Liebe gefördert haben, bringen ſie in dem Werke 
der Germaniſation mehr zu Wege, als die großen 
Städte, wo die Leute, wenn fie hinkommen, ihre fremde 
Nationalität zumeiſt bereits abgeſtreift haben. Wir 
haben nur mit dem minderwertigen Nachwuchs zu 
rechnen, mit ſolchen Leuten, die wegen ihrer Minderz 
wertigkeit mit den geringeren Arbeitsbedingungen der 
Kleinſtadt vorlieb nehmen. Wenn das richtig iſt, und 
das kann, glaube ich, keiner beſtreiten. — Sie ſind in 
allen kleinen Gemeinweſen genau in derſelben Lage 
wie wir — wie iſt es mit dem Standpunkte einer 
auch nur annähernd vorhandenen Gerechtigkeit vers 
einbar, daß man keine gleichmäßige Belaſtung aller in 
der Schulfrage einführt? Es fehlt als Vorausſetzung 
dazu ein Lehrerbeſoldungsgeſetz, das überall dem 
Lehrer ein gleiches Grundgehalt und die gleiche Alters- 
zulage gewährt und Unterſchiede nur bezüglich der 
Wohnungsbeſchaffung und der Gewährung von 
Teuerungszulagen für beſonders koſtſpielige Orte feſt⸗ 
ſetzt. Wenn ein Lehrerbeſoldungsgeſetz auf ſolchen 
Grundlagen geſchaffen iſt, dann iſt die Möglichkeit 
geboten, eine Lehrerbeſoldungskaſſe für den ganzen 
preußiſchen Staat zu bilden. In dieſe Kaſſe zahlen 
alle Gemeinden ihre Beiträge nach gleichen Prozeuten 
ihrer Einkommenſteuer hinein, und aus der Kaſſe 
werden dann die Lehrer beſoldet. Man könnte auch 
ſo vorgehen, daß man eine Statiſtik macht, die vielleicht 
alle 2—3 Jahre wiederholt wird, und durch die feſt⸗ 
geſtellt wird — der Staat kann das mit großer Leichtig⸗ 
keit: — Wie ſtellt ſich das der Kommunalbeſteuerung 
zugrunde liegende Einkommenſteuerſoll und welche Aus⸗ 
gaben für Lehrerbeſoldungen hat die Gemeinde bis 
jetzt? Wenn das feſtgeſtellt iſt, daun heißt es: Auf 
eine Mark Einkommenſteuer entfällt im Geſamt⸗ 
durchſchnitt des Staates jo und ſoviel an Lehrers 
beſoldungen, und nach dieſem Maßſtabe zahlt Ihr 
Eure Beiträge. Von einer Zweckſteuer kann mau dabei 
nicht reden. So gut wie wir Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe, zur Altersverſorgungskaſſe zahlen, ebenſo 
gut können wir auch Beiträge an eine Lehrerbeſoldungs⸗ 
kaſſe leiſten. Wenn dieſes Ziel erreicht wird, dann 
wird die jetzige ungerechte Belaſtung in der Steuer, 
die uns am härteſten trifft, aufhören, und wir werden 
nicht mehr anderen Städten mit größerem und intelli⸗ 
genterem Arbeiterbedarf auf unſere Koſten die Leute 
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ausbilden und ihnen auf dieſe Weiſe Geſchenke machen 
müſſen, trotzdem wir ſelbſt in weſentlich ſchlechterer 
Situation ſind. 

Ein Hauptgrund für unſere jetzige mißliche Lage 
liegt darin, daß wir kleinen Städte politiſch mundtot 
find. Es iſt kein Menſch im Abgeordnetenhauſe, der 
ſich der Intereſſen der kleinen Städte annimmt. Die 
Landkreiſe haben meiſt Gutsbeſitzer zu ihren Vertretern, 
denen die ſtädtiſchen Verhältniſſe unbekannt ſind. Wir 
haben alſo keine Möglichkeit, unſere kommunale Miſere 
im Abgeordnetenhauſe ſelbſt zum Vortrag zu bringen. 
Das iſt zweifellos ein ſehr großer Mangel. Im 
Herrenhauſe hat der Handel, die Induſtrie und alle 
möglichen Gewerbe eine Vertretung — es ſind auch 
viele Vertreter da, die aus Allerhöchſtem Vertrauen in 
das Herrenhaus berufen ſind — aber die kleinen 
Städte kommen auch hier nicht zum Wort. Wäre es 
vielleicht zu viel verlangt, wenn aus jeder Provinz 
ebenfalls aus Allerhöchſtem Vertrauen wenigſtens ein 
Vertreter einer kleinen Stadt berufen würde, der das 
vortrüge, was die kleinen Städte drückt? Ein Staat, 
der Wert darauf legt, alle gleichmäßig zu behandeln 
— und Gott ſei Dank iſt ja dieſes Beſtreben bei allen 
Behörden vorhanden — muß ſeine Einrichtungen ſo 
treffen, daß auch unſere Beſchwerden aus ſachkundigem 
Munde bis vor den verantwortlichen Miniſter gebracht 
werden können, und das kann mit Erfolg nur in den 
geſetzgebenden Körperſchaften geſchehen, wo der Miniſter 
alles anhören muß, was ihm eindringlich vorgetragen 
wird. Wenn wir es erreichen könnten, daß hier und 
da der Vertreter einer kleinen Stadt ein Abgeordneten— 
mandat bekommt, ſo würde ich dies aber noch für 
wichtiger halten, als einen Sitz im Herrenhauſe, denn 
im Herrenhauſe wird auf die Etats außerordentlich 
wenig Zeit verwandt, denn es hat ja nur die Möglich⸗ 
keit den Etat im ganzen anzunehmen oder abzulehnen. 
Das Schwergewicht liegt alſo im Abgeordnetenhauſe, 
und wenn wir dort Vertreter hätten, ſo würde ich den 
Herren ſehr gern mit Material aufwarten. 


Das war es, was ich zu ſagen hatte. Alle anderen 
Punkte des Referats fallen weit weniger ins Gewicht, 
als gerade die Schullaſten. (Lebhafter Beifall). 


Geheimer Regierungsrat Landrat Doehn-Dirſchau: 
Leider habe ich es überſehen, daß die Sitzung heute 
um 9 Uhr begann und habe daher zu meinem großen 
Bedauern den erſten Teil des Vortrages von Herrn 
Bürgermeiſter Müller nicht hören können; der zweite 
Teil aber gibt mir Veranlaſſung, etwas klar zu ſtellen, 
was Ihnen Herr Müller nicht ganz deutlich gemacht 
hat. Es handelt fi um die Anderungen der Kreis⸗ 
beſteuerung durch das Geſetz vom vorigen Jahre. 
Kollege Müller wirft dem Geſetz vor, daß es den 
kleinen Städten, die zum Kreiſe gehören, die Berech⸗ 
tigung zur Erhebung einzelner Steuern, wie der Umſatz⸗ 
ſteuer, der Hundeſteuer, ſowie auch der ſteuerlichen 
Heranziehung des Eiſenbahnfiskus beſchränkt habe, und 
zwar dadurch, daß es auch dem Kreiſe als ſolchem 
die Berechtigung zur Erhebung dieſer Steuern zuge⸗ 
ſprochen habe. Das iſt ja Tatſache, aber Herr 
Müller hat den Grund verſchwiegen, und wenn Sie 


den Grund hören, dann werden Sie auch von dem 
Gedanken abkommen, daß hier eine Benachteiligung in 
dem Sinne vorliegt, wie es Herr Müller geſchildert 
hat. Die erwähnte Berechtigung der Städte beruht 
auf dem Kommunalabgabengeſetz von 1893. Für die 
Kreisbeſteuerung blieben damals die Beſtimmungen der 
Kreisordnung von 1872 noch beſtehen; durch die jetzige 
geſetzliche Anderung erhalten alſo die Kreiſe nur das: 
jenige, was die Städte ſchon 1893 durch das Kom⸗ 
munalabgabengeſetz bekamen. Das gleiche Recht wäre 
ſicherlich auch den Kreiſen ſchon im Jahre 1893 ge⸗ 
geben worden, wenn die Regierung nicht damals Be⸗ 
denken getragen hätte, den Fiskus ſchwerer zu belaſten. 
Das wäre geſchehen, denn nach der Kreisordnung 
hatten die Kreiſe nicht die Berechtigung, den Fiskus 
von der Einkommenſteuer, ſondern nur von der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer heranzuziehen. Zur Vermeidung 
einer größeren Belaſtung des Fiskus — man ſchwamm 
noch nicht ſo im Golde wie heute, der Eiſenbahnfiskus 
warf noch nicht ſo ungeheure Summen ab wie jetzt — 
unterließ man es damals, den Kreiſen auch das er⸗ 
wähnte Recht zu geben. Jetzt hat man das nachgeholt, 
man hat den Kreiſen nun dasſelbe Recht gegeben, das 
die Städte bereits ſeit 1893 als Privileg genießen. 
Nun ſagt Herr Müller, die Städte, welche vom 
Eiſenbahnfiskus große Einnahmen haben, würden jetzt 
dadurch ſehr ſchwer benachteiligt, daß der Kreis ein 
Drittel dieſer Einnahmen vorweg nimmt. Richtig, 
meine Herren, ich bedaure das und habe das tiefſte 
Mitgefühl mit Dirſchau, das hervorragend an der 
Sache beteiligt iſt, weil es das Glück hat, einen großen 
Bahnhof mit großen Einnahmen zu haben. Ganz jo 
ſchlimm ſteht die Sache aber doch nicht, wie Herr 
Müller ſie geſchildert hat. Der Eiſenbahnfiskus wird 
jetzt allerdings von uns mit ½ herangezogen, und die 
Stadt verliert dadurch dieſes Drittel an Steuern, aber 
durch das, was der Fiskus jetzt dem Kreiſe gibt, er⸗ 
höht ſich ſelbſtverſtändlich für den Kreis das Steuer⸗ 
ſoll, und der Prozentſatz der Kreisbeſteuerung geht 
herunter. Dadurch wird ſchon ein Ausgleich geſchaffen; 
der weitere Ausgleich aber, und das iſt die Hauptſache, 
liegt darin, daß wir nicht blos die Berechtigung haben, 
den Eiſenbahnfiskus heranzuziehen, ſondern den Fiskus 
überhaupt, den Domänenfiskus, den Fiskus für die 
Forſten u. ſ. w. Alle dieſe können jetzt auch zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen werden, und in Kreiſen, 
wo der Fiskus einen großen Beſitz hat, wie auch in 
Dirſchau, iſt infolgedeſſen eine ganz gewaltige Steigerung 
der von ihm zu zahlenden Steuern die Folge. Ich 
habe mir die Sache für Dirſchau ausgerechnet; unter 
Berückſichtigung dieſer Mehrleiſtungen des Fiskus 
bleibt nur noch ein Minus von 7—8000 M. und 
keineswegs von 30000 M. zurück. Die Ungerechtig⸗ 
keit, die Herr Müller behauptet, kann ich nicht zu⸗ 
geben. Es war eine Konſequenz des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes, daß dieſe Beſtimmungen getroffen 
wurden. Im übrigen ſage auch ich, dieſe Steuern, die 
Kreisſteuern, ſpielen lange nicht die Rolle wie gerade 
die Ausgaben, die Sie für die Schulen zu leiſten haben, 
und ich ſtimme den Herren vollkommen darin bei, daß 
hierin Wandel geſchaffen werden muß. Ich hoffe, daß 
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die großen Summen, die vom nächſten Jahre ab zur 
Durchführung des Volksſchulengeſetzes im Etat er⸗ 
ſcheinen werden, eine gerechte Verteilung finden und 
daß den kleinen Städten, die ja wirklich ſchwer belaſtet 
ſind, namentlich in den öſtlichen Provinzen, auf irgend 
eine Weiſe geholfen werden wird. Hoffentlich wird 
die Staatsregierung da Billigkeit walten laſſen und 
die kleinen Städte mehr berückſichtigen als bisher. 
Auf Einzelheiten will ich mich nicht einlaſſen; wenn 
auch hier z. B. bezüglich der Einſchätzung auf dem 
Lande manches einſeitig vorgetragen iſt, ſo ſtimme ich 
doch im Großen und Ganzen den Ausführungen des 
Referenten zu. Ich hoffe, daß wenigſtens die Schul⸗ 
laſten eine Ermäßigung finden werden. (Beifall.) 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller: Ich bin dem 
Herrn Geheimrat ſehr dankbar für die Ausführungen, 
die er an meinen Vortrag geknüpft hat, aber ich meine, 
ſie widerlegen nicht das, was ich geſagt habe. Der 
Herr Geheimrat rechnet mit den Motiven, ich mit den 
Tatſachen; und Tatſache iſt es, daß jetzt aus einer 
Schüſſel, aus welcher bisher nur einer aß, immer zwei 
eſſen; wenn aber zwei aus derſelben Schüſſel eſſen, ſo 
bekommt jeder weniger, als wenn einem die Schüſſel 
zur Verfügung ſteht. (Heiterkeit und Beifall.) 


Geheimer Regierungsrat Landrat Doshn: Die Tat- 
ſache ſteht ja feſt. Ich habe auch nur ausgeführt, daß 
Sie die neue geſetzliche Regelung nicht als ungerecht 
anſehen dürfen. Weiter habe ich nichts ſagen wollen. 


Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten⸗Thorn: Meine Herren! 
Ich habe mich ſelbſt hier zum Wort notiert, will Sie 
aber nicht lange aufhalten. Ich möchte mich kurz an 
Sie wenden, um vielleicht eine zu weitgehende Diskuſſion 
zu vermeiden. Unſer verehrter Herr Refereut hat ja, 
wie Sie durch Ihren am Schluſſe geſpendeten all⸗ 
gemeinen Beifall bekundet haben, unſeres Erachtens im 
Großen und Ganzen das richtige getroffen; er hat 
Saiten angeſchlagen, die bei uns allen einen angenehmen 
Widerklang gefunden haben. Meine Herren, ich glaube, 
daß, wenn wir auch nicht in jeder Einzelheit mit ihm 
übereinſtimmen, es doch in den Grundzügen freudig 
tun, und ich möchte den Eindruck, den fein vorzügliches 
eingehendes, ungemein ſachkundiges und belehrendes 
Referat hervorgerufen hat, nicht gern verwiſcht ſehen 
durch eine Diskuſſion, die ſich auf Einzelheiten einläßt. 
Herr Kollege Müllers hat ausdrücklich erklärt, daß ſein 
heutiges Referat noch nichts abſchließendes fein ſoll, 
daß es vielmehr nur eine Vorbereitung ſein ſoll für 
eine eventuell ſpäter zu faſſende Reſolution oder für 
eine Denkſchrift, die an geeigneter Stelle zur Vorlage 
kommen ſoll. Er hat an die Verſammlung die Bitte 
gerichtet, daß man ihm, um dies vollendete Werk 
ſchaffen zu können, durch Mitteilung von weiteren Bei: 
trägen an die Hand gehen möchte. Meine Herren, ich 
glaube deshalb, es wird das richtige ſein, wenn wir 
zunächſt abwarten, bis wir den heutigen Vortrag ge⸗ 
druckt vor uns haben und die darin niedergelegten 
Gedanken verdaut und mit unſeren Verhältniſſen ver: 
glichen haben, wenn von uns dann ſchriftlich der eine 
oder der andere ſich mit dem Herrn Referenten in Ver⸗ 
bindung ſetzt und ihm Mittel an die Hand gibt, die 
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uns für den nächſten Städtetag einen abſchließenden 
Vortrag ſichern, auf Grund deſſen wir dann auch eine 
entſprechende Reſolution faſſen können. Wollten wir 
jetzt ſchon Einzelheiten herausgreifen, ſo kämen wir zu 
einer unendlichen Diskuſſion; allein die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Eichhart könnten, ſo ſehr ſie 
auch in ihrem Ziel unbedingt das richtige treffen, doch 
bezüglich der Mittel und Wege, die er vorſchlägt, ganz 
entſchiedenen Widerſpruch hervorrufen, weil wir heute 
noch garnicht überſehen können, was für Folgen eine 
ſolche Regelung der Schulverhältniſſe nach ſich ziehen 
kann. Und ſo würde es uns bei allen andern Punkten 
auch gehen, wenn wir uns heute auf eine Einzel⸗ 
diskuſſion einließen. Ich würde Ihnen empfehlen, 
davon abzuſehen und vielleicht nur noch zuzulaſſen, 
daß allgemeine Geſichtspunkte geltend gemacht werden, 
falls wir nicht überhaupt die Diskuſſion über dieſen 
Gegenſtand abſchließen. 

Burgermeiſter Bitziäß⸗Pearienwekder: Zur Weſchäfts⸗ 
ordnung möchte ich zunächſt bemerken, daß wir ja heute 
noch viel Zeit haben. Es iſt erſt 11 Uhr, und bis 2 
kann die Beratung ruhig fortgeführt werden. Wir 
Vertreter der Städte, die hier in Frage kommen, ſind 
an dieſem Thema derartig intereſſiert, daß wir keine 
Veranlaſſung haben, uns jetzt ſchon den Mund zu— 
zuſtopfen. (Unruhe). Daß wir uns nicht in Details 
verkrümeln werden, halte ich für ſelbſtverſtändlich — 
dazu fehlen uns überhaupt die Grundlagen — aber 
ich halte es für ebenſo ſelbſtverſtändlich, daß wir die 
Arbeit, zu der wir herberufen ſind, auch erfüllen 
müſſen, und alſo das, was wir dazu ausführen können, 
auch tatſächlich vorbringen. Solange ich nicht durch 
einen Beſchluß der Verſammlung daran verhindert 
werde, werde ich mir keine Schranken in der Hinſicht 
auferlegen. (Unruhe). 

Nach den ausgiebigen Darlegungen des Referenten 
und der beiden anderen Herren Redner könnte man ja 
vielleicht meinen, das Thema ſei derartig erſchöpft, daß 
wir am beſten täten, nach Hauſe zu gehen; es iſt aber 
noch nicht erſchöpft, und gerade die Tatſache, daß ich 
mich zum Wort gemeldet habe und andere ſich noch 


melden wollen, beweiſt ganz klar, daß hier in dieſer. 


Verſammlung, in welcher ein Übermaß an Redeluſt 
wahrhaftig nicht herrſcht, doch ganz erhebliche Momente 
für die Weiterberatung vorhanden ſind. Das Thema 
der Benachteiligung unſerer Städte durch Geſetzgebung 
und Verwaltung iſt ſo unerſchöpflich, daß wir gar 
keine Veranlaſſung haben, die Sache kurz zu behandeln. 
Daß wir uns mit ihr beſchäftigen, iſt das wichtigſte, 
was wir tun können. (Zuruf: Zur Sache! Das iſt 
zur Sache; den Herren, denen meine Ausführungen zu 
lang ſind, ſtelle ich anheim, ſie nicht anzuhören. (Un⸗ 
ruhe, Heiterkeit und Zurufe). 

Oberbürgermeiſter Dr. Berſten, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden: Ich möchte bitten, den Redner nicht zu 
unterbrechen; andererſeits bitte ich aber auch ihn, das 
perſönliche Moment wegzulaſſen und nur ſachlich zu 
ſprechen. 

Bürgermeiſter Zitzlaff (fortfahrend): Ich kenne den 
Herrn garnicht, der vorhin den Zuruf gemacht hat; 
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mir liegt auch alles perſönliche fern; der Zwiſchenruf 
ſchien mir allerdings nicht gerechtfertigt zu ſein. — 
Die Lage unſerer Städte iſt deshalb ſo ſchlecht ge— 
worden, weil wir in den maßgebenden Körperſchaften 
keinerlei Vertretung haben. Von unſeren ſämtlichen 
Städten iſt nur ein einziger Vertreter im Provinzial 
landtage. Dies iſt eine Erſcheinung, die ſonſt, ſo viel 
ich weiß, in keiner anderen Provinz wieder vorkommt; 
und zwar handelt es ſich bei dieſem einzigen Vertreter 
um einen Herrn, der offenbar wegen ſeiner lang⸗ 
jährigen großen Erfahrung in der Provinz hinein- 
berufen iſt. Aus all den für die Kreiſe doch recht 
bedeutenden Städten Dirſchau, Marienburg, Culm, 
Culmſee, Marienwerder, Dt. Eylau, Konitz, Zoppot, 
Pr. Stargard iſt kein einziger im Provinziallandtage. 
Dieſe einzige Tatſache iſt ſo bezeichnend für unſere 
Lage, für die Berückſichtigung, die uns. zuteil wird 
innerhalb der Provinz und durch die Geſetzgebung, 
daß, man. ighea, weitere, Mat, hjerüher. inaren. fünnte. 
Durch Petitionen, durch Bittſchriften wird eine Ande⸗ 
rung kaum herbeigeführt werden; auf uns hört nie⸗ 
mand, wenn wir allein find, und es iſt deshalb wichtig, 
daß wir unſere Intereſſen zuſammenkoppeln können 
mit anderen wichtigen politiſchen und wirtſchaftlichen 
Faktoren. So viel ich weiß, iſt früher der Einfluß 
unſerer Städte in den Parlamenten erheblich größer 
geweſen als jetzt. Ich ſage, wir werden erſt dann 
weiter kommen, wenn wir auch in den Parlamenten 
Vertreter finden, die unſere Intereſſen wirkſam wahr- 
nehmen, und ich meine, daß auch das Herrenhaus da 
garnicht ſo unbedeutend für uns iſt, wie Herr Kollege 
Eichhart es hinſtellte. Die Herren, welche die Tätig- 
keit der Oberbürgermeiſterfraktion im Herren haus ver⸗ 
folgen, die werden ganz genau wiſſen, was ſie für die 
Wahrung der großſtädtiſchen Intereſſen für eine Be⸗ 
deutung hat; und dasſelbe wäre — ich zweifle aller 
dings daran inſofern, als die kleinen Städte nie ſo 
qualifizierte, hoch angeſehene Männer ins Herrenhaus 
werden entſenden können wie die großen Städte — 
dasſelbe wäre theoretiſch durchaus denkbar von einer 
Vertretung der kleinen Städte, wenn wir eine ſolche 
im Herrenhauſe hätten. Das wichtigſte aber wird ſein, 
daß wir verſuchen, im Reichstage und in den anderen 
politiſchen Körperſchaften zu Worte zu kommen, und 
ich halte das durchaus nicht für unmöglich, wenn wir 
den Willen zur Sache haben. 

In der Frage, die Herr Kollege Eichhart anſchnitt, 
will ich durchaus nicht in Details gehen, ſondern mich 
auf ein paar kurze Bemerkungen beſchränken. Es 
fehlt an jedem Grunde, daß die Schulbildung, die 
durchaus ein ſtaatliches Intereſſe darſtellt, den Ge⸗ 
meinden zur Laſt gelegt wird. Daß die Selbſtverwal⸗ 
tung eine Rolle dabei ſpielt, erkenne ich nun und 
nimmermehr an. Von einer Selbſtverwaltung in 
Schulſachen iſt in unſern kleinen Gemeinden keine Rede. 
Selbſtverwaltung bedeutet doch ſchließlich, daß eine 
Körperſchaft kraft eigenen Rechtes etwas zu befinden 
hat und daß ihre Maßnahmen nicht willkürlich ab⸗ 
geändert werden können. Das aber iſt bei uns durch⸗ 
aus der Fall; wir können höchſtens darüber befinden, 
ob wir ein Schulgebäude ſo oder ſo hinſtellen wollen, 


oder ob wir ein Gehalt, wenn die Behörde damit ein— 
verſtanden iſt, gewähren. Sonſt haben wir nichts zu 
ſagen, und wir erleben es jeden Tag, daß unſere Be⸗ 
ſtimmungen aufgehoben werden, — und nach Maß⸗ 
gabe der jetzigen Geſetzgebung ja auch mit vollem Recht. 

Ganz unbillig iſt die Art, wie jetzt die Städte ohne 
Rückſicht auf die Steuererträge, inſonderheit die Ein⸗ 
kommenſteuererträge belaſtet werden. Der Lehrer koſtet 
in Berlin ſoviel wie in unſeren Städten, aber das 
Steuerſoll beträgt in Berlin 27 M. auf den Kopf der 
Bevölkerung, während es in den Städten des Regie— 
rungsbezirks Marienwerder durchſchnittlich 3,87 M. 
beträgt; es iſt alſo eine Mehrbelaſtung um ca. das 
Sechsfache, welche die Gemeinden in der Provinz für 
ihre Schulen zu tragen haben. Nun mag es ja ſein, 
daß die große Stadt im Schulweſen mehr bietet, aber 
aus welchem Recht ſoll denn in der Schule der großen 
Stadt mehr geleiſtet werden als in der Schule der 
kleineren? Der Staat hat ein Intereſſe daran, daß die 
Volksſchulbildung für alle die gleiche iſt, und wenn er 
es einer Stadt erlaubt, daß ſie mehr leiſtet, dann mag 
er es denen geſtatten, welche die Mittel dazu haben 
und mehr leiſten wollen, aber er darf es nicht zulaſſen, 
daß wir das Sechsfache leiſten müſſen und trotzdem 
unſern Bürgern doch eine noch viel weniger gute 
Schulbildung geben können als die großen Städte. 
Dieſer unbillige Zuſtand läßt ſich nur beſeitigen, wenn 
die Schule im großen und ganzen verſtaatlicht wird; 
durch künſtliche Mittel, durch Bremserlaſſe uſw. läßt 
ſich die Tatſache nicht umgehen, daß die reicheren Ele⸗ 
mente in den großen Städten ſind. Wir haben ſoviel 
rühmen hören die Waldſchule in Charlottenburg; wenn 
unſere Städte in der gleichen finanziellen Lage wären, 
dann hätten wir ebenfalls Waldſchulen. Charlotten⸗ 
burg hat ja im Verhältnis zu uns überhaupt kaum 
noch Volksſchüler; es iſt eine ſehr wohlhabende Stadt, 
und das Steuereinkommen ſteht in umgekehrtem Ver⸗ 
hältnis zu der Anzahl der Schulkinder. Wenn man 
uns den Luxus der dortigen Waldſchule als Muſter 
vor Augen führt, ſo kann ich nur ſagen: Wenn der 
Fiskus die Sache in die Hand nimmt, dann kann man 
im ganzen Staat Waldſchulen haben. 

Dann komme ich noch zu der Frage der! Kreis⸗ 
angehörigkeit. Dieſes Thema liebe ich ganz beſonders; 
es mag dies damit zuſammenhängen, daß der Kreis 
für die Stadt, die ich vertrete, ganz beſonders ſchwere 
Laſten mit ſich bringt. In gleicher Lage wie wir 
dürfte in der Provinz wohl nur noch Zoppot ſein, 
das im Verhältnis zu dem, was es vom Kreiſe hat, 
ganz enorme Laſten auf ſich nehmen muß. Ich komme 
nicht herum um die Frage, weshalb die großen Städte 
zu den Landſtraßenlaſten keinen Pfennig beitragen, 
während wir fortdauernd damit geplagt werden. Ich 
habe dafür keinen Grund gefunden trotz langer Über⸗ 
legung. Hat denn die große Stadt weniger von den 
umliegenden Straßen als die kleine? Den Nachweis 
möchte ich einmal geführt ſehen. Im großen und 
ganzen liegt die Sache umgekehrt, denn die große 
Stadt übt auf die Umgegend eine weit ſtärkere An⸗ 
ziehungskraft aus als die kleine. Jedenfalls bietet 
unſere Kreisbeſteuerung auch ſehr vielſeitige Anregung 
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zur Kritik. Wir haben in den Städten die Neuein⸗ 
ſchätzung der Gebäudeſteuer vor, wodurch ſie vielleicht 
20%, Aufſchlag erfährt. Sie iſt neu zu bemeſſen nach 
dem Verhältnis der Werte von 1906/7 zu 1891. Die 
Grundſteuer auf dem platten Lande wird dagegen nach 
wie vor feſtgeſetzt nach dem Werte von 1860. Daß 
unſere Gebäudeſteuer ſtändig in die Höhe geht, rührt 
nicht in erſter Linie etwa daher, daß mehr Gebäude 
gebaut werden, ſondern daher, daß die Werte der Ge— 
bäude ſo koloſſal in die Höhe gehen durch die Steige⸗ 
rung des Arbeitslohns der Grundwerte und der 
Materialkoſten. Das alles hat ſich aber auch auf dem 
platten Lande geltend gemacht, die Werte haben ſich 
ſeit 1860 auch dort vollkommen verändert, aber an der 
Einſchätzung der Grundſteuer iſt nichts geändert worden. 
Mit unſeren Städten geht man bei der Veranlagung 
der Gebäudeſteuer nicht gerade ſehr ſchonend vor, und 
wenn wir die Arbeit nicht machen wollen, dann wird 
ſie eben von ſtaatswegen auf unſere Koſten erledigt. 
Für das platte Land heißt es: 1. Es ſind von den 
Gemeinden überhaupt keine Arbeiten zu machen, und 
2. es iſt anzunehmen, daß ſich dort keine Wert⸗ 
veränderungen gezeigt haben. Das iſt um jo un⸗ 
begründeter, als ja dieſe ganze Schätzung überhaupt 
nur Zweck hat für die Kreis- und Provinzialbeſteuerung. 

Nach den Vorſchriften des Kommunal- und Kreis⸗ 
abgabengeſetzes find in den Kreiſen durchgängig für 
Zwecke des Straßenweſens die Realſteuern zu belaſten; 
aber in ganz Weſtpreußen gibt es nur etwa 3 Kreiſe, 
die die Realſteuern mit entſprechenden Prozentſätzen 
heranziehen, überall ſonſt wird die Einkommenſteuer, 
die auf dem Lande ſo minimal wenig einbringt — im 
Regierungsbezirk Marienwerder auf dem Lande 0,91 M., 
in den Städten 3,87 M. auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung, alſo etwa das Vierfache — auch hierzu heran⸗ 
gezogen, und zwar wird ſie durchweg mit dem gleichen 
Zuſchlage belegt wie die Realſteuern. Freund in 
ſeinem Kommentar zum Kommunalabgabengeſetz hält 
das für unzuläſſig, aber es geſchieht trotzdem. 

Ich möchte hier ſchließen. Ich habe Ihre Geduld, 
wie mir die Zwiſchenrufe bemerkbar machten, ſchon 
überaus in Anſpruch genommen. Was wir tun ſollen, 
wird dahin gehen müſſen, daß wir alle Kräfte ver⸗ 
einigen, um den Einfluß in den Parlamenten und in 
unſern Provinzialvertretungen zu erlangen, der uns 
nach unſerer Einwohnerzahl, nach unſerer wirtſchaft⸗ 
lichen, politiſchen und nationalen Bedeutung für die 
Oſtmark und nach unſern Steuerleiſtungen zukommt. 
(Beifall). 


Oberbürgermeiſter Dr. Berſten, als Stellvertreter des 
Vorſizenden: Es tut mir leid, daß ich mir durch 
meine vorherigen Ausführungen, durch die ich dem 
Zweck unſerer Verhandlungen am beſten zu dienen 
glaubte, den Unwillen und Zorn des Herrn Vorredners 
zugezogen habe. Er hat in ſcharf akzentuierter Weiſe 
erklärt, daß er ſich keine Schranken werde auferlegen 
laſſen und daß er hier von feinem Recht der freien 
Rede den weiteſtgehenden Gebrauch machen werde. 
M. H., das iſt unſer Wille auch; ich habe keinem aus 
der Verſammlung eine Schranke auferlegen wollen. 


Ich habe nur zur Erwägung anheimgegeben, auf 
welchem Wege wir am beſten das Ziel erreichen, das 
wir erreichen wollen. Ich meinte, daß wir die Sache 
erſt gründlich weiter bearbeiten und dann, nachdem 
wir Herrn Müller weiteren Stoff gegeben haben, ſie 
in erneuter Verhandlung um ſo eingehender beraten 
ſollten. Daß ich fie unter den Tiſch fallen laſſen 
wollte oder die Herren beſchränken wollte in der Bei— 
bringung weiteren und neuen Materials, das dürfte 
kein anderer von Ihnen aus meinen Worten heraus⸗ 
gehört haben. Daß wir hier auch gerne arbeiten und 
ſitzen wollen, bis die Sache ſoweit erſchöpft iſt, wie es 
für notwendig erachtet wird, das iſt, glaube ich, auch 
ſelbſtverſtändlich, und die Herren, die mich aus meiner 
22 jährigen Tätigkeit in Weſtpreußen kennen, werden 
von mir am allerwenigſten annehmen, daß ich hier 
etwa aus Bequemlichkeit die Sache von der Bildfläche 
verſchwinden laſſen will. Ich glaubte dieſe Erklärung 
geben zu müſſen, um den Eindruck nach außen zu ver⸗ 
meiden, als wenn wir nicht alle das gleiche Ziel er= 
ſtrebten, hier eine durchaus eingehende, zweckent—⸗ 
ſprechende Ausſprache zu pflegen. (Beifall). 


Bürgermeiſter Zitzlaff⸗Marienwerder: Was ich ſagte, 
richtete ſich in keiner Weiſe gegen den Herrn Vor⸗ 
ſitzenden, der ja ſchon die allgemeine Beſprechung er⸗ 
öffnet hatte. Ich hatte nur den Eindruck, daß in der 
Verſammlung eine gewiſſe Unruhe herrſchte und keine 
rechte Luſt vorhanden war, weiter zu verhandeln. Ich 
freue mich, wie mir das Bravo zu den Ausführungen 
des Herrn Vorſitzenden zeigt, daß ich mich getäuſcht 
habe und daß Sie ſelbſt die Weiterberatung wünſchen. 

Bürgermeiſter Eichhart⸗Dirſchau: Herr Geheimrat 
Doehn — es iſt ſchade, daß er nicht mehr hier iſt — 
hat vorhin ausgeführt, daß die Kreisbeſteuerung eine 
mindere Rolle ſpiele als die Schullaſten. Das iſt un⸗ 
zutreffend, wenigſtens was Dirſchau anlangt. Bei uns 
in Dirſchau ſind die Kreisſteuern noch größer als die 
Volksſchullaſten. Es iſt auch ein Irrtum, daß wir in 
Dirſchau nur um 7— 8000 Mark in den Kreisſteuern 
erhöht find, es find vielmehr 27—28 000 Mark. Wir 
ſtehen ja ganz verſtändig mit dem Kreiſe, er erkennt 
die moraliſche Verpflichtung an, zu den Koſten des 
ſtädtiſchen Straßennetzes beizuſteuern; das kann aber 
widerrufen werden, und ſo leben wir in Unſicherheit. 

Herrn Zitzlaff möchte ich entgegenhalten: Wenn er 
die Schuldeputation als eine Körperſchaft hinſtellt, die 
ungeheuer wenig zu ſagen habe, ſo vergißt er ganz 
das wichtige Recht der Lehrerwahl. (Zurufe: Das 
haben wir nicht). So, dann habe ich mich geirrt; in 
Oſterode habe ich es gehabt. (Zuruf: Ja, Oſtpreußen!), 
auch für Dirſchau beſteht es. 

Stadtverordnetenvorſteher Dr. Bleyer⸗Elbing: M. H. 
Ich verſpreche Ihnen, recht kurz zu ſein; ich will auf 
die Ausführungen des Herrn Zitzlaff, die mir im 
übrigen ſehr ſympatiſch waren, in einem Punkte ein⸗ 
gehen, in welchem ich ihm allerdings ſehr energiſch 
widerſprechen muß. Er ſprach von der Selbſtverwal⸗ 
tung, die wir in Schulſachen haben, gerade ſo, als ob 
ſie garnichts wert ſei. Ich gebe zu, daß ſie uns 
häufig nichts nützt, daß die ſchönſten und reichſten 
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Beſchlüſſe der Schuldeputation, denen ſich der Magiſtrat 
angeſchloſſen hat, manchmal von der Regierung mit 
einem einzigen Federſtrich wieder beſeitigt werden, ohne 
daß dies auch nur motiviert wird. Das kommt vor, 
und ich als langjähriges Mitglied der Schuldeputation 
habe einige traurige Erfahrungen damit gemacht. Wenn 
das aber auch richtig iſt, ſo muß doch auf der anderen 
Seite auch zugegeben werden, daß dieſe Handhabung 
ſeitens der vorgeſetzten Behörden ſchwankend iſt; ſie 
iſt zu Zeiten mehr eingehend auf die Wünſche der 
Selbſtverwaltungskörper, zu anderen Zeiten mehr wider⸗ 
ſprechend. Das liegt einmal an der Unbeſtändigkeit 
aller Dinge — alles iſt im Fluß, alles läuft —, vor 
allem aber an den Leuten, die oben an der Spitze 
ſtehen, und die für den Wind, der wehen ſoll, die 
jeweilige Richtung angeben. Wenn es zeitweilig ſcharf 
aus Norden geweht hat, ſo kann der Wind ſich auch 
einmal drehen. Das, was von der Schuldeputation 
in den Städten geleiſtet wird, unterliegt zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten alſo einer verſchiedenen Beurteilung 
ſeitens der oberen Behörden. Wenn nun aber: Herr 
Zitzlaff in ſeinem Groll über die ſchlechte Behandlung 
feiner Schuldeputation oder aller unſerer Schuldepu⸗ 
tationen ſo weit geht, die Selbſtverwaltung preisgeben 
zu wollen, ſo muß ich ihm energiſch widerſprechen. Im 
Gegenteile, wir — und gerade auch die kleinen 
Städte — ſollten uns bemühen, dahin zu wirken, daß 
die Selbſtverwaltung immer weiter und weiter aus— 
gebaut wird, und nicht verzagen, wenn es uns einmal 
ſchlecht geht, nicht den Kopf hängen laſſen, ſondern 
mutig vorwärts ſtreben. Die Selbſtverwaltung, die 
von Stein und Hardenberg geſchaffen iſt, ſollen wir 
als eine heilige Sache bewahren und von jedem, der 
auch nur einen kleinen Stein davon abbröckeln läßt, 
ſagen: Das iſt mein Feind, mit dem kann ich nicht 
zuſammengehen. So ſehr 'ich im übrigen mit Herrn 
Zitzlaff übereinſtimme, in dieſem Punkte muß ich ihm 
auf das heftigſte widerſprechen, und ich hoffe die Ver⸗ 
ſammlung auf meiner Seite zu haben. (Beifall und 
Widerſpruch). 


Bürgermeiſter Ande-Löbau: Gegenüber Herrn 
Eichhart möchte ich bemerken, daß, ſoweit mir bekannt, 
das Lehrerwahlrecht in Weſtpreußen den Städten nur 
in den Streifen Roſenberg und Marienwerder zuſteht; 
die übrigen haben es nicht. (Zurufe: Oho! — Deutſch 
Krone! Elbing!) 


Bürgermeiſter Zitzlaff- Marienwerder: Ich würde 
Sie nicht nochmals beläſtigen, aber es zwingt mich 
dazu die Bemerkung des Herrn Dr. Bleyer, daß ich 
Gegner der Selbſtverwaltung ſei. Das bin ich durch⸗ 
aus nicht, ſondern ich ſagte nur: Dieſe Sorte von 
Selbſtverwaltung, die wir jetzt bezüglich der Schulen 
haben, die ſich auf rein äußere Sachen beſchränkt, wo 
die ganze Selbſtverwaltung — ich rede nicht von 
unſerer Stadt — ſchließlich auf den Verſuch hinaus⸗ 
läuft, die finanziellen Anſprüche der Schulaufſichts⸗ 
behörden möglichſt herabzuſtimmen — dieſe Art der 
Selbſtverwaltung iſt mir ſo hohe Steuerzuſchläge nicht 
wert, wie ſie, nach dem Beiſpiel von Dirſchau zu ur⸗ 
teilen, von der Mehrzahl unſerer Städte für die Schulen 


getragen werden müſſen. Unſere Selbſtverwaltung iſt, 
ſoweit ſie die inneren Schulfragen betrifft, bei weitem 
nicht ſo viel wert wie in Sachen der Polizeiverwal⸗ 
tung, die im Namen des Königs tätig iſt. 


Herrn Kude möchte ich erwidern, daß das Lehrer⸗ 
wahlrecht in Weſtpreußen zuſteht den Magiſtraten in 
den Landkreiſen Dt. Krone, Elbing, Roſenberg und 
Marienburg nicht Marienwerder und den 
Magiſtraten der Stadtkreiſe, und daß den Magiſtraten 
in anderen Kreiſen das Lehrerberufungsrecht verliehen 
wird, wenn die Stadt über 10000 Einwohner hat. 


Bürgermeiſter Lutze-Tuchel: Ich kann es mir nicht 
verſagen, im Intereſſe aller Städte auf einen Übelſtand 
aufmerkſam zu machen, der mir in letzter Zeit in 
meiner Praxis ſehr unangenehm aufgefallen iſt; er iſt 
ein Zeichen dafür, wie hoch wir mit Volksſchullaſten 
bedacht werden und wie wenig weitgehend unſere 
Selbſtverwaltung in Schulangelegenheiten iſt. Auf 
Betreiben des zuſtändigen Kreisſchulinſpektors will die 
Kgl. Staatsregierung uns eine Dorfſchule einrichten in 
dem Stadtteile Rudabrück. 


Oberbürgermeiſter Dr. Zerſten, als Stellvertreter 
des Vorſitzenden (den Redner unterbrechend): Ich glaube 
doch, daß das hier nicht hergehört. Die Behandlung 
einer einzigen Schullehrerſtelle im Kreiſe Tuchel dürfte 
doch wohl zu weit führen bei der Beratung einer 
Frage, die da lautet: Iſt die Lage der kleinen, nicht 
kreisfreien Städte durch die Geſetzgebung der letzten 
35 Jahre gefördert oder geſchädigt worden, und wie 
kann ihnen geholfen werden? Guruf des Bürger⸗ 
meiſters Lutze: Ich wollte die Sache nur mit Rück⸗ 
ſicht auf die Selbſtverwaltung vorbringer). Das war 
auch nur eine Abſchweifung, die jetzt nicht noch auf 
Spezialfälle übergeleitet werden darf. Ich glaube, die 
Erörterung derartiger Einzelfälle können wir nicht zus 
laſſen. (Zuruf des Bürgermeiſters Lutze: Wenn Sie 
meinen, muß ich mich beſcheiden). 


Regierungsrat Dr. Schrorder⸗Danzig: Da Herr Ge⸗ 
heimrat Doehn fortgegangen iſt, möchte ich Herrn 
Bürgermeiſter Eichhart gegenüber auf folgendes auf⸗ 
merkſam machen: Soweit ich orientiert bin, iſt der von 
Herrn Bürgermeiſter Eichhart angegebene Mehrbetrag 
der Kreisabgaben für Dirſchau von 27 28000 M. 
berechnet nach dem bisherigen Satze der Kreisabgaben 
und dem Kommunalſteuerſoll des Eiſenbahnfiskus. Es 
iſt aber zu beachten, daß ſich der Prozentſatz der Kreis⸗ 
abgaben infolge der ſtärkeren Heranziehung des Do⸗ 
mänen⸗, des Anſiedelungs⸗ und des Eiſenbahnfiskus 
herabmindern wird. Wird dies berückſichtigt, ſo wird 
ſich der von Herrn Geheimrat Doehn angegebene 
Mehrbetrag für Dirſchau von 78000 M. ergeben. 


Im laufenden Jahre hat ſich dies bisher noch nicht . 


genau feſtſtellen laſſen, da für den en 
und die Gutsbezirke das Veranlagungsſoll für i 

maßgebend ift und da dies, insbeſondere auch für 15 
Eiſenbahnfiskus bisher noch nicht ermittelt iſt. 5 
mag für Dirſchau zunächſt noch das große Mehr her⸗ 
auskommen, aber es wird ſich künftig wohl ausgleichen, 
und die kleinen Städte werden dann tatſächlich durch 
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das Kreisabgabengeſetz nicht in dem Maße benach⸗ 
teiligt ſein, wie der Herr Bürgermeiſter annimmt. f 


Bürgermeiſter Dr. Gollath⸗Zoppot: Was die Schul⸗ 
laſten und das Recht der Selbſtverwaltung anlangt, 
ſo ſtehen ich und, wie ich annehme, ein großer Teil 
der Verſammlung durchaus auf dem Standpunkte des 
Kollegen Zitzlaff; der Apell des Herrn Dr. Bleyer an 
die Verſammlung würde im Falle einer Abſtimmung 
wohl nicht den von ihm gewünſchten Erfolg haben. 
Es würde den Städten ſehr leicht ſein, das bischen 
Selbſtverwaltung, das ſie in Schulſachen haben, auf⸗ 
zugeben, wenn ihnen gleichzeitig auch die Laſten ab⸗ 
genommen würden. (Sehr richtig). Das wäre die 
Sache durchaus wert, denn von der Selbſtverwaltung 
ift jetzt nur noch das Lehrerwahlrecht in einigen Streifen 
übrig geblieben. Die Aufklärung, die Herr Kollege 
Zitzlaff über den Umfang dieſes Rechtes zuletzt gegeben 
hat, kaun aber nicht jo recht zutreffend fein, denn in 
Neuſtadt beſteht dieſes Recht auch. (Zurufe). Dann 
habe ich das mißverſtanden. Ich möchte noch anregen, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, daß Herr Kollege Müller 
eine Umfrage veranſtaltete, durch die das Verhältnis, 
in welchem die Städte ſich an den Kreisabgaben be⸗ 
teiligen, genau klargeſtellt wird. Eine Statiſtik darüber 
wäre ſehr intereſſant. Ich komme zu dieſer Auregung 
deswegen, weil Herr Müller darauf hinwies, daß ſeiner 
Anſicht nach den Städten nicht ausreichend gedient ſein 
würde, wenn ſie in den Kreiſen eine Vertretung nach 
Maßgabe ihrer Steuerpflicht erhielten. Ich glaube, 
eine Statiſtik würde ihn eines weſentlich anderen be 
lehren; es würde ſich dann, wie ich glaube, ein Re⸗ 
ſultat ergeben, das zur Evidenz erwieſe, daß auf eine 
Regelung in dieſem Sinne niemals zu hoffen iſt, denn 
dann würden in den meiſten Kreiſen die Städte bei 
weitem die Majorität erhalten. Endlich möchte ich 
noch anregen, das Thema bei der nächſten Beratung 
etwas weiter auszuſpinnen, nämlich nicht blos die 
Frage zu behandeln, wie ſich die Geſetzgebung in 
Bezug auf die nicht kreisfreien Städte geſtaltet hat, 
ſondern auch die Handhabung der Geſetzgebung zu 
erörtern. Ich kenne eine ganze Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen, die zwar durch das Geſetz an ſich den 
nicht kreisfreien Städten garnicht ungünſtig ſind, wohl 
aber durch die Handhabung. 

Stadtverordneten vorſteher Dr. Bleyer⸗Elbing: Ich 
kann es nur bedauern, daß der Herr Vorredner in 
Bezug auf die Selbſtverwaltung in Schulſachen auf 
einem anderen Standpunkte ſteht. Es liegt um ſo 
weniger ein Grund vor, hier die Selbſtverwaltung 
preisgeben zu wollen als ja die freie Lehrerwahl, wie 
Sie gehört haben, nur in vier Kreiſen beſteht. Sollte 
es da nicht würdiger für die Städte ſein, die etwas 
auf Selbſtverwaltung halten, auch wenn ſie nicht 
10000 Einwohner haben, dieſes Recht der freien 
Lehrerwahl zu erſtreben? Das wäre viel würdiger als 
die Preisgabe der Selbſtverwaltung. 

Bürgermeiſter Zitzlaff⸗Marienwerder: Zu den Aus⸗ 
führungen des Herrn Dr. Bleyer kann ich nur be⸗ 
merken: Das Lehrerberufungsgeſetz von 1886 iſt ein 
politiſches, ein ſogenanntes Polengeſetz; es iſt mit dem 
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Auſiedelungsgeſetz erlaſſen, und an ſeine Anderung iſt 
nicht zu denken. Der Herr Kollege aus Zoppot und 
ich ſind für die Verteilung der Schullaſten auf die 
Geſamtheit, obwohl für unſere beiden Städte der 
jetzige Zuſtand finanziell durchaus nicht ſonderlich von 
Nachteil iſt; Zoppot und Marienwerder würden, wenn 
die Schullaſten auf die Geſamtheit gelegt werden, kaum 
weniger zu bezahlen haben, als jetzt. Wir haben alſo 
nicht pro domo geſprochen, ſondern ausſchließlich vom 
Standpunkte des Geſamtintereſſes. 


Oberbürgermeiſter Dr. Berſten, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden: Es hat ſich niemand mehr zum Wort ge- 
meldet. Ich erteile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Müller = Dt. Krone: 
M. H.! Ich danke Ihnen für das Intereſſe, mit 
welchem Sie meinen Ausführungen gefolgt ſind, und 
für die Anerkennung, welche Sie und der Herr Vor— 
ſitzende denſelben zuteil werden ließen. Ich hatte er= 
wartet und gehofft, daß ſich an meine Ausführungen 
eine Debatte anſchließen würde, aber ich hatte nicht 
angenommen, daß ſie in ſo bedeutendem Maße auf 
das Gebiet der Schulverwaltung übergehen würden, 
wie es tatſächlich geſchehen iſt. Ich will mich nicht 
weiter auf dieſen Teil der Verhandlungen einlaſſen, 
ſondern nur für diejenigen Herren, die es vielleicht als 
einen Mangel empfinden, daß mein Vortrag nicht mit 
einer Reſolution abſchließt, welche Vorſchläge über die 
Art bringt, wie zu helfen ſei, bemerken, daß ich die 
Sache, die ſeit dem Beſtehen des Städtetages heute 
zum erſten Male von mir zur Sprache gebracht iſt, 
für zu vielſeitig halte, um jetzt ſchon ganz beſtimmte 
Vorſchläge zu machen und nach einſtündiger Debatte 
zu ſolchen eine beſtimmte Stellungnahme erwarten zu 
können. Ich habe nur Anregungen geben wollen, und 
zwar hoffe ich, daß es nicht allein Anregungen für den 
Weſtpreußiſchen Städtetag ſein werden, ſondern daß 
man ſich auch in anderen Städtetagen nach Kenntnis⸗ 
nahme von unſeren Verhandlungen mit dieſem Thema 
beſchäftigen wird, und auch wir im nächſten Jahre 
erneut über dies Thema verhandeln werden. (Sehr 
richtig). Wenn dann die Geſamtheit der kleinen Städte 
vorgeht und gemeinſchaftlich den Schrei nach Berück⸗ 
ſichtigung erhebt, dann wird ſie ihr hoffentlich zuteil 
werden. (Lebhafter Beifall). 

Oberbürgermeiſter Dr. Rerften, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden: Ich ſchließe dieſen Punkt der Tages⸗ 
ordnung, indem ich auch meinerſeits wünſche, daß die 
heute mit ſo großem Intereſſe begonnene Arbeit im 
nächſten Jahre zu einem Abſchluſſe gelangen möge, der 
unſern Hoffnungen, die wir an die Arbeit knüpfen, in 
reichem Maße entſpricht. 

Wir gehen über zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Gewährung von Safrpreisvergünfligungen für die 
von der Techniſchen Hochſchule in Danzig ver- 

anſtalteten Honderkurfe. - 

Btrichterſtatter, Stadtverordneter Hardimaun-Danzig: 
M. H.! Ich werde Ihre Aufmerkſamkeit nur für einige 
Minuten in Anſpruch nehmen; ich bemerke auch im 


42 — 


voraus, daß die Frage, um die es ſich handelt, in 
keiner Weiſe eine finanzielle Belaſtung der Gemeinden 
mit ſich bringt. 

Zu den Maßregeln, welche die Staatsregierung in 
den letzten Jahren ergriffen hat, um den Oſten zu 
ſtärken und wirtſchaftlich widerſtandsfähiger zu machen, 
gehört die Errichtung der Techniſchen Hochſchule in 
Danzig und der Akademie in Poſen. Die Aufgabe 
der letzteren iſt enger begrenzt als die der Hochſchule. 
Die Akademie ſoll nur dazu dienen, die allgemeine 
Bildung der deutſchen Bevölkerung in Poſen zu ver: 
tiefen und nach Möglichkeit dazu Gelegenheit und Ans 
regung bieten. Zur Erreichung dieſes Zweckes hat ſich 
die Eiſenbahnverwaltung bereit finden laſſen, Fahr⸗ 
preisermäßigungen zu bewilligen für diejenigen Hörer 
aus der Provinz, welche Kurſe oder ſemeſterweiſe Vor— 
leſungen an der Akademie belegt haben. Bis zur 
Tarifreform vom 1. Mai d. J. beſtand die Vergüuſti⸗ 
gung darin, daß man für den einfachen Fahrpreis hin⸗ 
und zurückfahren konnte; ſeit Einführung der Tarif 
reform aber beſteht ſie darin, daß man für den Preis 
der dritten Klaſſe in der zweiten und für den Preis 
der vierten Klaſſe in der dritten fahren kann. Das 
kommt annähernd auf den gleichen Preis heraus wie 
früher. Nun hat zwar die Hochſchule in Danzig einen 
weiteren Wirkungskreis — ihre vornehmſte Aufgabe iſt 
die fachmänniſche Ausbildung der Studentenſchaft —, 
aber als zweitwichtigſte Aufgabe iſt ihr zugewieſen, 
ſolchen Technikern und Verwaltungsbeamten, die bereits 
in der Praxis tätig ſind, Gelegenheit zu geben, durch 
Anhören von Kurſen ihr fachmänniſches Wiſſen zu er— 
weitern, und ferner ſoll auch dieſe Hochſchule ebenſo 
wie die Akademie in Poſen befruchtend und vertiefend 
auf die allgemeine Bildung der deutſchen Bevölkerung 
in Weſtpreußen einwirken. Sieht man, was zweifellos 
feſtſteht, dieſen Wirkungskreis der Hochſchule in Danzig 
als zweckmäßig an, ſo wird man ſich nicht genieren 
dürfen, diejenigen Mittel anzuwenden, welche geeignet 
ſind, die Sonderkurſe der Hochſchule möglichſt weiten 
Kreiſen zugänglich zu machen. Die Erfahrungen in 
Poſen haben gezeigt, daß die Einführung von Fahr⸗ 
preisermäßigungen dazu ſehr förderlich iſt. Wenn 
jemand an einem Kurſus teilnimmt, der vielleicht ein⸗ 
mal oder zweimal in der Woche an einem Nachmittage 
itattfindet, dann kann man nicht von ihm verlangen, 
daß er dieſe beſſere Information durch einen ſtändigen 
Aufenthalt während der ganzen Zeit in Danzig er⸗ 
kauft. Das wäre zu teuer und vom wirtſchaftlichen 
Standpunkte aus zu verwerfen; dagegen ſtellen ſich die 
Koſten nicht zu hoch, wenn er jedesmal herüberkommt, 
vorausgeſetzt, daß ihm die Reiſe verbilligt wird. Aus 
dieſem Grunde erlaubten wir uns nach Anſchlußnahme 
an die Verwaltung der Hochſchule durch den Magiſtrat 
der Stadt Danzig an den Städtetag mit der Bitte 
heranzutreten, bei der Eiſenbahnverwaltung in dieſem 
Sinne vorſtellig zu werden. Auf die einzelnen Fächer, 
über die Vorträge und Kurſe eingerichtet ſind, will ich 
nicht eingehen, die Herren werden ja im großen und 
ganzen darüber unterrichtet ſein, und ſo ſchließe ich 
mit der Bitte, dieſer im nationalen Sinne durchaus 
wünſchenswerten Maßnahme, auch wenn ſie nur zu 


den Heinen Mitteln gehört, durch Annahme der nach⸗ 
folgenden Reſolution zuzuſtimmen: 

Der XV. Weſtpreußiſche Städtetag erſucht 
ſeinen Vorſtand, bei der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die Gewährung von Fahrpreis⸗ 
ermäßigungen für den Beſuch der Techniſchen 
Hochſchule in Danzig analog den für die König⸗ 
liche Akademie in Poſen gewährten Erleichterungen 
anzuſtreben. 

Oberbürgermeiſter Dr. Kerſten, als Stellvertreter des 
Vorſitzenden: Ich eröffne die Diskuſſion. — Es meldet 
ſich niemand zum Wort. Sie haben die Reſolution 
gehört. Ich glaube, daß ſie keiner weiteren Befür⸗ 
wortung bedarf. Die Verſammlung wird mit dem 
Berichterſtatter der Meinung ſein, daß durch die ge⸗ 
forderte Maßnahme die Kulturintereſſen, welche die 
Danziger Hochſchule mit ihren Kurſen verfolgt, eine 
Syebuna, erfahren werden: und daß jede Hebung in 
kultureller Beziehung den Vertretern der weſtpreußiſchen 
Städte erwünſcht iſt, das bedarf keines Beweiſes. Ich 
bitte Sie daher, die Reſolution ſo wie ſie zur Vorlage 
gebracht iſt, einſtimmig anzunehmen. Beifall). 285 
erhebt ſich kein Widerſpruch; ich konſtatiere die An⸗ 
nahme der Reſolution. 

Damit iſt auch dieſer Gegenſtand erledigt. 

Wir kommen zum Punkt 7 der Tagesordnung: 

Geſchäftliche Mitteilungen. 

Seitens des Vorſtandes habe ich keine Mitteilungen 
zu machen; ich möchte nur darauf hinweiſen, daß Herr 
Fabrikbeſitzer Muscate, der uns ſchon wiederholt ge⸗ 
legentlich dieſer Tagung zum Führer gedient hat, die 
Liebenswürdigkeit haben wird, uns nach Schluß der 
Sitzung auch noch durch das Johanniterkrankenhaus 
zu begleiten. Ich ſtelle anheim, daß die Herren, die 
es ſehen wollen, nach Schluß der Sitzung noch hier⸗ 
bleiben, um dann gemeinſam mit Herrn Muscate die 
Beſichtigung vorzunehmen. Ich perſönlich werde mich 
auch anſchließen. 
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Ich möchte dann fragen, ob jemand von Ihnen 
noch geſchäftliche Mitteilungen zu machen hat. 

Bürgermeiſter Eichhart⸗Dirſchau: Ich bitte den Vor⸗ 
ſtand, die Druckſachen des diesjährigen Städtetages 
ſchneller zu verſenden, als die des vorigen, damit wir 
an Hand des Berichts die einzelnen Sachen erledigen 
können. 

Stadtverordnetenvorſteher Dr. Bleyer-Elbing: M. H.! 
Ich glaube in Ihrer aller Sinne zu ſprechen, wenn ich 
hiermit in Ihrem Namen dem Herrn Vorſitzenden den 
beſten Dank ausſpreche für die objektive, tatkräftige 
Leitung, die er unſerer Verſammlung hat angedeihen 
laſſen. Zum Zeichen dieſes Dankes bitte ich Sie, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht unter leb⸗ 
hafter Zuſtimmung). 

Oberbürgermeiſter Dr. Berften, als Stellvertreter des 
Horſitzenden: Namens des Vorſtandes, namentlich auch 
namens des abweſenden Herrn Vorſitzenden ſpreche ich, 
der Verſammlung für dieſe liebenswürdigen Worte 
herzlichſten Dank aus. Wir haben uns bemüht, die 
Verhandlungen ſo nutzbringend zu geſtalten, wie es 
anging; wenn es nicht in vollem Umfange gelungen 
iſt, ſo hat es nicht an gutem Willen gefehlt. Ich bitte 
aber, dieſen Dank vornehmlich ablenken zu dürfen auf 
die Herren Berichterſtatter, die in jo ſelten friſcher, 
herzerquickender, ſachlicher Weiſe den Verhandlungen 
fruchtbaren Boden gegeben haben. (Lebhafter Beifall). 

Mit dieſem Danke ſchließe ich den fünfzehnten weſt⸗ 
preußiſchen Städtetag, indem ich Sie bitte, wie zu 
Beginn ſo auch am Ende Ausdruck zu geben einem 
Gefühl, das uns alle mit gleicher Wärme erfüllt, dem 
Gefühl der Liebe und Treue zu unſerm angeſtammten 
Herrſcherhauſe. Seine Majeſtät, unſer allergnädigiter 
Kaiſer und König lebe hoch! (Die Mitglieder haben 
ſich erhoben und ſtimmen dreimal lebhaft in den 
Ruf ein). 


Schluß 11%, Uhr. 


